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A.  Vorwort 

Diese Broschüre enthält wichtige Normen, Ordnungen und 
Texte des kirchlichen Arbeitsrechts in der katholischen Kirche 
zum Stand vom 1. August 2011. Die Ordnungen für Arbeits-
rechtliche Kommissionen des Dritten Weges (Rahmen-/Bis-
tums-/Regional-KODA-Ordnung und Zentral-KODA-Ordnung) 
sind nicht berücksichtigt, weil sie zurzeit überarbeitet werden. 

Mit dieser Veröffentlichung soll den Verantwortlichen bei den 
kirchlichen Rechtsträgern, den kirchlichen Dienstgebern und 
Dienstnehmern sowie allen Interessierten ermöglicht werden, 
sich über das kirchliche Arbeitsrecht zu informieren, damit vor 
allem die Umsetzung in den verschiedenen kirchlichen Ein-
richtungen gelingen kann. 

In der „Erklärung der deutschen Bischöfe zum kirchlichen 
Dienst“ (Kap. B) aus dem Jahr 1993 finden sich ausgehend 
vom Leitbild der kirchlichen Dienstgemeinschaft grundlegende 
Aussagen zur Eigenart des kirchlichen Dienstes mit Anforde-
rungen an Träger und Leitung kirchlicher Einrichtungen und an 
die kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Die „Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen 
kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ (Kap. C) ist die wichtigste 
Rechtsquelle des Kirchenarbeitsrechts. Ihre zehn Artikel bilden 
die Grundpfeiler der kirchlichen Arbeitsverfassung. Die Grund-
ordnung stellt eine kirchenrechtliche Verlautbarung der Bischö-
fe dar, welche die „Erklärung der deutschen Bischöfe zum 
kirchlichen Dienst“ normativ umsetzt und sich vorrangig an die 
kirchlichen Einrichtungen und ihre Leitungen, aber auch an die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Kirchendienst richtet. Als 
kirchenrechtliche Verlautbarung ist die Grundordnung von der 
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Deutschen Bischofskonferenz am 22. September 1993 verab-
schiedet und anschließend einheitlich und in gleichem Wortlaut 
von den Diözesanbischöfen als Kirchengesetz in Kraft gesetzt 
worden. Die Deutsche Bischofskonferenz hat am 20. Juni 2011 
eine Änderung von Art. 2 GrO beschlossen und den (Erz-) 
Diözesen die Umsetzung in diözesanes Recht empfohlen. 

Die „Erklärung des Ständigen Rates der Deutschen Bischofs-
konferenz zur Unvereinbarkeit von Lebenspartnerschaften nach 
dem Lebenspartnerschaftsgesetz mit den Loyalitätsobliegen-
heiten nach der Grundordnung“ vom 24. Juni 2002 (Kap. D) ist 
eine authentische Interpretation von Art. 5 Abs. 2 GrO gemäß 
c. 16 CIC, mit der die (Erz-)Bischöfe verbindlich festlegen, wie 
ein von ihnen erlassenes Gesetz zu verstehen ist. 

Um das Verständnis der „Grundordnung“ zu erleichtern, enthält 
die Broschüre kurze Erläuterungen der einzelnen Bestimmun-
gen (Kap. E). Die Kommentierung der Einleitung und der Art. 
1, 3, 6 und 7 hat Prof. Dr. Reinhard Richardi verfasst, die Er-
läuterung des neugefassten Art. 2 sowie der Art. 4, 5, 8, 9 und 
10 stammen von Prof. Dr. Wilhelm Dütz. 

Die Rahmenordnung für eine Mitarbeitervertretungsordnung 
(Rahmen-MAVO) ist ein zu empfehlendes Muster der Deut-
schen Bischofskonferenz für die jeweiligen diözesanen Mitar-
beitervertretungsordnungen (Kap. F). Rechtswirksamkeit ent-
faltet das Mitarbeitervertretungsrecht, sobald die Mitarbeiter-
vertretungsordnung vom jeweiligen Diözesanbischof als Kir-
chengesetz in Kraft gesetzt wird. Um ein höchstmögliches Maß 
an Einheitlichkeit sicherzustellen, sind die diözesanen Mitar-
beitervertretungsordnungen inhaltlich eng an die Rahmen-
MAVO angelehnt worden. Die Rahmen-MAVO ist mehrfach 
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modifiziert worden, zuletzt im Zuge der Änderung der „Grund-
ordnung“ durch Beschluss vom 20. Juni 2011. 

Da für Streitigkeiten aus dem Bereich des kollektiven kirch-
lichen Arbeitsrechts, insbesondere des kircheneigenen Arbeits-
rechtsregelungsverfahrens (Dritter Weg) und des kirchlichen 
Mitarbeitervertretungsrechts der Rechtsweg zu den staatlichen 
Gerichten ausgeschlossen ist, ist in Art. 10 GrO vorgesehen, 
dass für diese Rechtsstreitigkeiten unabhängige kirchliche Ge-
richte gebildet werden. Das geschah mit der kirchlichen 
Arbeitsgerichtsordnung (KAGO) (Kap. G). Die KAGO ist auf-
grund eines Mandats des Apostolischen Stuhls gemäß c. 455 § 1 
CIC von der Deutschen Bischofskonferenz am 21. September 
2004 beschlossen worden. Vor ihrer Inkraftsetzung musste die 
Zustimmung des Apostolischen Stuhls in Form einer „recogni-
tio“ eingeholt werden. Diese wurde am 31. März 2005 zunächst 
„ad experimentum“ auf fünf Jahre erteilt. Die KAGO trat am 
1. Juli 2005 in Kraft. Die Erteilung des Apostolischen Mandats 
hatte zum einen zur Folge, dass die KAGO von der Deutschen 
Bischofskonferenz als partikulares Kirchengesetz für alle deut-
schen (Erz-)Diözesen erlassen werden konnte, das gemäß c. 135 
§ 2 CIC diözesanrechtlichen Regelungen vorgeht. Zum anderen 
hat das päpstliche Mandat ausdrücklich von allen entgegenste-
henden Normen des Prozessrechts des CIC mit der Folge dis-
pensiert, dass das universalkirchliche Prozessrecht insoweit 
nicht gilt. Die geänderte Fassung der KAGO, die von der Deut-
schen Bischofskonferenz am 25. Februar 2010 beschlossen und 
anschließend von der Apostolischen Signatur genehmigt wurde, 
trat zum 1. Juni 2011 in Kraft. Sie ist das Ergebnis einer ersten 
systematischen Auswertung der Erfahrungen mit der kirchli-
chen Arbeitsgerichtsbarkeit. 
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Im Namen der deutschen (Erz-)Bischöfe danke ich herzlich 
allen, die an der Erarbeitung der vorliegenden Regelungswerke 
und an der Beratung des kirchlichen Gesetzgebers mitgewirkt 
haben. 

 

Bonn, den 28. September 2011 

 

 

 

Dr. Robert Zollitsch 
Erzbischof von Freiburg 
Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz 
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B.  Erklärung der deutschen Bischöfe zum  
kirchlichen Dienst 

I.  Präambel 

1.  Der Berufung aller Menschen zur Gemeinschaft mit Gott 
und untereinander zu dienen, ist der Auftrag der Kirche.1 
In lebendigen Gemeinden und Gemeinschaften bemüht sie 
sich, weltweit diesem Auftrag durch die Verkündigung 
des Evangeliums, die Feier der Eucharistie und der ande-
ren Sakramente sowie durch den Dienst am Mitmenschen 
gerecht zu werden.2 

Diese Sendung verbindet alle Glieder im Volk Gottes; sie 
bemühen sich, ihr je an ihrem Ort und je nach ihrer Bega-
bung zu entsprechen.3 Diesem Ziel dienen auch die Ein-
richtungen, die die Kirche unterhält und anerkennt, um 
ihren Auftrag in der Gesellschaft wirksam wahrnehmen zu 
können. Wer in ihnen tätig ist, wirkt an der Erfüllung die-
ses Auftrags mit. Alle, die in den Einrichtungen mitarbei-
ten, bilden – unbeschadet der Verschiedenheit der Dienste 
und ihrer rechtlichen Organisation – eine Dienstgemein-
schaft. 

2.  In der Bundesrepublik Deutschland ist der Kirche durch 
das Grundgesetz die Freiheit garantiert, ihre Angelegen-
heiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten.4 Die Kir-
che kann ihre Sendung und ihren Dienst in vielfältigen 
Formen verwirklichen. Sie ist nicht darauf beschränkt, da-

                                                 
1 Vgl. Vaticanum II, LG 1, 5; GS 3, 19, 40, 45. 
2 Vgl. Vaticanum II, LG 8, 9, 26; GS 24, 27, 41, 42, 88. 
3 CIC cc. 208, 211, 215, 216. 
4 Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV. 
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für besondere kircheneigene Gestaltungsformen zu entwi-
ckeln, sondern kann sich auch der jedermann offenstehen-
den Privatautonomie bedienen, um ein Dienstverhältnis zu 
begründen und zu regeln.5 Deshalb ist es ihr möglich, 
neben den ehrenamtlichen auch hauptamtliche Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter zu gewinnen. 

3.  Für alle, die im kirchlichen Dienst stehen, trägt die Kirche 
eine besondere Verantwortung. Aufgrund ihrer Sendung 
ist die Kirche verpflichtet, die Persönlichkeit und Würde 
der einzelnen Mitarbeiterin und des einzelnen Mitarbeiters 
zu achten und zu schützen und das Gebot der Lohnge-
rechtigkeit zu verwirklichen.6 Das kirchliche Arbeitsrecht 
muss daher außer den Erfordernissen, die durch die kirch-
lichen Aufgaben und Ziele gegeben sind, auch den 
Grundnormen gerecht werden, wie sie die Katholische 
Soziallehre für die Arbeits- und Lohnverhältnisse heraus 
gearbeitet hat.7 

 Für kirchliche Dienstverhältnisse ergeben sich daraus fol-
gende Grundsätze: 

II.  Eigenart des kirchlichen Dienstes 

Kirchliche Einrichtungen dienen dem Sendungsauftrag der Kir-
che. Daraus ergibt sich, dass alle Gestaltungsformen des kirch-
lichen Dienstes, auch die arbeitsrechtlichen Beziehungen zwi-
schen den kirchlichen Anstellungsträgern und ihren Beschäf-
tigten, dem religiösen Charakter des kirchlichen Auftrags ent-
sprechen müssen. In der Einrichtung selbst muss sichtbar und 
erfahrbar werden, dass sie sich dem Auftrag Christi verpflichtet 

                                                 
5 Beschluss des BVerfG vom 04.06.1985, E 70, 138. 
6 Vgl. CIC c. 747 § 2 sowie cc. 231 § 2, 1286. 
7 Vgl. Vaticanum II, GS 67. 
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und der Gemeinschaft der Kirche verbunden weiß. Alle Betei-
ligten, Dienstgeber sowie leitende und ausführende Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, müssen bereit sein, „an der Verwirkli-
chung eines Stückes Auftrag der Kirche im Geist katholischer 
Religiosität, im Einklang mit dem Bekenntnis der katholischen 
Kirche und in Verbindung mit den Amtsträgern der katholi-
schen Kirche“8 mitzuwirken. 

III.  Anforderungen an Träger und Leitung kirchlicher 
Einrichtungen 

1. Zielsetzung und Tätigkeit, Organisationsstruktur und Lei-
tung kirchlicher Einrichtungen haben sich an der Glau-
bens- und Sittenlehre und an der Rechtsordnung der Kir-
che auszurichten.9 Jede dieser Einrichtungen muss sich als 
Teil der Kirche begreifen. Keine Einrichtung darf sich 
ohne Zustimmung der zuständigen kirchlichen Autorität 
„katholisch“ nennen.10 

2.  Träger und Leitung tragen die Verantwortung für den 
kirchlichen Charakter der Einrichtung. Sie haben auch da-
für zu sorgen, dass in der Einrichtung geeignete Personen 
tätig sind, die bereit und in der Lage sind, den kirchlichen 
Charakter der Einrichtung zu pflegen und zu fördern.11 
Nur wenn die religiöse Dimension des kirchlichen Diens-
tes beachtet und der kirchliche Charakter der Einrichtung 
durch alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bejaht wer-

                                                 
8 Beschluss des BVerfG vom 11.10.1977, E 46, 73, 87. 
9 Vgl. Johannes Paul II., Apost. Konst. „Ex corde Ecclesiae“, Normae 

generales Art. 2. 
10 CIC cc. 216, 300, 803 § 3, 808. 
11 Vgl. Johannes Paul II., Apost. Konst. „Ex corde Ecclesiae“, Normae 

generales Art. 4. 
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den, kann die Kirche ihren Dienst an dem Menschen 
glaubwürdig erfüllen. 

IV.  Anforderungen der Kirche an die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

1.  Die Gestaltung des kirchlichen Arbeitsverhältnisses geht 
von der Dienstgemeinschaft aller aus, in der jede Mitar-
beiterin und jeder Mitarbeiter das kirchliche Selbstver-
ständnis der Einrichtung anerkennt und dem dienstlichen 
Handeln zugrunde legt. Das verpflichtet jede Mitarbeiterin 
und jeden Mitarbeiter zu einer Leistung und Loyalität, die 
der Stellung der Einrichtung in der Kirche und der über-
tragenen Aufgabe gerecht werden. Die Kirche muss des-
halb an ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Anforde-
rungen stellen, die gewährleisten, dass sie ihren besonde-
ren Auftrag glaubwürdig erfüllen können. Dazu gehören 
fachliche Tüchtigkeit, gewissenhafte Erfüllung der über-
tragenen Aufgaben12 und eine Zustimmung zu den Zielen 
der Einrichtung. 

2.  Damit die Einrichtung ihre kirchliche Sendung erfüllen 
kann, muss der kirchliche Dienstgeber bei der Einstellung 
darauf achten, dass eine Mitarbeiterin und ein Mitarbeiter 
die Eigenart des kirchlichen Dienstes bejaht. Er kann 
pastorale, katechetische und in der Regel erzieherische 
Aufgaben nur einer Person übertragen, die der katholi-
schen Kirche angehört. 

3. (1) Von den katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
wird erwartet, dass sie die Grundsätze der katholischen 
Glaubens- und Sittenlehre anerkennen und beachten. Ins-
besondere im pastoralen, katechetischen und erzieheri-

                                                 
12 Vgl. CIC c. 231 § 1. 
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schen Dienst sowie bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
die aufgrund einer Missio canonica tätig sind, ist das per-
sönliche Lebenszeugnis im Sinne der Grundsätze der ka-
tholischen Glaubens- und Sittenlehre erforderlich. Dies 
gilt auch für leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

 (2) Von nicht katholischen christlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern wird erwartet, dass sie die Wahrheiten und 
Werte des Evangeliums achten und dazu beitragen, sie in 
der Einrichtung zur Geltung zu bringen. Nichtchristliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen bereit sein, die 
ihnen in einer kirchlichen Einrichtung zu übertragenden 
Aufgaben im Sinne der Kirche zu erfüllen. 

 (3) Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben kirchen-
feindliches Verhalten zu unterlassen. Sie dürfen in ihrer 
persönlichen Lebensführung und in ihrem dienstlichen 
Verhalten die Glaubwürdigkeit der Kirche und der Ein-
richtung, in der sie beschäftigt sind, nicht gefährden.  

4.  Erfüllt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die 
Beschäftigungsanforderungen nicht mehr, so muss der 
Dienstgeber durch Beratung versuchen, dass die Mitar-
beiterin oder der Mitarbeiter diesen Mangel auf Dauer be-
seitigt. Im konkreten Fall ist zu prüfen, ob schon ein sol-
ches klärendes Gespräch oder eine Abmahnung, ein for-
meller Verweis oder eine andere Maßnahme (z. B. Verset-
zung, Änderungskündigung) geeignet sind, dem Oblie-
genheitsverstoß zu begegnen. Eine Kündigung muss als 
letzte Maßnahme nicht nur arbeitsrechtlich, sondern auch 
im Licht der religiösen Dimension der kirchlichen Dienst-
gemeinschaft gerechtfertigt sein. Die Möglichkeit einer 
Weiterbeschäftigung hängt von den Einzelfallumständen 
ab, insbesondere vom Ausmaß einer Gefährdung der 
Glaubwürdigkeit von Kirche und kirchlicher Einrichtung, 
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von der Belastung der kirchlichen Dienstgemeinschaft, 
der Art der Einrichtung, dem Charakter der übertragenen 
Aufgabe, deren Nähe zum kirchlichen Verkündigungs-
auftrag, von der Stellung der Mitarbeiterin oder des Mit-
arbeiters in der Einrichtung sowie von der Art und dem 
Gewicht der Obliegenheitsverletzung. Vor allem ist zu 
unterscheiden, ob eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter 
die Lehre der Kirche bekämpft oder sie anerkennt, aber im 
konkreten Fall versagt. 

V.  Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen 

1.  In der Bundesrepublik Deutschland hat die Kirche das 
verfassungsmäßig gewährleistete Recht, ein eigenes Re-
gelungsverfahren zu schaffen, um ihre Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer Arbeitsverhält-
nisse zu beteiligen. Das Tarifvertragssystem mit dem zu 
seinen Funktionsvoraussetzungen gehörenden Arbeits-
kampf sichert nicht die Eigenart des kirchlichen Dienstes. 
Tarifverträge kirchlicher Einrichtungen mit verschiedenen 
Gewerkschaften sind mit der Einheit des kirchlichen 
Dienstes unvereinbar. Streik und Aussperrung widerspre-
chen den Grunderfordernissen des kirchlichen Dienstes. 
Für die Einrichtungen der Glaubensverkündigung und die 
Werke der Nächstenliebe gäbe daher die Kirche ihren 
Sendungsauftrag preis, wenn sie ihren Dienst den Funkti-
onsvoraussetzungen des Tarifvertragssystems unterordnen 
würde. 

2.  Die Dienstgemeinschaft als das maßgebende Strukturele-
ment des kirchlichen Dienstes gebietet es, dass unter-
schiedliche Interessen bei Dienstgebern und Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern unter Beachtung des Grundkon-
senses aller über den kirchlichen Auftrag ausgeglichen 
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werden. Diesem Zweck dient es, dass die Kirche mit pa-
ritätisch besetzten Kommissionen zur Ordnung des Ar-
beitsvertragsrechts (KODA) einen eigenen Weg zur Re-
gelung der Vergütung und anderen Arbeitsbedingungen 
geht. Die Kompetenz der arbeitsrechtlichen Kommission 
eröffnet die Möglichkeit, dass jeder Interessenkonflikt 
Gegenstand einer Schlichtung sein kann. Dabei bleibt die 
Hirtenaufgabe des Bischofs unberührt, die umfassende 
Verantwortung für alle ihm anvertrauten Gläubigen wahr-
zunehmen. Das durch die Kirche geschaffene Arbeits-
rechts- Regelungsrecht (KODA-Ordnungen) sichert und 
fördert die Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen. Es 
leistet damit zugleich einen Beitrag für die vom Kirchen- 
Verständnis getragene Dienstgemeinschaft. 

VI. Mitarbeitervertretungsrecht als kirchliche 
Betriebsverfassung 

Nach dem Grundgesetz bestimmt die Kirche für den ihr zuge-
ordneten Bereich, „ob und in welcher Weise die Arbeitnehmer 
und ihre Vertretungsorgane in Angelegenheiten des Betriebs, 
die ihre Interessen berühren, mitwirken und mitbestimmen“.13 
Die Mitbestimmung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist 
geboten, weil sie den Dienst der Kirche verantwortlich mitges-
talten. Die Verwirklichung der Mitbestimmung kann nicht von 
der Verfasstheit der Kirche, ihrem Auftrag und der kirchlichen 
Dienstverfassung getrennt werden. Hierzu wurde aufgrund des 
kirchlichen Selbstbestimmungsrechts die Ordnung für Mitar-
beitervertretungen erlassen. Damit füllen die Kirchen den vom 
Staat zu selbstbestimmter Gestaltung anerkannten Regelungs-
raum auch zur Wahrung einer Konkordanz mit der staatlichen 

                                                 
13 Beschluss des BVerfG vom 11.10.1977, E 46, 73, 94. 
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Arbeitsrechtsordnung aus. Zwar entscheiden die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter selbst darüber, ob eine Mitarbeitervertre-
tung gebildet wird; der Dienstgeber hat aber im Rahmen der 
geltenden Regelung daran mitzuwirken und etwaige Hinder-
nisse zu beseitigen. Er soll denjenigen, die ein Amt in der Mit-
arbeitervertretung übernehmen, erforderliche Hilfen zur Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben anbieten. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sollen die Möglichkeit des Mitarbeitervertretungs-
rechts nutzen, ihre Rechte und Interessen, ihre Anliegen und 
Sorgen in der vorgesehenen Weise zur Geltung zu bringen. Der 
Dienstgeber darf sie hieran nicht hindern. Der kircheneigene 
Weg im Mitarbeitervertretungsrecht schließt schon im Hinblick 
auf die kirchliche Soziallehre eine gleichwertige soziale Ver-
antwortung ein. Gleichwohl erfordert dieser Weg Unterschiede 
zum weltlichen Betriebsverfassungs- und Personalvertretungs-
recht. Sie haben ihren Grund in der Sendung der Kirche. 

VII.  Koalitionsfreiheit kirchlicher Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen Dienstes 
können sich in Ausübung der Koalitionsfreiheit als kirchliche 
Arbeitnehmer zur Beeinflussung der Gestaltung der Arbeits- 
und Wirtschaftsbedingungen in Vereinigungen (Koalitionen) 
zusammenschließen, diesen beitreten und sich in ihnen betäti-
gen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind berechtigt, in-
nerhalb ihrer Einrichtung für den Beitritt zu diesen Koalitionen 
zu werben, über deren Aufgaben und Tätigkeit zu informieren 
sowie Koalitionsmitglieder zu betreuen. Die Koalitionsfreiheit 
entbindet sie aber nicht von der Pflicht, ihre Arbeit als Beitrag 
zum Auftrag der Kirche zu leisten. Wegen der Zielsetzung des 
kirchlichen Dienstes muss eine Vereinigung dessen Eigenart 
und die sich daraus für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
ergebenden Loyalitätsobliegenheiten anerkennen. Vereinigun-
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gen, die diesen Anforderungen gerecht werden, können die 
ihnen angehörenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der 
zulässigen Koalitionsbetätigung in der Einrichtung unterstützen. 
Dabei haben sie und die ihnen angehörenden Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter darauf zu achten, dass die Arbeit einer kirchli-
chen Einrichtung unter einem geistlich-religiösen Auftrag steht. 
Sie müssen das verfassungsmäßige Selbstbestimmungsrecht der 
Kirche zur Gestaltung der sozialen Ordnung ihres Dienstes res-
pektieren.  

VIII. Gerichtlicher Rechtsschutz 

Soweit die Arbeitsverhältnisse kirchlicher Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter dem staatlichen Arbeitsrecht unterliegen, sind die 
staatlichen Arbeitsgerichte für den gerichtlichen Rechtsschutz 
zuständig. Für Rechtsstreitigkeiten auf den Gebieten der kirch-
lichen Ordnungen für ein Arbeitsvertrags- und des Mitarbeiter-
vertretungsrechts werden für den gerichtlichen Rechtsschutz 
unabhängige kirchliche Gerichte gebildet. 

IX. Gemeinsame Verantwortung 

1.  Bei ihrer Entscheidung für ein kircheneigenes Dienst- und 
Arbeitsrecht hat sich die Kirche davon leiten lassen, „dass 
das Grundgesetz der menschlichen Vervollkommnung 
und deshalb auch der Umwandlung der Welt, das neue 
Gebot der Liebe ist, ... dass allen Menschen der Weg der 
Liebe offensteht und der Versuch, eine umfassende Brü-
derlichkeit herzustellen, nicht vergeblich ist“.14 Wenn die 
erzieherischen, caritativen, missionarischen und sozialen 
Einrichtungen von diesem Glauben durchdrungen sind, 

                                                 
14 Vgl. Vaticanum II, GS 38. 
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bringen sie den Auftrag der Kirche in der Welt von heute 
für alle Menschen verständlich zum Ausdruck.15 

2.  Damit die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Sinn, Ziel und 
Struktur des kirchlichen Dienstes und ihre eigene Aufgabe 
darin besser erkennen können, kommt ihrer Aus- und 
Fortbildung große Bedeutung zu. Sie müssen bereits in 
der Ausbildungsphase mit den funktionalen Erfordernis-
sen, aber genauso mit den ethischen und religiösen Aspek-
ten ihres Dienstes vertraut gemacht werden. 

Im Rahmen der fachlichen und beruflichen Weiterbildung 
muss auch für Fragen des Glaubens und der Wertorientie-
rung sowie für die Bewältigung der spezifischen Belas-
tungen der einzelnen Dienste in angemessener Weise 
Raum geschaffen werden. Nur in einem Klima wechsel-
seitigen Respekts und Vertrauens kann sich eine Spiritua-
lität entwickeln, die die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in ihrem Einsatz trägt, den Menschen dient und die Kirche 
als Ganze bereichert.16 

3. Zum kirchlichen Dienst gehören auch solche Gläubige, 
die auf Dauer oder auf Zeit ehrenamtlich ohne Entgelt be-
sondere Aufgaben in der Kirche erfüllen, um durch dieses 
Apostolat mitzuhelfen, dass die Kirche ihre Aufgaben er-
füllen kann. Sie geben mit ihrem Einsatz eine Ermutigung, 
sie stützen und bestärken die anderen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Sie tragen dazu bei, dass im Alltag der 
kirchlichen Dienste die missionarische Kraft nicht er-
lahmt. Daher werden auch sie in die Weiterbildung über 
Fragen ihres Dienstes und des Glaubens sowie bei Hilfen 
der Lebensführung einbezogen. Die hauptberuflich Täti-

                                                 
15 Vgl. 2 Kor 3,2. 
16 Vgl. 1 Kor 12,14–21. 
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gen sollen dafür gewonnen werden, über ihren beruflichen 
Dienst hinaus bei der Verwirklichung der Aufgaben der 
Kirche aus freien Stücken mitzuarbeiten. 

Fulda, den 22. September 1993 
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C. Grundordnung des kirchlichen Dienstes im 
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 
in der Fassung des einstimmigen Beschlusses der Vollversamm-
lung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 20. Juni 2011 

Die katholischen (Erz-)Bischöfe in der Bundesrepublik 
Deutschland erlassen, jeweils für ihren Bereich, 

–  in Verantwortung für den Auftrag der Kirche, der Berufung 
aller Menschen zur Gemeinschaft mit Gott und untereinan-
der zu dienen, 

–  in Wahrnehmung der der Kirche durch das Grundgesetz ga-
rantierten Freiheit, ihre Angelegenheiten selbständig inner-
halb der Schranken des für alle geltenden Gesetze zu ordnen, 

–  zur Sicherung der Glaubwürdigkeit der Einrichtungen, die 
die Kirche unterhält und anerkennt, um ihren Auftrag in der 
Gesellschaft wirksam wahrnehmen zu können, 

–  in Erfüllung ihrer Pflicht, dass das kirchliche Arbeitsrecht 
außer den Erfordernissen, die durch die kirchlichen Aufga-
ben und Ziele gegeben sind, auch den Grundnormen gerecht 
werden muss, wie sie die Katholische Soziallehre für die Ar-
beits- und Lohnverhältnisse herausgearbeitet hat, 

die folgende 

Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen 
kirchlicher Arbeitsverhältnisse 

Artikel 1 Grundprinzipien des kirchlichen Dienstes 

Alle in einer Einrichtung der katholischen Kirche Tätigen tra-
gen durch ihre Arbeit ohne Rücksicht auf die arbeitsrechtliche 
Stellung gemeinsam dazu bei, dass die Einrichtung ihren Teil 
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am Sendungsauftrag der Kirche erfüllen kann (Dienstgemein-
schaft). Alle Beteiligten, Dienstgeber sowie leitende und aus-
führende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen anerkennen 
und ihrem Handeln zugrunde legen, dass Zielsetzung und Tä-
tigkeit, Organisationsstruktur und Leitung der Einrichtung, für 
die sie tätig sind, sich an der Glaubens- und Sittenlehre und an 
der Rechtsordnung der katholischen Kirche auszurichten haben. 

Artikel 2 Geltungsbereich 

(1) Diese Grundordnung gilt für  
a)  die (Erz-)Diözesen, 
b) die Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen,  
c)  die Verbände von Kirchengemeinden, 
d)  die Diözesancaritasverbände und deren Gliederungen, 

 soweit sie öffentliche juristische Personen des kano-
 nischen Rechts sind, 

e) die sonstigen dem Diözesanbischof unterstellten 
öffentlichen juristischen Personen des kanonischen 
Rechts,  

f)  die sonstigen kirchlichen Rechtsträger, unbeschadet 
ihrer Rechtsform, die der bischöflichen Gesetzge-
bungsgewalt unterliegen und deren Einrichtungen.  

(2) Kirchliche Rechtsträger, die nicht der bischöflichen 
Gesetzgebungsgewalt unterliegen, sind verpflichtet, bis 
spätestens zum 31. Dezember 2013 diese Grundordnung 
durch Übernahme in ihr Statut verbindlich zu überneh-
men. Wenn sie dieser Verpflichtung nicht nachkommen, 
haben sie im Hinblick auf die arbeitsrechtlichen Bezie-
hungen nicht am Selbstbestimmungsrecht der Kirche ge-
mäß Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV teil.  
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(3) Unter diese Grundordnung fallen nicht Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die aufgrund eines Klerikerdienstver-
hältnisses oder ihrer Ordenszugehörigkeit tätig sind. 

Artikel 3 Begründung des Arbeitsverhältnisses 

(1)  Der kirchliche Dienstgeber muss bei der Einstellung dar-
auf achten, dass eine Mitarbeiterin und ein Mitarbeiter die 
Eigenart des kirchlichen Dienstes bejahen. Er muss auch 
prüfen, ob die Bewerberin und der Bewerber geeignet und 
befähigt sind, die vorgesehene Aufgabe so zu erfüllen, 
dass sie der Stellung der Einrichtung in der Kirche und der 
übertragenen Funktion gerecht werden. 

(2) Der kirchliche Dienstgeber kann pastorale, katechetische 
sowie in der Regel erzieherische und leitende Aufgaben 
nur einer Person übertragen, die der katholischen Kirche 
angehört. 

(3) Der kirchliche Dienstgeber muss bei allen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern durch Festlegung der entsprechen-
den Anforderungen sicherstellen, dass sie ihren besonde-
ren Auftrag glaubwürdig erfüllen können. Dazu gehören 
fachliche Tüchtigkeit, gewissenhafte Erfüllung der über-
tragenen Aufgaben und eine Zustimmung zu den Zielen 
der Einrichtung. 

(4)  Für keinen Dienst in der Kirche geeignet ist, wer sich kir-
chenfeindlich betätigt oder aus der katholischen Kirche 
ausgetreten ist. 

(5)  Der kirchliche Dienstgeber hat vor Abschluss des Arbeits-
vertrages durch Befragung und Aufklärung der Bewerbe-
rinnen und Bewerber sicherzustellen, dass sie die für sie 
nach dem Arbeitsvertrag geltenden Loyalitätsobliegen-
heiten (Art. 4) erfüllen. 
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Artikel 4 Loyalitätsobliegenheiten 

(1)  Von den katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
wird erwartet, dass sie die Grundsätze der katholischen 
Glaubens- und Sittenlehre anerkennen und beachten. Ins-
besondere im pastoralen, katechetischen und erzieheri-
schen Dienst sowie bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
die aufgrund einer Missio canonica tätig sind, ist das per-
sönliche Lebenszeugnis im Sinne der Grundsätze der ka-
tholische Glaubens- und Sittenlehre erforderlich. Dies gilt 
auch für leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

(2)  Von nicht katholischen christlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern wird erwartet, dass sie die Wahrheiten und 
Werte des Evangeliums achten und dazu beitragen, sie in 
der Einrichtung zur Geltung zu bringen. 

(3)  Nichtchristliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen 
bereit sein, die ihnen in einer kirchlichen Einrichtung zu 
übertragenden Aufgaben im Sinne der Kirche zu erfüllen. 

(4)  Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben kirchenfeind-
liches Verhalten zu unterlassen. Sie dürfen in ihrer per-
sönlichen Lebensführung und in ihrem dienstlichen Ver-
halten die Glaubwürdigkeit der Kirche und der Einrich-
tung, in der sie beschäftigt sind, nicht gefährden. 

Artikel 5 Verstöße gegen Loyalitätsobliegenheiten 

(1)  Erfüllt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Be-
schäftigungsanforderungen nicht mehr, so muss der Dienst-
geber durch Beratung versuchen, dass die Mitarbeiterin 
oder der Mitarbeiter diesen Mangel auf Dauer beseitigt. 
Im konkreten Fall ist zu prüfen, ob schon ein solches klä-
rendes Gespräch oder eine Abmahnung, ein formeller 
Verweis oder eine andere Maßnahme (z. B. Versetzung, 
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Änderungskündigung) geeignet sind, dem Obliegenheits-
verstoß zu begegnen. Als letzte Maßnahme kommt eine 
Kündigung in Betracht. 

(2)  Für eine Kündigung aus kirchenspezifischen Gründen 
sieht die Kirche insbesondere folgende Loyalitätsverstöße 
als schwerwiegend an:  
– Verletzungen der gemäß Art. 3 und 4 von einer Mit-

arbeiterin oder einem Mitarbeiter zu erfüllenden Oblie-
genheiten, insbesondere Kirchenaustritt, öffentliches 
Eintreten gegen tragende Grundsätze der katholischen 
Kirche (z. B. hinsichtlich der Abtreibung) und schwer-
wiegende persönliche sittliche Verfehlungen, 

– Abschluss einer nach dem Glaubensverständnis und der 
Rechtsordnung der Kirche ungültigen Ehe, 

– Handlungen, die kirchenrechtlich als eindeutige Distan-
zierung von der katholischen Kirche anzusehen sind, 
vor allem Abfall vom Glauben (Apostasie oder Häresie 
gemäß c. 1364 § 1 i. V. m. c. 751 CIC), Verunehrung 
der heiligen Eucharistie (c. 1367 CIC), öffentliche Got-
teslästerung und Hervorrufen von Hass und Verachtung 
gegen Religion und Kirche (c. 1369 CIC), Straftaten 
gegen die kirchlichen Autoritäten und die Freiheit der 
Kirche (insbesondere gemäß den cc. 1373, 1374 CIC). 

(3)  Ein nach Abs. 2 generell als Kündigungsgrund in Betracht 
kommendes Verhalten schließt die Möglichkeit einer Wei-
terbeschäftigung aus, wenn es begangen wird von pasto-
ral, katechetisch oder leitend tätigen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die 
aufgrund einer Missio canonica tätig sind. Von einer Kün-
digung kann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn 
schwerwiegende Gründe des Einzelfalles diese als unan-
gemessen erscheinen lassen. 
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(4) Wird eine Weiterbeschäftigung nicht bereits nach Abs. 3 
ausgeschlossen, so hängt im Übrigen die Möglichkeit 
einer Weiterbeschäftigung von den Einzelfallumständen 
ab, insbesondere vom Ausmaß einer Gefährdung der 
Glaubwürdigkeit von Kirche und kirchlicher Einrichtung, 
von der Belastung der kirchlichen Dienstgemeinschaft, 
der Art der Einrichtung, dem Charakter der übertragenen 
Aufgabe, deren Nähe zum kirchlichen Verkündigungs-
auftrag, von der Stellung der Mitarbeiterin oder des Mit-
arbeiters in der Einrichtung sowie von der Art und dem 
Gewicht der Obliegenheitsverletzung. Dabei ist auch zu 
berücksichtigen, ob eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbei-
ter die Lehre der Kirche bekämpft oder sie anerkennt, aber 
im konkreten Fall versagt. 

(5) Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter, die aus der katholi-
schen Kirche austreten, können nicht weiterbeschäftigt 
werden. Im Fall des Abschlusses einer nach dem Glau-
bensverständnis und der Rechtsordnung der Kirche un-
gültigen Ehe scheidet eine Weiterbeschäftigung jedenfalls 
dann aus, wenn sie unter öffentliches Ärgernis erregenden 
oder die Glaubwürdigkeit der Kirche beeinträchtigenden 
Umständen geschlossen wird (z. B. nach böswilligem 
Verlassen von Ehepartner und Kindern). 

Artikel 6 Koalitionsfreiheit 

(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen 
Dienstes können sich in Ausübung ihrer Koalitionsfreiheit 
als kirchliche Arbeitnehmer zur Beeinflussung der Ges-
taltung ihrer Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen in Ver-
einigungen (Koalitionen) zusammenschließen, diesen bei-
treten und sich in ihnen betätigen. Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sind berechtigt, innerhalb ihrer Einrich-
tung für den Beitritt zu diesen Koalitionen zu werben, 
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über deren Aufgabe und Tätigkeit zu informieren sowie 
Koalitionsmitglieder zu betreuen. Die Koalitionsfreiheit 
entbindet sie aber nicht von der Pflicht, ihre Arbeit als 
Beitrag zum Auftrag der Kirche zu leisten. 

(2)  Wegen der Zielsetzung des kirchlichen Dienstes muss 
eine Vereinigung dessen Eigenart und die sich daraus für 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ergebenden Loyali-
tätsobliegenheiten anerkennen. Vereinigungen, die diesen 
Anforderungen gerecht werden, können die ihnen angehö-
renden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der zulässi-
gen Koalitionsbetätigung in der Einrichtung unterstützen. 
Dabei haben sie und die ihnen angehörenden Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter darauf zu achten, dass die Arbeit 
einer kirchlichen Einrichtung unter einem geistig-religiö-
sen Auftrag steht. Sie müssen das verfassungsmäßige 
Selbstbestimmungsrecht der Kirche zur Gestaltung der so-
zialen Ordnung ihres Dienstes respektieren. 

Artikel 7 Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen 

(1)  Das Verhandlungsgleichgewicht ihrer abhängig beschäf-
tigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Abschluss und 
Gestaltung der Arbeitsverträge sichert die katholische Kir-
che durch das ihr verfassungsmäßig gewährleistete Recht, 
ein eigenes Arbeitsrechts-Regelungsverfahren zu schaf-
fen. Rechtsnormen für den Inhalt der Arbeitsverhältnisse 
kommen zustande durch Beschlüsse von Kommissionen, 
die mit Vertretern der Dienstgeber und Vertretern der 
Mitarbeiter paritätisch besetzt sind. Die Beschlüsse dieser 
Kommissionen bedürfen der bischöflichen Inkraftsetzung 
für das jeweilige (Erz-)Bistum. Das Nähere, insbesondere 
die jeweiligen Zuständigkeiten, regeln die KODA-Ord-
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nungen. Die Kommissionen sind an diese Grundordnung 
gebunden. 

(2)  Wegen der Einheit des kirchlichen Dienstes und der 
Dienstgemeinschaft als Strukturprinzip des kirchlichen 
Arbeitsrechts schließen kirchliche Dienstgeber keine Ta-
rifverträge mit Gewerkschaften ab. Streik und Aussper-
rung scheiden ebenfalls aus. 

Artikel 8 Mitarbeitervertretungsrecht als kirchliche Betriebs-
verfassung 

Zur Sicherung ihrer Selbstbestimmung in der Arbeitsorganisa-
tion kirchlicher Einrichtungen wählen die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelung Mitar-
beitervertretungen, die an Entscheidungen des Dienstgebers 
beteiligt werden. Das Nähere regelt die jeweils geltende Mitar-
beitervertretungsordnung (MAVO). Die Gremien der Mitarbei-
tervertretungsordnung sind an diese Grundordnung gebunden. 

Artikel 9 Fort- und Weiterbildung 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben Anspruch auf be-
rufliche Fort- und Weiterbildung. Diese umfassen die fachli-
chen Erfordernisse, aber genauso die ethischen und religiösen 
Aspekte des Dienstes. Hierbei müssen auch Fragen des Glau-
bens und der Wertorientierung sowie die Bewältigung der spe-
zifischen Belastungen der einzelnen Dienste angemessen be-
rücksichtigt werden. 

Artikel 10 Gerichtlicher Rechtsschutz 

(1)  Soweit die Arbeitsverhältnisse kirchlicher Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter dem staatlichen Arbeitsrecht unterlie-
gen, sind die staatlichen Arbeitsgerichte für den gerichtli-
chen Rechtsschutz zuständig.  
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(2)  Für Rechtsstreitigkeiten auf den Gebieten der kirchlichen 
Ordnungen für ein Arbeitsvertrags- und des Mitarbeiter-
vertretungsrechts werden für den gerichtlichen Rechts-
schutz unabhängige kirchliche Gerichte gebildet. 

(3)  Die Richter sind von Weisungen unabhängig und nur an 
Gesetz und Recht gebunden. Zum Richter kann berufen 
werden, wer katholisch ist und in der Ausübung der allen 
Kirchenmitgliedern zustehenden Rechte nicht behindert 
ist sowie die Gewähr dafür bietet, jederzeit für das kirchli-
che Gemeinwohl einzutreten. 
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D.  Erklärung des Ständigen Rates der 
Deutschen Bischofskonferenz zur 
Unvereinbarkeit von Lebenspartner-
schaften nach dem Lebenspartner-
schaftsgesetz mit den Loyalitäts-
obliegenheiten nach der Grundordnung 
des kirchlichen Dienstes im Rahmen 
kirchlicher Arbeitsverhältnisse 

Das neu geschaffene Rechtsinstitut der Lebenspartnerschaft 
nach dem „Gesetz zur Beendigung der Diskriminierung gleich-
geschlechtlicher Gemeinschaften: Lebenspartnerschaften vom 
16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266)“ widerspricht der Auffas-
sung über Ehe und Familie, wie sie die katholische Kirche lehrt. 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst, gleich 
ob sie der katholischen Kirche angehören oder nicht, die nach 
diesem Gesetz eine „eingetragene Lebenspartnerschaft“ einge-
hen, verstoßen dadurch gegen die für sie geltenden Loyalitäts-
obliegenheiten, wie sie ihnen nach Art. 4 der Grundordnung des 
kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 
in der geltenden Fassung auferlegt sind. 

Das Eingehen einer eingetragenen Lebenspartnerschaft ist des-
halb ein schwerwiegender Loyalitätsverstoß im Sinne des Art. 5 
Abs. 2 der o. g. Grundordnung des kirchlichen Dienstes im 
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse, der die dort geregelten 
Rechtsfolgen nach sich zieht. 

Würzburg, den 24. Juni 2002 
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E.  Begründung der Grundordnung des kirch-
lichen Dienstes im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse 

Einleitung, Art. 2, 4, 5, 8, 9, 10, verfasst von Prof. Dr. Wilhelm 
Dütz, Augsburg; Art. 1, 3, 6, 7 verfasst von Prof. Dr. Reinhard 
Richardi, Regensburg  

Einleitung 

Während die „Erklärung zum kirchlichen Dienst“ bischöfliche 
Grundsätze zum Leitbild einer kirchlichen Dienstgemeinschaft 
enthält, handelt es sich bei der „Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ um eine 
kirchenrechtliche Verlautbarung der Bischöfe. Inhaltlich geht es 
bei der Grundordnung um eine normative Umsetzung der Erklä-
rung zum kirchlichen Dienst. Funktional ist diese Ordnung im 
Sinne der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts1 dar-
auf ausgerichtet, dass die Kirche mit der kirchenspezifischen 
Regelung ihrer Arbeitsverhältnisse sowohl von der jedermann 
zustehenden Privatautonomie als auch von ihrem verfassungs-
mäßig gewährleisteten Selbstbestimmungsrecht Gebrauch 
macht: Privatautonom erfolgt die Entscheidung der Kirche für 
die Beschäftigung kirchlicher Arbeitnehmer auf der Grundlage 
eines Arbeitsvertrags. Eigenständig werden von der Kirche 
festgelegt einmal die kirchlichen Besonderheiten der Arbeits-
verhältnisse kirchlicher Arbeitnehmer und zum anderen die 
Ordnungen und Besonderheiten des kollektiven kirchlichen 
Arbeitsrechts, insbesondere die KODA-Ordnungen und das 
kirchliche Mitarbeitervertretungsrecht. 

                                                 
1 Beschluss des BVerfG vom 04.06.1985, E 70, 138, 164 ff. 
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Begründung zu Artikel 1 

Der kirchliche Dienst steht unter dem Leitbild einer Dienstge-
meinschaft. Die Verfassungsgarantie des Selbstbestimmungs-
rechts durch Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV ge-
währleistet den Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland, 
dass sie „der Gestaltung des kirchlichen Dienstes auch dann, 
wenn sie ihn auf der Grundlage von Arbeitsverträgen regeln, 
das besondere Leitbild einer christlichen Dienstgemeinschaft 
aller ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zugrunde legen 
können“.2 

Die Bestimmung stellt daher an die Spitze der Grundprinzipien 
des kirchlichen Dienstes, dass alle in einer Einrichtung der ka-
tholischen Kirche Tätigen durch ihre Arbeit ohne Rücksicht auf 
die arbeitsrechtliche Stellung gemeinsam dazu beitragen, dass 
die Einrichtung ihren Teil am Sendungsauftrag der Kirche er-
füllen kann. Damit gibt Art. 1 zugleich eine Legaldefinition der 
Dienstgemeinschaft. Bei der Erfüllung ihres Auftrags, der Beru-
fung aller Menschen zur Gemeinschaft mit Gott und unterein-
ander zu dienen, geht es nicht nur um die dienende Nachfolge 
des Einzelnen, sondern auch um das Zusammenstehen vieler in 
einer „Gemeinschaft des Dienstes“ (vgl. den griechischen Text 
in 2 Kor 8,4). Diesem Ziel dienen die Einrichtungen, die die 
Kirche unterhält und anerkennt, um ihren Auftrag in der Gesell-
schaft wirksam wahrnehmen zu können. Wer in ihnen tätig ist, 
wirkt deshalb, wie es in der Erklärung der Bischöfe zum kirch-
lichen Dienst heißt, an der Erfüllung dieses Auftrags mit. Dar-
auf beruht, dass alle, die in den Einrichtungen mitarbeiten – 
unbeschadet der Verschiedenheit der Dienste und ihrer recht-
lichen Organisation –, eine Dienstgemeinschaft bilden. 

                                                 
2 Beschluss des BVerfG vom 04.06.1985, E 70, 138, 165. 
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Basis für die Dienstgemeinschaft ist das gemeinsame Priester-
tum aller Gläubigen.3 Der Bedeutungsgehalt der Dienstgemein-
schaft wird von der katholischen Kirche und den reformatori-
schen Kirchen im Wesentlichen gleich begründet. Zur Dienst-
gemeinschaft gehören aber nicht nur die konfessionsverschie-
denen Christen, wenn sie in den Dienst einer Einrichtung der 
katholischen Kirche treten, sondern auch Nichtchristen können, 
wenn sie sich freiwillig dazu bereiterklären, zwar nicht im Ver-
kündigungsdienst, aber bei der Wahrnehmung anderer Aufga-
ben einen Auftrag der Kirche erfüllen.4 

Für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gilt einheitlich, dass 
sie mit ihrer Arbeit einen Beitrag zur Erfüllung des der Kirche 
gestellten Auftrags leisten, wenn sie in den Dienst einer Ein-
richtung der katholischen Kirche treten. Alle Beteiligten – 
Dienstgeber sowie leitende und ausführende Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter – müssen deshalb, wie es in Satz 2 heißt, aner-
kennen und ihrem Handeln zugrunde legen, dass Zielsetzung 
und Tätigkeit, Organisationsstruktur und Leitung der Einrich-
tung, für die sie tätig sind, sich an der Glaubens- und Sittenlehre 
und an der Rechtsordnung der katholischen Kirche auszurichten 
haben. Diese Regelung gehört zu den Grundprinzipien des 
kirchlichen Dienstes. Sie steht nicht zur Disposition des 
Rechtsträgers einer Einrichtung, die sich „katholisch“ nennt. 

Ihre Sonderstellung innerhalb der Arbeitsrechtsordnung hat eine 
Einrichtung nur, wenn sie teilhat „an der Verwirklichung eines 
Stückes Auftrag der Kirche im Geist katholischer Religiosität, 
im Einklang mit dem Bekenntnis der katholischen Kirche und 
in Verbindung mit den Amtsträgern der katholischen Kirche“.5 
                                                 
3 Vgl. CIC cc. 204, 208. 
4 Vgl . Johannes Paul II., Apost. Konst. „Ex corde Ecclesiae“, Normae 

generales Art. 4 § 4. 
5 Beschluss des BVerfG vom 11.10.1977, E 46, 73, 87. 
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Nach dem Staatskirchenrecht des Grundgesetzes ist das Selbst-
bestimmungsrecht nämlich ein Recht der Religionsgesellschaft, 
nicht der von ihr geschaffenen, unterhaltenen oder anerkannten 
Einrichtungen. Diese haben vielmehr nur teil an dem der Reli-
gionsgesellschaft gegenüber dem Staat verfassungsrechtlich 
garantierten Selbstbestimmungsrecht.  

Die Dienstgemeinschaft als Leitprinzip des kirchlichen Dienstes 
hat Auswirkungen auf die Anforderungen der Kirche an Träger 
und Leitung kirchlicher Einrichtungen (Art. 3) und an die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter (Art. 4). Die Anerkennung einer 
Dienstgemeinschaft bedeutet nicht, dass es im kirchlichen 
Dienst keine Interessenkonflikte gibt. Sie gebietet aber, wie es 
in der Erklärung der Bischöfe zum kirchlichen Dienst (unter 
IV. 2.) heißt, dass unterschiedliche Interessen bei Dienstgebern 
und Mitarbeitern unter Beachtung des Grundkonsenses aller 
über den kirchlichen Auftrag ausgeglichen werden. Diesem 
Zweck dient es, dass die Kirche mit paritätisch besetzten 
Kommissionen zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts (KODA) 
einen eigenen Weg zur Regelung der Vergütung und anderen 
Arbeitsbedingungen geht (Art. 7). Dem Leitbild der Dienstge-
meinschaft dient schließlich die kircheneigene Betriebsverfas-
sung durch das Mitarbeitervertretungsrecht; denn die Verwirk-
lichung der Mitbestimmung kann nicht von der Verfasstheit der 
Kirche, ihrem Auftrag und der kirchlichen Dienstverfassung 
getrennt werden. 

Begründung zu Artikel 2 

Die ursprüngliche Fassung von Art. 2 mit Begründung lautete: 

(1) Diese Grundordnung gilt für Arbeitsverhältnisse von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bei den Dienststel-
len, Einrichtungen und sonstigen selbständig geführten 
Stellen – nachfolgend als Einrichtung(en) bezeichnet – 
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a) der (Erz-)Diözesen, 
b) der Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen, 
c) der Verbände von Kirchengemeinden, 
d) der Diözesancaritasverbände und deren Gliederun-

gen, soweit sie öffentliche juristische Personen des 
kanonischen Rechts sind, 

e) der sonstigen öffentlichen juristischen Personen des 
kanonischen Rechts. 

(2) Diese Grundordnung ist auch anzuwenden im Bereich 
der sonstigen  kirchlichen Rechtsträger und ihrer Ein-
richtungen, unbeschadet ihrer Rechtsform sowie des 
Verbandes der Diözesen Deutschlands und des Deut-
schen Caritasverbandes. Die vorgenannten Rechtsträger 
sind gehalten, die Grundordnung für ihren Bereich 
rechtsverbindlich zu übernehmen. 

(3) Unter diese Ordnung fallen nicht Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die aufgrund eines Klerikerdienstverhält-
nisses oder ihrer Ordenszugehörigkeit tätig sind. 

Die Bestimmung legt den Geltungsbereich der Grundordnung 
fest. Sie berücksichtigt, dass die Gesetzgebungsbefugnis des 
Bischofs kirchenrechtlich begrenzt sein kann und dass insbe-
sondere bei verselbständigten Einrichtungen in privatrechtli-
cher Form eine Zuordnung zur Kirche durch die Satzung abge-
sichert sein muss. Da staatskirchenrechtlich die Sonderstellung 
innerhalb der Arbeitsrechtsordnung aber nicht auf der Sat-
zungsautonomie, sondern auf dem verfassungsrechtlich ver-
bürgten Selbstbestimmungsrecht der Kirche beruht6, sind 
Rechtsträger, für die der Bischof diese Grundordnung nicht 
unmittelbar in Kraft setzen kann, gehalten, sie für ihren Bereich 
rechtsverbindlich zu übernehmen. Klargestellt wird, dass unter 

                                                 
6 Vgl. Urteil des BAG vom 10.12.1992, AP Nr. 41 zu Art. 140 GG. 
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diese Ordnung nicht Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fallen, 
die aufgrund eines Klerikerdienstverhältnisses tätig sind. 

Hierzu war es umstritten, ob und welche Einrichtungen kirchen-
rechtlich oder staatskirchenrechtlich der kirchenarbeitsgesetzli-
chen Jurisdiktion des Bischofs unterliegen bzw. insoweit bi-
schöflich verpflichtet werden können. Vatikanische Entschei-
dungen brachten insoweit auch keine Klärung (siehe: Entschei-
dung des Delegationsgerichts der Apostolischen Signatur vom 
31. März 2010, Az. 42676/09 VT, ZMV 2010, 145; Entschei-
dung des Päpstlichen Rates für Gesetzestexte (PCLT) vom 13. 
September 2010). Außerdem hat sich eine aufsichtsrechtliche 
Durchsetzung der Grundordnung als problematisch erwiesen. 

Insbesondere aus lohnpolitischen Wettbewerbsgründen im Ver-
hältnis zu profanen, also kommunalen und privaten Trägern 
kommt es bei kirchlichen Einrichtungen außerhalb der verfass-
ten Kirche i. S. v. Art. 2 Abs. 2 GrO zunehmend zur Nichtgel-
tung des Kirchenarbeitsrechts vor allem durch mangelnde 
Rechtstreue, Austritt und Ausgründung aus dem kirchlichen 
Bereich, Verzicht auf Kirchlichkeit, Leiharbeit, Veräußerung 
von Einrichtungen, einrichtungseigene arbeitsrechtliche Kom-
missionen, aber auch Rechtsunkenntnis und Bequemlichkeit. 
Deswegen ist eine richtungsweisende Entscheidung der Bi-
schöfe als kirchliche Gesetzgeber geboten, um auf die aktuellen 
Herausforderungen im Kirchenarbeitsrecht mit einer Verlage-
rung der Arbeitsplätze aus dem kirchlichen Bereich und auch 
deren Konsequenzen für die kirchliche Zusatzversorgungskasse 
in Ausübung des verfassungsmäßigen kirchlichen Selbstbe-

                                                 
 Siehe: Die deutschen Bischöfe Nr. 51, Erklärung der deutschen Bi-

schöfe zum kirchlichen Dienst. Grundordnung des kirchlichen Dienstes 
im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse vom 22. September 1993. 
Herausgeber: Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz, Kaiser-
straße 161, 53113 Bonn. 
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stimmungsrechts angemessen zu reagieren. Die Bischöfe wollen 
das kirchenarbeitsrechtliche Proprium für möglichst viele 
kirchliche Einrichtungen erhalten. 

Die Neufassung von Art. 2 GrO dient der Rechtssicherheit und 
zeigt, dass die Kirche in Ausübung ihres Selbstbestimmungs-
rechts mit dem Ziel einer Stärkung ihrer Glaubwürdigkeit keine 
kirchenarbeitsrechtlichen Freiräume duldet. 
Die Straffung von Abs. 1 stellt klar, dass die Grundordnung 
normativ nur gilt für den amtskirchlichen Bereich und die Ein-
richtungen, die der bischöflichen Gesetzgebung unterliegen. 
Nicht geregelt wird hier, welche Zuordnungskriterien für die 
Kirchlichkeit einer Einrichtung erfüllt sein müssen und welche 
Institutionen außerhalb der verfassten Kirche der bischöflichen 
Gesetzgebung unterliegen. 

Abs. 2 Satz 1 macht deutlich, dass ein nicht der bischöflichen 
Gesetzgebung unterliegender Rechtsträger nur dann an die 
Grundordnung gebunden ist, wenn er deren Übernahme ver-
bindlich mitbestimmungsfrei durch das zuständige Trägerorgan 
erklärt. Mit der diesbezüglichen Verpflichtung wird die drin-
gende bischöfliche Forderung und Erwartung verrechtlicht, dass 
alle kirchlichen Rechtsträger die Grundordnung und damit das 
gesamte Kirchenarbeitsrecht übernehmen und dies in ihrem 
Statut festlegen. Im Caritasbereich, und weitgehend auch im 
kirchlichen Verbandsbereich, ist dies auch in der Satzung der 
Dachvereine vorgeschrieben. Unterliegen Rechtsträger kraft 
Kirchenrechts oder profanen Verbandsrechts einer Aufsicht, so 
hat die Erklärung zur Geltung der Grundordnung im Einver-
nehmen mit dem Aufsichtsorgan, das hierauf hinzuwirken hat, 
zu erfolgen. 

Wird die Grundordnung von einer Einrichtung nicht übernom-
men, so kann sie sich kirchenarbeitsrechtlich gemäß Abs. 2 
Satz 2 nicht auf das Selbstbestimmungsrecht der Kirche beru-
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fen, vielmehr gilt für sie ohne Einschränkung weltliches 
Arbeitsrecht einschließlich des auch gewerkschaftlich mitge-
prägten Tarif- und Arbeitskampfrechts; auch die Loyalitätsob-
liegenheiten von Art. 3 bis 5 GrO sind nicht verbindlich. Es gibt 
keinen Mittelweg zwischen Kirchenarbeitsrecht und weltlichem 
Arbeitsrecht, auch keine nur teilweise Maßgeblichkeit kirchen-
arbeitsrechtlicher Institutionen. Nicht geregelt wird, ob eine 
solche Einrichtung im Übrigen, d. h. kirchenrechtlich und/oder 
verfassungsrechtlich als kirchlich anzusehen ist. 

Die Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 2013 bringt Rechts-
klarheit: Erst nach Fristablauf wirkt die Rechtsfolgenregelung 
für bereits bestehende Einrichtungen. Neu zu gründende Ein-
richtungen haben sich im Gründungstatut zur Geltung der 
Grundordnung zu erklären. 

Begründung zu Artikel 3 

Da kirchliche Einrichtungen dem Sendungsauftrag der Kirche 
dienen, haben ihre Träger und ihre Leitung die Verantwortung 
für den kirchlichen Charakter der Einrichtung. Die Bestimmung 
verlangt daher in Abs. 1 vom kirchlichen Dienstgeber, bei der 
Einstellung darauf zu achten, dass eine Mitarbeiterin und ein 
Mitarbeiter die Eigenart des kirchlichen Dienstes bejahen, wo-
bei der Dienstgeber auch zu prüfen hat, ob die Bewerberin und 
der Bewerber geeignet und befähigt sind, die vorgesehene Auf-
gabe so zu erfüllen, dass sie der Stellung der Einrichtung in der 
Kirche und der übertragenen Funktion gerecht werden. Die Be-
stimmung zeigt, dass die Ausrichtung des kirchlichen Dienstes 
am Leitbild einer Dienstgemeinschaft nicht nur den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern eine besondere Loyalitätsobliegenheit 
auferlegt, sondern vor allem auch den kirchlichen Dienstgeber 
in die Pflicht nimmt. Von seiner Sorgfalt bei der Personenaus-
wahl hängt nämlich ab, ob eine Einrichtung für die Öffentlich-
keit glaubwürdig der katholischen Kirche zugerechnet werden 
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kann, damit sie den ihr von Jesus Christus gestellten Dienstauf-
trag in der Gesellschaft wirksam erfüllen kann. 

Der Abs. 2 dient ebenfalls diesem Zweck. Die Bischöfe verlan-
gen in ihrer Erklärung zum kirchlichen Dienst, dass der kirchli-
che Dienstgeber pastorale, katechetische und in der Regel er-
zieherische Aufgaben nur einer Person übertragen kann, die der 
Kirche angehört (unter III. 2.); denn insbesondere im pastora-
len, katechetischen und erzieherischen Dienst ist das persönli-
che Lebenszeugnis im Sinne der Grundsätze der katholischen 
Glaubens- und Sittenlehre erforderlich (unter III. 3. (1)).  

Pastoral oder katechetisch tätige Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter müssen daher katholisch sein. Darüber hinaus kann ein 
kirchlicher Dienstgeber sonst erzieherische Aufgaben ebenfalls 
in der Regel nur einer Person übertragen, die der katholischen 
Kirche angehört. 

Abs. 2 verlangt außerdem, dass der Dienstgeber in der Regel 
auch leitende Aufgaben nur einer Person übertragen kann, die 
der katholischen Kirche angehört; denn wer in einer Einrich-
tung leitende Aufgaben erfüllt, nimmt Funktionen wahr, die 
besondere Bedeutung für den Bestand und die Entwicklung der 
Einrichtung haben. Er soll ein Vorbild sein (vgl. 1 Tim 4,12). 
Wie insbesondere im pastoralen, katechetischen und erzieheri-
schen Dienst gilt daher auch für leitende Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, dass das persönliche Lebenszeugnis im Sinne der 
Grundsätze der katholischen Glaubens- und Sittenlehre erfor-
derlich ist (Art. 4 Abs. 1 Satz 3). Auch für die Glaubwürdigkeit 
der Kirche in der Öffentlichkeit ist von Gewicht, dass das Lei-
tungspersonal einer Einrichtung fähig und bereit ist, dazu bei-
zutragen, dass in der Einrichtung die Eigenart des kirchlichen 
Dienstes sichtbar und erfahrbar wird. Bei Loyalitätsverstößen, 
die nach Art. 5 Abs. 2 generell als Kündigungsgrund in Be-
tracht kommen, sind daher die leitend tätigen Mitarbeiterinnen 
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und Mitarbeiter dem Personenkreis gleichgestellt, der pastoral, 
katechetisch oder aufgrund einer Missio canonica tätig ist 
(Art. 5 Abs. 3). 

Abs. 3 legt fest, worauf ein kirchlicher Dienstgeber bei jeder 
Bewerberin und jedem Bewerber zu achten hat, wenn er einen 
Arbeitsvertrag abschließt. Damit der Dienstgeber die hier in 
Abs. 3 genannte Bestimmung erfüllen kann, muss er für den 
Tätigkeitsbereich einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters 
Funktionsbeschreibungen erstellen und ein entsprechendes An-
forderungsprofil festlegen. Die Prüfungspflicht erstreckt sich 
auch darauf, ob man bei objektiver Beurteilung davon ausgehen 
kann, dass die Bewerberin oder der Bewerber die in Art. 4 ge-
nannten Loyalitätsobliegenheiten einhält. 

Der Klarstellung dient in diesem Zusammenhang Abs. 4, nach 
dem für keinen Dienst in der Kirche geeignet ist, wer sich kir-
chenfeindlich betätigt oder aus der katholischen Kirche ausge-
treten ist. Nicht besonders genannt ist der Austritt einer nicht 
katholischen Person aus ihrer Kirche. Erfolgt er zum Übertritt 
in die katholische Kirche, so bedeutet diese Entscheidung eine 
Identifizierung mit Wesen und Auftrag der katholischen Kirche. 
Erfolgt er dagegen unter Abwendung von der christlichen 
Lehre, so handelt es sich um eine Person, bei der begründete 
Zweifel bestehen, ob sie bereit ist, die ihr in einer kirchlichen 
Einrichtung zu übertragenden Aufgaben im Sinne der Kirche zu 
erfüllen, wie es Art. 4 Abs. 3 für diesen Personenkreis verlangt. 

Die Bestimmung des Abs. 5 schlägt die Brücke zur Regelung in 
Art. 4 über die Loyalitätsobliegenheiten einer Mitarbeiterin 
oder eines Mitarbeiters im Dienst einer Einrichtung der katholi-
schen Kirche. Deshalb wird klargestellt, dass der kirchliche 
Dienstgeber vor Abschluss des Arbeitsvertrages durch Befra-
gung und Aufklärung der Bewerberinnen und Bewerber sicher-
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zustellen hat, dass sie die für sie nach dem Arbeitsvertrag gel-
tenden Loyalitätsobliegenheiten erfüllen. 

Begründung zu Artikel 4 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts haben 
die Arbeitsgerichte die Maßstäbe der verfassten Kirche für die 
Bewertung kirchenspezifischer Loyalitätsobliegenheiten im 
Arbeitsverhältnis zugrunde zu legen einschließlich der Frage, 
„ob und wie innerhalb der im kirchlichen Dienst tätigen Mitar-
beiter eine ,Abstufung‘ der Loyalitätspflichten eingreifen soll“.7 
Danach sind von der Kirche mit dem Ziel auch von Rechtssi-
cherheit und Gleichbehandlung maßgebende Richtlinien für 
solche Obliegenheiten aufzustellen. Dies erfolgt mit Art. 4 in 
der Weise, dass an die Erklärung zum kirchlichen Dienst ange-
knüpft wird:  

Von katholischen Beschäftigten wird erwartet, dass sie die 
Grundsätze der katholischen Glaubens- und Sittenlehre aner-
kennen und beachten (III. 3. (1), S. 1). Insbesondere im pasto-
ralen, katechetischen und erzieherischen Dienst sowie bei Be-
schäftigten, die aufgrund einer Missio canonica tätig sind, ist 
das persönliche Lebenszeugnis im Sinne dieser Grundsätze er-
forderlich (a. a. O., S. 2); hier wird ein in Art. 3 Abs. 2 der 
Grundordnung bereits angesprochenes Prinzip weiterentwickelt. 
Entsprechendes gilt für leitende Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter. 

Von nichtkatholischen christlichen Beschäftigten wird erwartet, 
dass sie die Wahrheiten und Werte des Evangeliums achten und 
dazu beitragen, sie in der Einrichtung zur Geltung zu bringen.  

                                                 
7 Beschluss des BVerfG vom 04.06.1985, E 70, 138, 167 f. 
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Nichtchristliche Beschäftigte müssen bereit sein, die ihnen in 
einer kirchlichen Einrichtung zu übertragenden Aufgaben im 
Sinne der Kirche zu erfüllen (II. 3. (2)). 

Alle Beschäftigten haben kirchenfeindliches Verhalten zu un-
terlassen (II. 3. (3), S. 1). Damit wird ein schon in Art. 3 Abs. 4 
der Grundordnung formuliertes Prinzip erneut aufgegriffen. Sie 
dürfen in ihrer persönlichen Lebensführung und in ihrem 
dienstlichen Verhalten die Glaubwürdigkeit der Kirche und der 
Einrichtung, in der sie beschäftigt sind, nicht gefährden (II. 3. 
(3), S. 2). 

Begründung zu Artikel 5 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts haben 
die Arbeitsgerichte die kirchlichen Maßstäbe im Hinblick auf 
kündigungsrelevante kirchenspezifische Verhaltensobliegen-
heiten zugrunde zu legen. Insbesondere bestimmen die Kirchen 
insoweit, welches die wesentlichen Grundsätze der Glaubens- 
und Sittenlehre sind sowie was als gegebenenfalls schwerer 
Verstoß hiergegen anzusehen ist und ob bzw. wie innerhalb der 
kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine Anforde-
rungs- bzw. Sanktionenabstufung stattfindet.8  

Angesichts der vielfältigen Möglichkeiten menschlichen Ver-
haltens ist es nicht erreichbar, einen abschließenden Katalog 
von maßgebenden Obliegenheiten, Verletzungsformen und 
Sanktionsarten aufzustellen. Erstrebenswert ist aber eine Rege-
lung, die über die bisher übliche, ganz allgemein gehaltene sog. 
Kirchlichkeitsklausel zur Ausrichtung der persönlichen Lebens-
führung deutlich hinausführt. Das ermöglicht eine  differenziert 
gefasste Generalklausel in Verbindung mit typischen Regelbei-
spielen, die fallgruppenartig bisherige Erfahrungen aufgreifen. 

                                                 
8 Beschluss des BVerfG vom 04.06.1985, E 70, 138, 167 f. 
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Dies wird mit Art. 5 wiederum in Anlehnung an die Erklärung 
zum kirchlichen Dienst versucht: 

Erfüllt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Beschäfti-
gungsanforderungen nicht mehr, so gehen Beratung, klärendes 
Gespräch, Abmahnung, Verweis, Versetzung und Änderungs-
kündigung einer Beendigungskündigung vor.  

Eine Beendigungskündigung kommt nur als letzte Maßnahme 
in Betracht (II. 4., S. 1 bis 3). In Abs. 2 werden typische Regel-
beispiele für kirchenspezifische Kündigungsgründe aufgezählt, 
ohne dass damit ein abschließender Katalog aufgestellt würde: 
Obliegenheitsverletzungen gemäß Art. 3 und 4, vor allem Kir-
chenaustritt, öffentliches Eintreten gegen tragende kirchliche 
Grundsätze (z. B. hinsichtlich der Abtreibung), schwerwiegende 
persönliche sittliche Verfehlungen, ungültige Eheschließung 
sowie Handlungen, die kirchenrechtlich als eindeutige Distan-
zierung von der katholischen Kirche anzusehen sind.  

Derartige schwerwiegende Verstöße gegen kirchliche Grund-
sätze schließen nach Abs. 3 aus kirchlicher Sicht, abgesehen 
von ganz besonderen extremen Ausnahmefällen, die Weiterbe-
schäftigung bei bestimmten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
aus. Angesprochen wird hier ein Personenkreis, der auch bereits 
nach Art. 3 Abs. 2 und Art. 4 Abs. 1 einer besonderen Bindung 
unterstellt worden ist. 

Nach Abs. 4 hängt eine Weiterbeschäftigung im Übrigen von 
den Einzelfallumständen ab, nämlich vom Ausmaß einer Ge-
fährdung der kirchlichen Glaubwürdigkeit, von der Belastung 
der kirchlichen Dienstgemeinschaft, der Art der Einrichtung, 
dem Charakter der übertragenen Aufgabe, deren Nähe zum 
kirchlichen Verkündigungsauftrag, von der Stellung der Mitar-
beiterin oder des Mitarbeiters in der Einrichtung sowie von der 
Art und dem Gewicht der Obliegenheitsverletzung (III. 4., S. 4); 
dabei ist auch zu berücksichtigen, ob eine Mitarbeiterin oder ein 
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Mitarbeiter die Lehre der Kirche bekämpft oder sie anerkennt, 
aber im konkreten Fall versagt (III. 4., S. 1 u. 5). Von diesem 
Abs. 4 werden zunächst die Beschäftigten mit einer besonderen 
Bindung i. S. v. Abs. 3 erfasst, soweit es nämlich um Verstöße 
gemäß Abs. 2 geht, aber im konkreten Fall Entlastungsgründe 
vorgebracht werden können, und soweit es sich um andere als 
in Abs. 2 aufgeführte Obliegenheitsverletzungen handelt. Auf 
alle übrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erstreckt sich 
Abs. 4 wegen aller Obliegenheitsverletzungen. 

Zwei Fälle werden in Abs. 5 als Gründe für eine Nichtweiterbe-
schäftigung besonders hervorgehoben: Der Kirchenaustritt und 
die ungültige Eheschließung unter öffentliches Ärgernis erre-
genden oder die Glaubwürdigkeit der Kirche beeinträchtigen-
den Umständen.  

Abschließend ist zur Kündigungsproblematik hervorzuheben, 
dass die Kirche im Bereich ihres Selbstbestimmungsrechts, in 
dem ihr also nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts arbeitsrechtliche Kompetenzen zustehen,9 nur festlegen 
kann, was aus ihrer Sicht als Kündigungsgrund in Betracht zu 
ziehen ist, während der Kündigungsgrund letztlich erst vom 
staatlichen Arbeitsgericht im Anschluss an eine umfassende 
Abwägung der Umstände des konkreten Einzelfalles bejaht 
wird. 

Begründung zu Artikel 6 

Die Bestimmung stellt Inhalt und Reichweite der Koalitions-
freiheit für den kirchlichen Dienst klar. Bei der Koalitionsfrei-
heit geht es um ein Grundrecht, das für die Kirche bindend ist 
und von ihr nach ihrer Lehre auch anerkannt und gefordert 
wird. Es setzt voraus, dass für die Erbringung von Dienstleis-

                                                 
9 Beschluss des BVerfG vom 04.06.1985, E 70, 138, 167 f. 
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tungen ein Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhältnis besteht, wobei 
unerheblich ist, ob es privatrechtlich als Arbeitsverhältnis oder 
öffentlich-rechtlich als Beamtenverhältnis gestaltet ist. 

Koalitionsfreiheit gilt nur dort, wo Arbeit im fremden Dienst 
das Beschäftigungsverhältnis prägt, also auch inhaltlich die 
Voraussetzungen dafür gegeben sind, dass man sich zur Wah-
rung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
zusammenschließt. 

Für Kleriker gilt die Schranke, dass sie sich nur zur Verfolgung 
von Zwecken, die dem Klerikerstand angemessen sind, mit an-
deren zusammenschließen können.10 Sie haben von der Grün-
dung oder der Mitgliedschaft in Vereinigungen abzusehen, 
deren Zielsetzung oder Tätigkeit sich nicht mit den dem Kleri-
kerstand eigenen Pflichten vereinbaren lässt oder die gewissen-
hafte Erfüllung der ihnen von der zuständigen kirchlichen Auto-
rität übertragenen Aufgabe hemmen kann.11 An der Leitung von 
Gewerkschaften dürfen sie nicht aktiv teilnehmen, außer dies ist 
nach dem Urteil der zuständigen kirchlichen Autorität erforder-
lich, um die Rechte der Kirche zu schützen oder das allgemeine 
Wohl zu fördern.12 Für andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
im kirchlichen Dienst bestehen diese Schranken nicht. Wer aber 
einem Institut des geweihten Lebens (Ordensinstitut oder Sä-
kularinstitut) angehört, steht in einer besonderen Lebensord-
nung, die es ausschließt, sich zu einer Koalition zusammenzu-
schließen. 

Sieht man von diesem Personenkreis ab, so können, wie Abs. 1 
Satz 1 klarstellt, sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 

                                                 
10 Vgl. CIC c. 278 § 1. 
11 CIC c. 278 § 3. 
12  CIC c. 287 § 2. 
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kirchlichen Dienstes in Koalitionen zusammenschließen, diesen 
beitreten und sich in ihnen betätigen. 

Das Grundrecht schließt auch ein, wie es in dem folgenden 
Satz 2 heißt, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter berech-
tigt sind, innerhalb ihrer Einrichtung für den Beitritt zu diesen 
Koalitionen zu werben, über deren Aufgaben und Tätigkeit zu 
informieren sowie Koalitionsmitglieder zu betreuen. Die Ge-
werkschaften erhalten dadurch aber kein Zutrittsrecht zu den 
Einrichtungen. Das Grundrecht der Koalitionsfreiheit verlangt 
dies nicht, wie das Bundesverfassungsgericht klargestellt hat.13 

Da kirchlicher Dienst niemals wertneutral geleistet wird, son-
dern stets in der Bindung zur Sendung der Kirche steht, stellt 
Abs. 1 Satz 3 klar, dass die Koalitionsfreiheit nicht von der 
Pflicht entbindet, die Arbeit als Beitrag zum Auftrag der Kirche 
zu leisten. Daraus ergeben sich Konsequenzen für die kollektive 
Koalitionsfreiheit in der Kirche. Eine Koalition muss, wie es in 
Abs. 2 Satz 1 heißt, wegen der Zielsetzung des kirchlichen 
Dienstes dessen Eigenart und die sich daraus für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter ergebenden Loyalitätsobliegenheiten 
anerkennen. 

Darin liegt keine Einschränkung der Koalitionsfreiheit, sondern 
diese Anforderung ergibt sich aus dem Koalitionszweck der 
Interessenwahrnehmung innerhalb des kirchlichen Dienstes. 
Die Koalitionsfreiheit ist ein verfahrensgeprägtes Grundrecht. 
Die Zweckbestimmung des kirchlichen Dienstes und der damit 
verbundene Pflichtengehalt stehen nicht zur Disposition des 
Koalitionsverfahrens. Vereinigungen, die den Anforderungen 
für eine Koalition im kirchlichen Dienst gerecht werden, kön-
nen, wie Abs. 2 Satz 2 klarstellt, die ihnen angehörenden Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter bei der zulässigen Koalitionsbetäti-

                                                 
13 Beschluss des BVerfG vom 17.02.1981, E 57, 220, 245 ff. 
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gung in der Einrichtung unterstützen. Die Wahrnehmung dieser 
Hilfsfunktion fällt unter die Kernbereichsgarantie der Koaliti-
onsfreiheit. Sie umfasst die Unterstützung der Mitglieder bei 
deren Einflussnahme auf die Auswahl der Personen, die in den 
Arbeitsrechtlichen Kommissionen des Dritten Weges (KODA) 
und in der Mitarbeitervertretung (MAV) die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter vertreten. Die Koalitionen und die ihnen ange-
hörenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben aber, wie es 
in Abs. 2 Satz 3 heißt, darauf zu achten, dass die Arbeit einer 
kirchlichen Einrichtung unter einem geistig-religiösen Auftrag 
steht.  

Daraus folgt insbesondere, dass keine kirchliche Einrichtung 
Angriffe auf die Lehre der Kirche und ihre Amtsträger dulden 
muss. Gewerkschaftliches Informations- und Werbematerial 
muss, wie das Bundesarbeitsgericht festgestellt hat, das verfas-
sungsmäßige Selbstbestimmungsrecht der Kirche zur Gestal-
tung der sozialen Ordnung ihres Dienstes respektieren.14 

Begründung zu Artikel 7 

Durch Art. 7 wird in die Grundordnung aufgenommen, dass die 
katholische Kirche das Verhandlungsgleichgewicht ihrer ab-
hängig beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Ab-
schluss und Gestaltung der Arbeitsverträge durch ein kirchenei-
genes Arbeitsrechts-Regelungsverfahren sichert. Die Dienstge-
meinschaft als das maßgebende Strukturelement des kirchlichen 
Dienstes gebietet es, dass unterschiedliche Interessen bei 
Dienstgebern und Mitarbeitern unter Beachtung des Grundkon-
senses aller über den kirchlichen Auftrag ausgeglichen werden. 
Diesem Zweck dienen die KODA-Ordnungen. Sie regeln das 
Nähere, insbesondere die jeweiligen Zuständigkeiten.  

                                                 
14 Urteil des BAG vom 14.02.1978, AP Nr. 26 zu Art. 9 GG (insoweit 

nicht aufgehoben von BVerfGE 57, 220 ff.). 
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In ihrer Erklärung zum kirchlichen Dienst weisen die Bischöfe 
darauf hin, dass durch die Gestaltung dieser Arbeitnehmerbe-
teiligung die Möglichkeit eröffnet wird, dass jeder Interessen-
konflikt Gegenstand einer Schlichtung sein kann. Darin liegt ein 
Unterschied zur Tarifautonomie. Verweigern die Arbeitgeber 
nämlich den Abschluss eines Tarifvertrags über einen be-
stimmten Gegenstand, so können die Gewerkschaften einseitig 
keine Regelung herbeiführen. Deshalb gibt die staatliche Ar-
beitsrechtsordnung die Befugnis zum Arbeitskampf, um unter 
Einsatz dieses Druckmittels zu einer vertraglichen Verhandlung 
und Einigung zu gelangen.  

Die Bischöfe haben in ihrer Erklärung zum kirchlichen Dienst 
darauf hingewiesen, dass das Tarifvertragssystem mit dem zu 
seinen Funktionsvoraussetzungen gehörenden Arbeitskampf 
nicht die Eigenart des kirchlichen Dienstes sichert (unter 
IV. 1.). Tarifverträge kirchlicher Einrichtungen mit verschiede-
nen Gewerkschaften seien mit der Einheit des kirchlichen 
Dienstes unvereinbar. Streik und Aussperrung widersprächen 
den Grunderfordernissen des kirchlichen Dienstes. Der von der 
Kirche begangene Weg zur Beteiligung ihrer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an der Regelung der Vergütung und anderen 
Arbeitsbedingungen entspricht der Besonderheit der Dienstge-
meinschaft.  

Er fügt sich in die Rechtsordnung der katholischen Kirche ein. 
Daher verlangt die Grundordnung, dass die Beschlüsse der pa-
ritätisch mit Vertretern der Dienstgeber und Vertretern der Mit-
arbeiter besetzten Kommissionen der bischöflichen Inkraftset-
zung für das jeweilige (Erz-)Bistum bedürfen. 

Diese Regelung sichert, dass die Hirtenaufgabe des Diözesan-
bischofs unberührt bleibt, die umfassende Verantwortung für 
alle ihm anvertrauten Gläubigen wahrzunehmen. Seine Aner-
kennung bedeutet keine Beeinträchtigung der Parität. Sie be-
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zweckt insbesondere auch keine Einbeziehung des Diözesan-
bischofs in Lohnkonflikte, sondern sie ist lediglich die Konse-
quenz der Rechtsregel, dass der Diözesanbischof die Gestaltung 
des kirchlichen Dienstes nicht auf eine von ihm unabhängige 
Einigungsstelle übertragen kann. Die Anerkennung paritätischer 
Gestaltung der Arbeitsentgelte und sonstigen Arbeitsbedingun-
gen bezweckt keine Ersetzung der bischöflichen Gesetzge-
bungsbefugnis. Darauf zielt auch die Feststellung in der Erklä-
rung zum kirchlichen Dienst, dass bei der KODA-Regelung die 
Hirtenaufgabe des Diözesanbischofs unberührt bleibt, die um-
fassende Verantwortung für alle ihm anvertrauten Gläubigen 
wahrzunehmen; denn das kircheneigene Beteiligungsmodell 
leistet mit seiner Form einer Beteiligung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen 
einen Beitrag für die vom Kirchenverständnis getragene 
Dienstgemeinschaft. 

Der Abs. 2 enthält die Regelung, die sich für die katholische 
Kirche aus ihrer Entscheidung für das Beteiligungsmodell des 
Dritten Weges ergibt. Tarifverträge werden in diesem Beteili-
gungsmodell nicht abgeschlossen.  

Streik und Aussperrung scheiden ebenfalls aus. Gehört eine 
Einrichtung zur katholischen Kirche, so darf sie daher keine 
Tarifverträge mit Gewerkschaften abschließen. Daraus folgt 
zugleich, dass auch der Beitritt zu einem Arbeitgeberverband 
keine Tarifgebundenheit zur Folge haben darf. Die Einheit des 
kirchlichen Dienstes gebietet es vielmehr, dass die Einrichtung 
das kirchliche Arbeitsrechts-Regelungsrecht anwendet. 

Begründung zu Artikel 8 

Im kirchlichen Mitarbeitervertretungsrecht sind Eigenständig-
keit und Einheitlichkeit des kirchlichen Arbeitsrechts am wei-
testen fortgeschritten. Es wurde 1985 zuletzt allgemein novel-



 49 

liert; eine Weiterentwicklung wird vorbereitet. Hierauf wird in 
Art. 8 verwiesen. Mit dieser Bezugnahme wird zugleich zum 
Ausdruck gebracht, dass das Mitarbeitervertretungsrecht als 
kirchliche Betriebsverfassung kirchengesetzlich festgelegt wird, 
insbesondere also nicht dem Beteiligungskonzept nach den 
KODA-Ordnungen unterliegt; das schließt selbstverständlich 
eine Mitwirkung der kirchlichen Arbeitnehmer an der Fort-
schreibung des Mitarbeitervertretungsrechts nicht aus. 

Begründung zu Artikel 9 

Berufliche Fort- und Weiterbildung sind auch für kirchliche 
Beschäftigte selbstverständlich. Das wird in Art. 9 auch und 
insbesondere hinsichtlich der kirchlichen Dimension des Diens-
tes festgehalten. Es geht hierbei um eine fortdauernde Bildung 
zu den Besonderheiten des kirchlichen Arbeitsverhältnisses, so 
wie sie in der Erklärung zum kirchlichen Dienst und in der 
Grundordnung des kirchlichen Dienstes konkretisiert werden. 

Begründung zu Art. 10 

Deutlich hervorzuheben ist, dass kirchliche Arbeitnehmer in 
arbeitsrechtlichen Streitigkeiten die staatlichen Arbeitsgerichte 
in allen Fragen nach wie vor anrufen können, in denen ihnen 
bislang der Weg zum staatlichen Arbeitsgericht offensteht. Das 
wird in Abs. 1 ausdrücklich bestätigt.  

Auf der anderen Seite gibt es staatliche,15 allgemein-öffentliche 
und auch innerkirchliche16 Erwartungen, dass die Kirche eigene 
unabhängige Gerichte zur Entscheidung von Streitigkeiten aus 

                                                 
15 Beschluss des BVerfG vom 12.02.1981, ZevKR 26, 382, 384; Beschluss 

des BAG vom 25.04.1989, EzA § 611 BGB Kirchliche Arbeitnehmer 
Nr. 28. 

16 Vgl. Beschluss der Zentralen Schlichtungsstelle beim Deutschen 
Caritasverband vom 08.05.1992. 
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solchen Bereichen einrichtet, in denen ihr nach dem kirchlichen 
Selbstbestimmungsrecht eine eigene arbeitsrechtliche Rege-
lungsmacht zusteht.  

Hierauf zielt Art. 10 Abs. 2 ab; Abs. 3 legt Kriterien für die 
richterliche Unabhängigkeit fest. Dementsprechend sind im 
Mitarbeitervertretungsrecht Schlichtungsstellen vorgesehen. 
Diese leisten nicht nur schlichtende Vertragshilfe zur Überwin-
dung von Regelungsstreitigkeiten durch Kollektivvereinbarung. 
Vielmehr entscheiden sie auch bestimmte Rechtsentscheidun-
gen aus dem Mitarbeitervertretungsrecht; insoweit haben sie 
höchstrichterliche Anerkennung als Gerichte erfahren, die 
rechtsstaatlichen Grundsätzen gerecht werden.17 

Abs. 2 legt fest, dass mitarbeitervertretungsrechtliche Spruch-
stellen nicht nur enumerativ bestimmte Rechtsstreitigkeiten 
entscheiden sollen, sondern eine generalklauselartig umschrie-
bene Rechtsentscheidungskompetenz erhalten. Entsprechendes 
gilt für eine Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten aus den 
KODA-Ordnungen. 

                                                 
17 Beschluss des BAG vom 25.04.1989, EzA § 611 BGB Kirchliche 

Arbeitnehmer Nr. 28. 
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F.  Rahmenordnung für eine 
Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) 

in der Fassung des einstimmigen Beschlusses der Voll-
versammlung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands vom 20. November 1995 

sowie der Änderungen gemäß Beschluss der Vollver-
sammlung des Verbandes der Diözesen Deutsch-
lands vom 21. Juni 1999  

sowie der Änderungen gemäß Beschluss der Voll-
versammlung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands vom 23. Juni 2003  

sowie den Änderungen durch Artikel 4 des Gesetzes 
zur Anpassung arbeitsrechtlicher Vorschriften an 
die Kirchliche Arbeitsgerichtsordnung (KAGO-
Anpassungsgesetz – KAGO-AnpG) vom 21. Sep-
tember 2004  

sowie den Änderungen gemäß Beschluss der Vollver-
sammlung des Verbandes der Diözesen Deutsch-
lands vom 25. Juni 2007 

sowie den Änderungen gemäß Beschluss der Vollver-
sammlung des Verbandes der Diözesen Deutsch-
lands vom 22. November 2010  

zuletzt geändert durch Beschluss der Vollversamm-
lung des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
vom 20. Juni 2011 
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Präambel 

Grundlage und Ausgangspunkt für den kirchlichen Dienst ist 
die Sendung der Kirche. Diese Sendung umfasst die Verkündi-
gung des Evangeliums, den Gottesdienst und die sakramentale 
Verbindung der Menschen mit Jesus Christus sowie den aus 
dem Glauben erwachsenden Dienst am Nächsten. Daraus ergibt 
sich als Eigenart des kirchlichen Dienstes seine religiöse 
Dimension. Als Maßstab für ihre Tätigkeit ist sie Dienstgebern 
und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vorgegeben, die als 
Dienstgemeinschaft den Auftrag der Einrichtung erfüllen und so 
an der Sendung der Kirche mitwirken.  

Weil die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter den Dienst in der 
Kirche mitgestalten und mitverantworten und an seiner religiö-
sen Grundlage und Zielsetzung teilhaben, sollen sie auch aktiv 
an der Gestaltung und Entscheidung über die sie betreffenden 
Angelegenheiten mitwirken unter Beachtung der Verfasstheit 
der Kirche, ihres Auftrags und der kirchlichen Dienstverfas-
sung. Dies erfordert von Dienstgebern und Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern die Bereitschaft zu gemeinsam getragener 
Verantwortung und vertrauensvoller Zusammenarbeit. 

Deshalb wird aufgrund des Rechts der katholischen Kirche, ihre 
Angelegenheiten selbst zu regeln, unter Bezugnahme auf die 
Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse vom 22. September 1993 die folgende Ord-
nung für Mitarbeitervertretungen erlassen. 
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I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Mitarbeitervertretungsordnung gilt für die Dienst-
stellen, Einrichtungen und sonstigen selbständig geführten 
Stellen – nachfolgend als Einrichtung(en) bezeichnet –  

 1. der (Erz-)Diözesen,  
 2. der Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen, 
 3.  der Verbände von Kirchengemeinden,  
 4.  der Diözesancaritasverbände und deren Gliederungen, 

soweit sie öffentliche juristische Personen des kanoni-
schen Rechts sind, 

 5.  der sonstigen dem Diözesanbischof unterstellten 
öffentlichen juristischen Personen des kanonischen 
Rechts,  

 6.  der sonstigen kirchlichen Rechtsträger, unbeschadet 
ihrer Rechtsform, die der bischöflichen Gesetzge-
bungsgewalt unterliegen. 

(2) Diese Mitarbeitervertretungsordnung ist auch anzuwenden 
bei den kirchlichen Rechtsträgern, die nicht der bischöf-
lichen Gesetzgebungsgewalt unterliegen, wenn sie bis 
spätestens zum 31. Dezember 2013 die „Grundordnung 
des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeits-
verhältnisse“ durch Übernahme in ihr Statut verbindlich 
übernommen haben. Wenn sie dieser Verpflichtung nicht 
nachkommen, haben sie im Hinblick auf die arbeitsrecht-
lichen Beziehungen nicht am Selbstbestimmungsrecht der 
Kirche gemäß Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV 
teil.  

(3) In den Fällen des Abs. 2 ist in allen Einrichtungen eines 
mehrdiözesanen oder überdiözesanen Rechtsträgers die 
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Mitarbeitervertretungsordnung der (Erz-)Diözese anzu-
wenden, in der sich der Sitz der Hauptniederlassung 
(Hauptsitz) befindet. Abweichend von Satz 1 kann auf 
Antrag eines mehrdiözesan oder überdiözesan tätigen 
Rechtsträgers der Diözesanbischof des Hauptsitzes im 
Einvernehmen mit den anderen Diözesanbischöfen, in de-
ren (Erz-)Diözese der Rechtsträger tätig ist, bestimmen, 
dass in den Einrichtungen des Rechtsträgers die Mitarbei-
tervertretungsordnung der (Erz-)Diözese angewandt wird, 
in der die jeweilige Einrichtung ihren Sitz hat, oder eine 
Mitarbeitervertretungsordnung eigens für den Rechtsträ-
ger erlassen. 

§ 1 a 
Bildung von Mitarbeitervertretungen 

(1) In den Einrichtungen der in § 1 genannten kirchlichen 
Rechtsträger sind Mitarbeitervertretungen nach Maßgabe 
der folgenden Vorschriften zu bilden. 

(2) Unbeschadet des Abs. 1 kann der Rechtsträger nach 
Anhörung betroffener Mitarbeitervertretungen regeln, was 
als Einrichtung gilt. Die Regelung bedarf der Genehmi-
gung durch den Ordinarius. Die Regelung darf nicht miss-
bräuchlich erfolgen. 

§ 1 b 
Gemeinsame Mitarbeitervertretung1 

(1) Die Mitarbeitervertretungen und Dienstgeber mehrerer 
Einrichtungen verschiedener Rechtsträger können durch 
eine gemeinsame Dienstvereinbarung die Bildung einer 
gemeinsamen Mitarbeitervertretung vereinbaren, soweit 

                                                 
1
 Muster für eine diözesane Fassung. 
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dies der wirksamen und zweckmäßigen Interessenvertre-
tung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dient. Dienst-
geber und Mitarbeitervertretungen können nach vorheri-
ger Stellungnahme der betroffenen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter Einrichtungen einbeziehen, in denen Mitar-
beitervertretungen nicht gebildet sind. Die auf Grundlage 
dieser Dienstvereinbarung gewählte Mitarbeitervertretung 
tritt an die Stelle der bisher bestehenden Mitarbeiterver-
tretungen. Sind in keiner der Einrichtungen Mitarbeiter-
vertretungen gebildet, so können die Rechtsträger nach 
vorheriger Stellungnahme der betroffenen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter die Bildung einer gemeinsamen Mit-
arbeitervertretung vereinbaren, soweit die Gesamtheit der 
Einrichtungen die Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 erfüllt.  

(2) Die Dienstvereinbarung nach Abs. 1 Satz 1 und die Rege-
lung nach Abs. 1 Satz 4 bedürfen der Genehmigung durch 
den Ordinarius. Sie sind, soweit sie keine andere Rege-
lung treffen, für die folgende Wahl und die Amtszeit der 
aus ihr hervorgehenden Mitarbeitervertretung wirksam. 
Für die gemeinsamen Mitarbeitervertretungen gelten die 
Vorschriften dieser Ordnung nach Maßgabe des § 22 a. 

§ 2 
Dienstgeber 

(1) Dienstgeber im Sinne dieser Ordnung ist der Rechtsträger 
der Einrichtung. 

(2) Für den Dienstgeber handelt dessen vertretungsberechtig-
tes Organ oder die von ihm bestellte Leitung. Der Dienst-
geber kann eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter in 
leitender Stellung schriftlich beauftragten, ihn zu vertre-
ten. 
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§ 3 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne dieser Ordnung 
sind alle Personen, die bei einem Dienstgeber 

 1. aufgrund eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses, 
 2. als Ordensmitglied an einem Arbeitsplatz in einer Ein-

richtung der eigenen Gemeinschaft, 
 3. aufgrund eines Gestellungsvertrages oder 
 4. zu ihrer Ausbildung 

 tätig sind. 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die dem Dienstgeber 
zur Arbeitsleistung überlassen werden im Sinne des Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes, sind keine Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter im Sinne dieser Ordnung.  

(2) Als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gelten nicht: 

 1. die Mitglieder eines Organs, das zur gesetzlichen Ver-
tretung berufen ist, 

 2. Leiterinnen und Leiter von Einrichtungen im Sinne 
  des § 1,  
 3. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die zur selbständi-

gen Entscheidung über Einstellungen, Anstellungen 
oder Kündigungen befugt sind, 

 4. sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in leitender 
  Stellung,  
 5. Geistliche einschließlich Ordensgeistliche im Bereich 

des § 1 Abs. 1 Nrn. 2 und 3,  
 6. Personen, deren Beschäftigung oder Ausbildung über-

wiegend ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, berufli-
chen und sozialen Rehabilitation oder Erziehung dient. 

Die Entscheidung des Dienstgebers zu den Nrn. 3 und 4 
bedarf der Beteiligung der Mitarbeitervertretung gemäß 
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§ 29 Abs. 1 Nr. 18. Die Entscheidung bedarf bei den in 
§ 1 Abs. 1 genannten Rechtsträgern der Genehmigung des 
Ordinarius. Die Entscheidung ist der Mitarbeitervertretung 
schriftlich mitzuteilen.  

(3) Die besondere Stellung der Geistlichen gegenüber dem 
Diözesanbischof und die der Ordensleute gegenüber den 
Ordensoberen werden durch diese Ordnung nicht berührt. 
Eine Mitwirkung in den persönlichen Angelegenheiten 
findet nicht statt.  

§ 4 
Mitarbeiterversammlung 

Die Mitarbeiterversammlung ist die Versammlung aller Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Kann nach den dienstlichen Ver-
hältnissen eine gemeinsame Versammlung aller Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter nicht stattfinden, so sind Teilversammlun-
gen zulässig. 

§ 5  
Mitarbeitervertretung 

Die Mitarbeitervertretung ist das von den wahlberechtigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gewählte Organ, das die ihm 
nach dieser Ordnung zustehenden Aufgaben und Verantwor-
tungen wahrnimmt.  

II. Die Mitarbeitervertretung 

§ 6 
Voraussetzung für die Bildung der Mitarbeitervertretung 

Zusammensetzung der Mitarbeitervertretung 

(1) Die Bildung einer Mitarbeitervertretung setzt voraus, dass 
in der Einrichtung in der Regel mindestens fünf wahlbe-
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rechtigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (§ 7) beschäf-
tigt werden, von denen mindestens drei wählbar sind 
(§ 8). 

(2) Die Mitarbeitervertretung besteht aus 

 1 Mitglied bei 5 – 15 wahlberechtigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

 3 Mitgliedern bei 16 – 50 wahlberechtigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

 5 Mitgliedern bei 51 – 100 wahlberechtigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

 7 Mitgliedern bei 101 – 200 wahlberechtigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

 9 Mitgliedern bei 201 – 300 wahlberechtigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

 11 Mitgliedern bei 301 – 600 wahlberechtigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

 13 Mitgliedern bei 601 – 1000 wahlberechtigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

 15 Mitgliedern bei 1001 und mehr wahlberechtigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 

Falls die Zahl der Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber 
geringer ist als die nach Satz 1 vorgesehene Zahl an Mit-
gliedern, setzt sich die Mitarbeitervertretung aus der 
höchstmöglichen Zahl von Mitgliedern zusammen. Satz 2 
gilt entsprechend, wenn die nach Satz 1 vorgesehene Zahl 
an Mitgliedern nicht erreicht wird, weil zu wenig Kandi-
datinnen und Kandidaten gewählt werden oder weil eine 
gewählte Kandidatin oder ein gewählter Kandidat die 
Wahl nicht annimmt und kein Ersatzmitglied vorhanden 
ist. 
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(3) Für die Wahl einer Mitarbeitervertretung in einer Einrich-
tung mit einer oder mehreren nicht selbständig geführten 
Stellen kann der Dienstgeber eine Regelung treffen, die 
eine Vertretung auch der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der nicht selbständig geführten Stellen in Abweichung 
von § 11 Abs. 6 durch einen Vertreter gewährleistet, und 
zwar nach der Maßgabe der jeweiligen Zahl der wahlbe-
rechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Ein-
richtungen. Eine solche Regelung bedarf der Zustimmung 
der Mitarbeitervertretung.  

(4) Der Mitarbeitervertretung sollen jeweils Vertreter der 
Dienstbereiche und Gruppen angehören. Die Geschlechter 
sollen in der Mitarbeitervertretung entsprechend ihrem 
zahlenmäßigen Verhältnis in der Einrichtung vertreten 
sein. 

(5) Maßgebend für die Zahl der Mitglieder ist der Tag, bis zu 
dem Wahlvorschläge eingereicht werden können (§ 9 
Abs. 5 Satz 1). 

§ 7 
Aktives Wahlrecht 

(1) Wahlberechtigt sind alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben und 
seit mindestens sechs Monaten ohne Unterbrechung in ei-
ner Einrichtung desselben Dienstgebers tätig sind. 

(2) Wer zu einer Einrichtung abgeordnet ist, wird nach Ab-
lauf von drei Monaten in ihr wahlberechtigt; im gleichen 
Zeitpunkt erlischt das Wahlrecht bei der früheren Ein-
richtung. Satz 1 gilt nicht, wenn feststeht, dass die Mitar-
beiterin oder der Mitarbeiter binnen weiterer sechs Mo-
nate in die frühere Einrichtung zurückkehren wird. 
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(3) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einem Ausbildungs-
verhältnis sind nur bei der Einrichtung wahlberechtigt, 
von der sie eingestellt sind.  

(4) Nicht wahlberechtigt sind Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter,  

1. für die zur Besorgung aller ihrer Angelegenheiten ein 
Betreuer nicht nur vorübergehend bestellt ist, 

2. die am Wahltag für mindestens noch sechs Monate un-
ter Wegfall der Bezüge beurlaubt sind, 

3. die sich am Wahltag in der Freistellungsphase eines 
nach dem Blockmodell vereinbarten Altersteilzeitar-
beitsverhältnisses befinden.  

§ 8 
Passives Wahlrecht 

(1) Wählbar sind die wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die am Wahltag seit mindestens einem Jahr 
ohne Unterbrechung im kirchlichen Dienst stehen, davon 
mindestens seit sechs Monaten in einer Einrichtung des-
selben Dienstgebers tätig sind. 

(2) Nicht wählbar sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
zur selbstständigen Entscheidung in anderen als den in § 3 
Abs. 2 Nr. 3 genannten Personalangelegenheiten befugt 
sind. 

§ 9  
Vorbereitung der Wahl 

(1) Spätestens acht Wochen vor Ablauf der Amtszeit der 
Mitarbeitervertretung bestimmt die Mitarbeitervertretung 
den Wahltag. Er soll spätestens zwei Wochen vor Ablauf 
der Amtszeit der Mitarbeitervertretung liegen.  
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(2) Die Mitarbeitervertretung bestellt spätestens acht Wochen 
vor Ablauf ihrer Amtszeit die Mitglieder des Wahlaus-
schusses. Er besteht aus drei oder fünf Mitgliedern, die, 
wenn sie Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter sind, wahlbe-
rechtigt sein müssen. Der Wahlausschuss wählt seine Vor-
sitzende oder seinen Vorsitzenden.  

(3) Scheidet ein Mitglied des Wahlausschusses aus, so hat die 
Mitarbeitervertretung unverzüglich ein neues Mitglied zu 
bestellen. Kandidiert ein Mitglied des Wahlausschusses 
für die Mitarbeitervertretung, so scheidet es aus dem 
Wahlausschuss aus.  

(4) Der Dienstgeber stellt dem Wahlausschuss zur Aufstel-
lung des Wählerverzeichnisses spätestens sieben Wochen 
vor Ablauf der Amtszeit eine Liste aller Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit den erforderlichen Angaben zur Ver-
fügung. Der Wahlausschuss stellt die Liste der wahlbe-
rechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf und legt 
sie mindestens vier Wochen vor der Wahl für die Dauer 
von einer Woche zur Einsicht aus. Die oder der Vorsit-
zende des Wahlausschusses gibt bekannt, an welchem Ort, 
für welche Dauer und von welchem Tag an die Listen zur 
Einsicht ausliegen. Jede Mitarbeiterin und jeder Mitar-
beiter kann während der Auslegungsfrist gegen die Ein-
tragung oder Nichteintragung einer Mitarbeiterin oder ei-
nes Mitarbeiters Einspruch einlegen. Der Wahlausschuss 
entscheidet über den Einspruch.  

(5) Der Wahlausschuss hat sodann die wahlberechtigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aufzufordern, schriftli-
che Wahlvorschläge, die jeweils von mindestens drei 
wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern un-
terzeichnet sein müssen, bis zu einem von ihm festzuset-
zenden Termin einzureichen. Der Wahlvorschlag muss die 
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Erklärung der Kandidatin oder des Kandidaten enthalten, 
dass sie oder er der Benennung zustimmt. Der Wahlaus-
schuss hat in ausreichender Zahl Formulare für Wahlvor-
schläge auszulegen.  

(6) Die Kandidatenliste soll mindestens doppelt soviel Wahl-
bewerberinnen und Wahlbewerber enthalten wie Mitglie-
der nach § 6 Abs. 2 zu wählen sind.  

(7) Der Wahlausschuss prüft die Wählbarkeit und lässt sich 
von der Wahlbewerberin oder dem Wahlbewerber bestäti-
gen, dass kein Ausschlussgrund im Sinne des § 8 vorliegt.  

(8) Spätestens eine Woche vor der Wahl sind die Namen der 
zur Wahl vorgeschlagenen und vom Wahlausschuss für 
wählbar erklärten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
alphabetischer Reihenfolge durch Aushang bekannt zu 
geben. Danach ist die Kandidatur unwiderruflich.  

§ 10 
Dienstgeber –  

Vorbereitungen zur Bildung einer 
Mitarbeitervertretung 

(1) Wenn in einer Einrichtung die Voraussetzungen für die 
Bildung einer Mitarbeitervertretung vorliegen, hat der 
Dienstgeber spätestens nach drei Monaten zu einer Mitar-
beiterversammlung einzuladen. Er leitet sie und kann sich 
hierbei vertreten lassen. Die Mitarbeiterversammlung 
wählt den Wahlausschuss, der auch den Wahltag be-
stimmt. Im Falle des Ausscheidens eines Mitglieds bestellt 
der Wahlausschuss unverzüglich ein neues Mitglied.  

(1 a) Absatz 1 gilt auch, 

 1. wenn die Mitarbeitervertretung ihrer Verpflichtung 
gemäß § 9 Abs. 1 und 2 nicht nachkommt,  
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 2. im Falle des § 12 Abs. 5 Satz 2, 
 3. im Falle des § 13 Abs. 2 Satz 3, 
 4. in den Fällen des § 13a nach Ablauf des Zeitraums, in 

dem die Mitarbeitervertretung die Geschäfte fortge-
führt hat,  

 5. nach Feststellung der Nichtigkeit der Wahl der Mitar-
beitervertretung durch rechtskräftige Entscheidung der 
kirchlichen Gerichte für Arbeitssachen in anderen als 
den in § 12 genannten Fällen, wenn ein ordnungsge-
mäßer Wahlausschuss nicht mehr besteht.  

(2) Kommt die Bildung eines Wahlausschusses nicht zu-
stande, so hat auf Antrag mindestens eines Zehntels der 
wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und 
nach Ablauf eines Jahres der Dienstgeber erneut eine Mit-
arbeiterversammlung zur Bildung eines Wahlausschusses 
einzuberufen.  

(3)  In neuen Einrichtungen entfallen für die erste Wahl die in 
den § 7 Abs. 1 und § 8 Abs. 1 festgelegten Zeiten.  

§ 11 
Durchführung der Wahl 

(1) Die Wahl der Mitarbeitervertretung erfolgt unmittelbar 
und geheim. Für die Durchführung der Wahl ist der Wahl-
ausschuss verantwortlich.  

(2) Die Wahl erfolgt durch Abgabe eines Stimmzettels. Der 
Stimmzettel enthält in alphabetischer Reihenfolge die 
Namen aller zur Wahl stehenden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter (§ 9 Abs. 8 Satz 1). Die Abgabe der Stimme 
erfolgt durch Ankreuzen eines oder mehrerer Namen. Es 
können so viele Namen angekreuzt werden, wie Mitglie-
der zu wählen sind. Der Wahlzettel ist in Anwesenheit 
von mindestens zwei Mitgliedern des Wahlausschusses in 
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die bereitgestellte Urne zu werfen. Die Stimmabgabe ist in 
der Liste der wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter zu vermerken. 

(3) Bemerkungen auf dem Wahlzettel und das Ankreuzen von 
Namen von mehr Personen, als zu wählen sind, machen 
den Stimmzettel ungültig.  

(4) Im Falle der Verhinderung ist eine vorzeitige Stimmab-
gabe durch Briefwahl möglich. Der Stimmzettel ist in dem 
für die Wahl vorgesehenen Umschlag und zusammen mit 
dem persönlich unterzeichneten Wahlschein in einem 
weiteren verschlossenen Umschlag mit der Aufschrift 
„Briefwahl“ und der Angabe des Absenders dem Wahl-
ausschuss zuzuleiten. Diesen Umschlag hat der Wahlaus-
schuss bis zum Wahltag aufzubewahren und am Wahltag 
die Stimmabgabe in der Liste der wahlberechtigten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zu vermerken, den Umschlag 
zu öffnen und den für die Wahl bestimmten Umschlag in 
die Urne zu werfen. Die Briefwahl ist nur bis zum Ab-
schluss der Wahl am Wahltag möglich.  

(5) Nach Ablauf der festgesetzten Wahlzeit stellt der Wahl-
ausschuss öffentlich fest, wie viel Stimmen auf die einzel-
nen Gewählten entfallen sind und ermittelt ihre Reihen-
folge nach der Stimmenzahl. Das Ergebnis ist in einem 
Protokoll festzuhalten, das vom Wahlausschuss zu unter-
zeichnen ist.  

(6) Als Mitglieder der Mitarbeitervertretung sind diejenigen 
gewählt, die die meisten Stimmen erhalten haben. Alle in 
der nach der Stimmenzahl entsprechenden Reihenfolge 
den gewählten Mitgliedern folgenden Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern sind Ersatzmitglieder. Bei gleicher 
Stimmenzahl entscheidet das Los.  
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(7) Das Ergebnis der Wahl wird vom Wahlausschuss am 
Ende der Wahlhandlung bekannt gegeben. Der Wahlaus-
schuss stellt fest, ob jede oder jeder Gewählte die Wahl 
annimmt. Bei Nichtannahme gilt an ihrer oder seiner Stel-
le die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter mit der nächstfol-
genden Stimmenzahl als gewählt. Mitglieder und Ersatz-
mitglieder der Mitarbeitervertretung werden durch Aus-
hang bekannt gegeben.  

(8) Die gesamten Wahlunterlagen sind für die Dauer der 
Amtszeit der gewählten Mitarbeitervertretung aufzube-
wahren. Die Kosten der Wahl trägt der Dienstgeber.  

§§ 11 a bis c Vereinfachtes Wahlverfahren2 

§ 11 a 
Voraussetzungen 

(1) In Einrichtungen mit bis zu 20 wahlberechtigten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern ist die Mitarbeitervertretung 
anstelle des Verfahrens nach den §§ 9 bis 11 im verein-
fachten Wahlverfahren zu wählen.3 

(2) Abs. 1 findet keine Anwendung, wenn die Mitarbeiterver-
sammlung mit der Mehrheit der Anwesenden, mindestens 
jedoch einem Drittel der wahlberechtigten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter spätestens acht Wochen vor Beginn 
des einheitlichen Wahlzeitraums die Durchführung der 
Wahl nach den §§ 9 bis 11 beschließt.  

                                                 
2 Muster für eine diözesane Wahlordnung. 
3 Die Zahl der wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kann 

abweichend hiervon durch diözesane Regelung festgelegt werden. 
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§ 11 b 
Vorbereitung der Wahl 

(1) Spätestens drei Wochen vor Ablauf ihrer Amtszeit lädt die 
Mitarbeitervertretung die Wahlberechtigten durch Aus-
hang oder in sonst geeigneter Weise, die den wahlberech-
tigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die Möglichkeit 
der Kenntnisnahme gibt, zur Wahlversammlung ein und 
legt gleichzeitig die Liste der wahlberechtigten Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter aus.  

(2) Ist in einer Einrichtung eine Mitarbeitervertretung nicht 
vorhanden, so handelt der Dienstgeber gemäß Abs. 1.  

§ 11 c 
Durchführung der Wahl 

(1) Die Wahlversammlung wird von einer Wahlleiterin oder 
einem Wahlleiter geleitet, die oder der mit einfacher 
Stimmenmehrheit gewählt wird. Im Bedarfsfall kann die 
Wahlversammlung zur Unterstützung der Wahlleiterin 
oder des Wahlleiters Wahlhelfer bestimmen.  

(2)  Mitarbeitervertreterinnen und Mitarbeitervertreter und Er-
satzmitglieder werden in einem gemeinsamen Wahlgang 
gewählt. Jede wahlberechtigte Mitarbeiterin und jeder 
wahlberechtigte Mitarbeiter kann Kandidatinnen und 
Kandidaten zur Wahl vorschlagen. 

(3) Die Wahl erfolgt durch Abgabe des Stimmzettels. Auf 
dem Stimmzettel sind von der Wahlleiterin oder dem 
Wahlleiter die Kandidatinnen und Kandidaten in alphabe-
tischer Reihenfolge unter Angabe von Name und Vorna-
me aufzuführen. Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter 
trifft Vorkehrungen, dass die Wählerinnen und Wähler 
ihre Stimme geheim abgeben können. Unverzüglich nach 
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Beendigung der Wahlhandlung zählt sie oder er öffentlich 
die Stimmen aus und gibt das Ergebnis bekannt.  

(4) § 9 Abs. 7, § 11 Abs. 2 Sätze 3, 4 und 6, § 11 Abs. 6 bis 8 
und § 12 gelten entsprechend; an die Stelle des Wahlaus-
schusses tritt die Wahlleiterin oder der Wahlleiter. 

§ 12 
Anfechtung der Wahl 

(1) Jede wahlberechtigte Mitarbeiterin und jeder wahlberech-
tigte Mitarbeiter oder der Dienstgeber hat das Recht, die 
Wahl wegen eines Verstoßes gegen die §§ 6 bis 11 c in-
nerhalb einer Frist von einer Woche nach Bekanntgabe 
des Wahlergebnisses schriftlich anzufechten. Die An-
fechtungserklärung ist dem Wahlausschuss zuzuleiten.  

(2) Unzulässige oder unbegründete Anfechtungen weist der 
Wahlausschuss zurück. Stellt er fest, dass die Anfechtung 
begründet ist und dadurch das Wahlergebnis beeinflusst 
sein kann, so erklärt er die Wahl für ungültig; in diesem 
Falle ist die Wahl unverzüglich zu wiederholen. Im Falle 
einer sonstigen begründeten Wahlanfechtung berichtigt er 
den durch den Verstoß verursachten Fehler.  

(3) Gegen die Entscheidung des Wahlausschusses ist die 
Klage beim Kirchlichen Arbeitsgericht innerhalb einer 
Ausschlussfrist von zwei Wochen nach Bekanntgabe der 
Entscheidung zulässig.  

(4) Eine für ungültig erklärte Wahl lässt die Wirksamkeit der 
zwischenzeitlich durch die Mitarbeitervertretung getroffe-
nen Entscheidungen unberührt.  

(5) Die Wiederholung einer erfolgreich angefochtenen Wahl 
obliegt dem Wahlausschuss. Besteht kein ordnungsgemäß 
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besetzter Wahlausschuss (§ 9 Abs. 2 Satz 2) mehr, so fin-
det § 10 Anwendung.  

§ 13 
Amtszeit der Mitarbeitervertretung 

(1) Die regelmäßigen Wahlen zur Mitarbeitervertretung fin-
den alle vier Jahre in der Zeit vom 1. März bis 30. Juni 
(einheitlicher Wahlzeitraum) statt.4  

(2) Die Amtszeit beginnt mit dem Tag der Wahl oder, wenn 
zu diesem Zeitpunkt noch eine Mitarbeitervertretung be-
steht, mit Ablauf der Amtszeit dieser Mitarbeitervertre-
tung. Sie beträgt vier Jahre. Sie endet jedoch vorbehaltlich 
der Regelung in Abs. 5 spätestens am 30. Juni des Jahres, 
in dem nach Abs. 1 die regelmäßigen Mitarbeitervertre-
tungswahlen stattfinden.5  

(3) Außerhalb des einheitlichen Wahlzeitraums findet eine 
Neuwahl statt, wenn 

 1. an dem Tag, an dem die Hälfte der Amtszeit seit 
Amtsbeginn abgelaufen ist, die Zahl der wahlberech-
tigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter um die Hälfte, 
mindestens aber um 50, gestiegen oder gesunken ist,  

 2. die Gesamtzahl der Mitglieder der Mitarbeitervertre-
tung auch nach Eintreten sämtlicher Ersatzmitglieder 
um mehr als die Hälfte der ursprünglich vorhandenen 
Mitgliederzahl gesunken ist, 

 3. die Mitarbeitervertretung mit der Mehrheit ihrer Mit-
glieder ihren Rücktritt beschlossen hat,  

                                                 
4 Beginn und Ende des einheitlichen Wahlzeitraums können abweichend 

durch diözesane Regelung festgelegt werden. 
5 Muster für eine diözesane Fassung. 
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 4. die Wahl der Mitarbeitervertretung mit Erfolg ange-
fochten worden ist, 

 5. die Mitarbeiterversammlung der Mitarbeitervertretung 
gemäß § 22 Abs. 2 das Misstrauen ausgesprochen hat,  

 6. die Mitarbeitervertretung im Falle grober Vernachläs-
sigung oder Verletzung der Befugnisse und Verpflich-
tungen als Mitarbeitervertretung durch rechtskräftige 
Entscheidung der kirchlichen Gerichte für Arbeits-
sachen aufgelöst ist.  

(4) Außerhalb des einheitlichen Wahlzeitraums ist die Mitar-
beitervertretung zu wählen, wenn in einer Einrichtung 
keine Mitarbeitervertretung besteht und die Voraussetzun-
gen für die Bildung der Mitarbeitervertretung (§ 10) vor-
liegen.  

(5) Hat außerhalb des einheitlichen Wahlzeitraums eine Wahl 
stattgefunden, so ist die Mitarbeitervertretung in dem auf 
die Wahl folgenden nächsten einheitlichen Wahlzeitraum 
neu zu wählen. Hat die Amtszeit der Mitarbeitervertretung 
zu Beginn des nächsten einheitlichen Wahlzeitraums noch 
nicht ein Jahr betragen, so ist die Mitarbeitervertretung in 
dem übernächsten einheitlichen Wahlzeitraum neu zu 
wählen. 

§ 13 a 
Weiterführung der Geschäfte 

Ist bei Ablauf der Amtszeit (§ 13 Abs. 2) noch keine neue Mit-
arbeitervertretung gewählt, führt die Mitarbeitervertretung die 
Geschäfte bis zur Übernahme durch die neugewählte Mitarbei-
tervertretung fort, längstens für die Dauer von sechs Monaten 
vom Tag der Beendigung der Amtszeit an gerechnet. Dies gilt 
auch in den Fällen des § 13 Abs. 3 Nr. 1 bis 3.  
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§ 13 b 
Ersatzmitglied, Verhinderung des ordentlichen  

Mitglieds und ruhende Mitgliedschaft 

(1) Scheidet ein Mitglied der Mitarbeitervertretung während 
der Amtszeit vorzeitig aus, so tritt an seine Stelle das 
nächstberechtigte Ersatzmitglied (§ 11 Abs. 6 Satz 2). 

(2) Im Falle einer zeitweiligen Verhinderung eines Mitglieds 
tritt für die Dauer der Verhinderung das nächstberechtigte 
Ersatzmitglied ein. Die Mitarbeitervertretung entscheidet 
darüber, ob eine zeitweilige Verhinderung vorliegt.  

(3) Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung ruht, 
solange dem Mitglied die Ausübung seines Dienstes un-
tersagt ist. Für die Dauer des Ruhens tritt das nächstbe-
rechtigte Ersatzmitglied ein.  

§ 13 c 
Erlöschen der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung erlischt durch 

1. Ablauf der Amtszeit der Mitarbeitervertretung, 
2. Niederlegung des Amtes,  
3. Ausscheiden aus der Einrichtung oder Eintritt in die Frei-

stellungsphase eines nach dem Blockmodell vereinbarten 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses, 

4. rechtskräftige Entscheidung der kirchlichen Gerichte für 
Arbeitssachen, die den Verlust der Wählbarkeit oder eine 
grobe Vernachlässigung oder Verletzung der Befugnisse 
und Pflichten als Mitglied der Mitarbeitervertretung festge-
stellt hat. 
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§ 13 d 
Übergangsmandat 

(1) Wird eine Einrichtung gespalten, so bleibt deren 
Mitarbeitervertretung im Amt und führt die Geschäfte für 
die ihr bislang zugeordneten Teile einer Einrichtung wei-
ter, soweit sie die Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 erfül-
len und nicht in eine Einrichtung eingegliedert werden, in 
der eine Mitarbeitervertretung besteht (Übergangsman-
dat). Die Mitarbeitervertretung hat insbesondere unver-
züglich Wahlausschüsse zu bestellen. Das Übergangs-
mandat endet, sobald in den Teilen einer Einrichtung eine 
neue Mitarbeitervertretung gewählt und das Wahlergebnis 
bekannt gegeben ist, spätestens jedoch sechs Monate nach 
Wirksamwerden der Spaltung. Durch Dienstvereinbarung 
kann das Übergangsmandat um bis zu weitere sechs Mo-
nate verlängert werden.  

(2) Werden Einrichtungen oder Teile von Einrichtungen zu 
einer Einrichtung zusammengelegt, so nimmt die Mitar-
beitervertretung der nach der Zahl der wahlberechtigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter größten Einrichtung 
oder des größten Teils einer Einrichtung das Übergangs-
mandat wahr. Abs. 1 gilt entsprechend.  

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn die Spaltung oder 
Zusammenlegung von Einrichtungen und Teilen von Ein-
richtungen im Zusammenhang mit einer Betriebsveräuße-
rung oder einer Umwandlung nach dem Umwandlungsge-
setz erfolgt. 

(4) Führt eine Spaltung, Zusammenlegung oder Übertragung 
dazu, dass eine ehemals nicht in den Geltungsbereich nach 
§ 1 fallende Einrichtung oder ein Teil einer Einrichtung 
nunmehr in den Geltungsbereich dieser Ordnung fällt, so 
gelten Abs. 1 und 2 entsprechend. Die nicht nach dieser 
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Ordnung gebildete Arbeitnehmervertretung handelt dann 
als Mitarbeitervertretung. Bestehende Vereinbarungen 
zwischen dem Dienstgeber und der nicht nach dieser Ord-
nung gebildeten Arbeitnehmervertretung erlöschen und 
zuvor eingeleitete Beteiligungsverfahren enden. 

§ 13 e 
Restmandat 

Geht eine Einrichtung durch Stilllegung, Spaltung oder Zu-
sammenlegung unter, so bleibt deren Mitarbeitervertretung so 
lange im Amt, wie dies zur Wahrnehmung der damit im Zu-
sammenhang stehenden Beteiligungsrechte erforderlich ist. 

§ 14  
Tätigkeit der Mitarbeitervertretung 

(1) Die Mitarbeitervertretung wählt bei ihrem ersten Zusam-
mentreten, das innerhalb einer Woche nach der Wahl 
stattfinden soll und von der oder dem Vorsitzenden des 
Wahlausschusses einzuberufen ist, mit einfacher Mehrheit 
aus den Mitgliedern ihre Vorsitzende oder ihren Vorsit-
zenden. Die oder der Vorsitzende soll katholisch sein. 
Außerdem sollen eine stellvertretende Vorsitzende oder 
ein stellvertretender Vorsitzender und eine Schriftführerin 
oder ein Schriftführer gewählt werden. Die oder der Vor-
sitzende der Mitarbeitervertretung oder im Falle ihrer oder 
seiner Verhinderung deren Stellvertreterin oder Stellver-
treter vertritt die Mitarbeitervertretung im Rahmen der 
von ihr gefassten Beschlüsse. Zur Entgegennahme von Er-
klärungen sind die oder der Vorsitzende, deren Stellvertre-
terin oder Stellvertreter oder ein von der Mitarbeiterver-
tretung zu benennendes Mitglied berechtigt.  
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(2) Die Mitarbeitervertretung kann ihrer oder ihrem Vorsit-
zenden mit Zweidrittelmehrheit der Mitglieder das Ver-
trauen entziehen. In diesem Fall hat eine Neuwahl der 
oder des Vorsitzenden stattzufinden.  

(3) Die oder der Vorsitzende oder bei Verhinderung deren 
Stellvertreterin oder Stellvertreter beruft die Mitarbeiter-
vertretung unter Angabe der Tagesordnung zu den Sitzun-
gen ein und leitet sie. Sie oder er hat die Mitarbeiterver-
tretung einzuberufen, wenn die Mehrheit der Mitglieder es 
verlangt.  

(4) Die Sitzungen der Mitarbeitervertretung sind nicht öffent-
lich. Sie finden in der Regel während der Arbeitszeit in 
der Einrichtung statt. Bei Anberaumung und Dauer der 
Sitzung ist auf die dienstlichen Erfordernisse Rücksicht zu 
nehmen.  

(5) Die Mitarbeitervertretung ist beschlussfähig, wenn mehr 
als die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist. Die Mitar-
beitervertretung beschließt mit Stimmenmehrheit der an-
wesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gilt ein An-
trag als abgelehnt.  

(6) Über die Sitzung der Mitarbeitervertretung ist eine 
Niederschrift zu fertigen, die die Namen der An- und Ab-
wesenden, die Tagesordnung, den Wortlaut der Beschlüs-
se und das jeweilige Stimmenverhältnis enthalten muss. 
Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden zu 
unterzeichnen. Soweit die Leiterin oder der Leiter der 
Dienststelle oder deren Beauftragte oder Beauftragter an 
der Sitzung teilgenommen haben, ist ihnen der entspre-
chende Teil der Niederschrift abschriftlich zuzuleiten.  
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(7) Der Dienstgeber hat dafür Sorge zu tragen, dass die Unter-
lagen der Mitarbeitervertretung in der Einrichtung ver-
wahrt werden können.  

(8) Die Mitarbeitervertretung kann sich eine Geschäftsord-
nung geben.  

(9) Die Mitarbeitervertretung kann in ihrer Geschäftsordnung 
bestimmen, dass Beschlüsse im Umlaufverfahren gefasst 
werden können, sofern dabei Einstimmigkeit erzielt wird. 
Beschlüsse nach Satz 1 sind spätestens in der Nieder-
schrift der nächsten Sitzung im Wortlaut festzuhalten.  

(10) Die Mitarbeitervertretung kann aus ihrer Mitte Aus-
schüsse bilden, denen mindestens drei Mitglieder der Mit-
arbeitervertretung angehören müssen. Den Ausschüssen 
können Aufgaben zur selbständigen Erledigung übertra-
gen werden; dies gilt nicht für die Beteiligung bei Kündi-
gungen sowie für den Abschluss und die Kündigung von 
Dienstvereinbarungen. Die Übertragung von Aufgaben 
zur selbständigen Erledigung erfordert eine Dreiviertel-
mehrheit der Mitglieder. Die Mitarbeitervertretung kann 
die Übertragung von Aufgaben zur selbständigen Erledi-
gung durch Beschluss mit Stimmenmehrheit ihrer Mit-
glieder widerrufen. Die Übertragung und der Widerruf 
sind dem Dienstgeber schriftlich anzuzeigen.  

§ 15  
Rechtsstellung der Mitarbeitervertretung 

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung führen ihr Amt 
unentgeltlich als Ehrenamt. 

(2) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung sind zur ord-
nungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben im notwen-
digen Umfang von der dienstlichen Tätigkeit freizustellen. 
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Die Freistellung beinhaltet den Anspruch auf Reduzierung 
der übertragenen Aufgaben. 

(3)6 Auf Antrag der Mitarbeitervertretung sind von ihrer 
dienstlichen Tätigkeit jeweils für die Hälfte der durch-
schnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit einer oder eines 
Vollbeschäftigten freizustellen in Einrichtungen mit – im 
Zeitpunkt der Wahl – mehr als  

– 300  wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern zwei Mitarbeitervertreterinnen oder Mitar-
beitervertreter, 

– 600  wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern drei Mitarbeitervertreterinnen oder Mitar-
beitervertreter, 

– 1000 wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern vier Mitarbeitervertreterinnen oder Mitar-
beitervertreter. 

Dienstgeber und Mitarbeitervertretung können sich für die 
Dauer der Amtszeit dahingehend einigen, dass das Freistel-
lungskontingent auf mehr oder weniger Mitarbeitervertreterin-
nen oder Mitarbeitervertreter verteilt werden kann.  

(3 a) Einem Mitglied der Mitarbeitervertretung, das von seiner 
dienstlichen Tätigkeit völlig freigestellt war, ist innerhalb 
eines Jahres nach Beendigung der Freistellung im Rahmen 
der Möglichkeiten der Einrichtung Gelegenheit zu geben, 
eine wegen der Freistellung unterbliebene einrichtungs-
übliche berufliche Entwicklung nachzuholen. Für ein Mit-
glied im Sinne des Satzes 1, das drei volle aufeinanderfol-
gende Amtszeiten freigestellt war, erhöht sich der Zeit-
raum nach Satz 1 auf zwei Jahre. 

                                                 
6 Muster für eine diözesane Fassung. 
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(4) Zum Ausgleich für die Tätigkeit als Mitglied der 
Mitarbeitervertretung, die aus einrichtungsbedingten 
Gründen außerhalb der Arbeitszeit durchzuführen ist, hat 
das Mitglied der Mitarbeitervertretung Anspruch auf ent-
sprechende Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Ar-
beitsentgelts.  
Kann ein Mitglied der Mitarbeitervertretung die Lage sei-
ner Arbeitszeit ganz oder teilweise selbst bestimmen, hat 
es die Tätigkeit als Mitglied der Mitarbeitervertretung 
außerhalb seiner Arbeitszeit dem Dienstgeber zuvor mit-
zuteilen. Gibt dieser nach Mitteilung keine Möglichkeit 
zur Tätigkeit innerhalb der Arbeitszeit, liegt ein einrich-
tungsbedingter Grund vor. Einrichtungsbedingte Gründe 
liegen auch vor, wenn die Tätigkeit als Mitglied der Mit-
arbeitervertretung wegen der unterschiedlichen Arbeits-
zeiten der Mitglieder der Mitarbeitervertretung nicht in-
nerhalb der persönlichen Arbeitszeit erfolgen kann. Die 
Arbeitsbefreiung soll vor Ablauf der nächsten sechs Ka-
lendermonate gewährt werden. Ist dies aus einrichtungs-
bedingten Gründen nicht möglich, kann der Dienstgeber 
die aufgewendete Zeit wie Mehrarbeit vergüten. 

(5) Kommt es in den Fällen nach den Absätzen 2 und 4 nicht 
zu einer Einigung, entscheidet auf Antrag der Mitarbeiter-
vertretung die Einigungsstelle. 

(6)  Für Reisezeiten von Mitgliedern der Mitarbeitervertretung 
gelten die für die Einrichtung bestehenden Bestimmun-
gen. 
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§ 16 
Schulung der Mitarbeitervertretung  

und des Wahlausschusses 

(1) Den Mitgliedern der Mitarbeitervertretung ist auf Antrag 
der Mitarbeitervertretung während ihrer Amtszeit bis zu 
insgesamt drei Wochen Arbeitsbefreiung unter Fortzah-
lung der Bezüge für die Teilnahme an Schulungsveran-
staltungen zu gewähren, wenn diese die für die Arbeit in 
der Mitarbeitervertretung erforderlichen Kenntnisse ver-
mitteln, von der (Erz-)Diözese oder dem Diözesan-Cari-
tasverband als geeignet anerkannt sind und dringende 
dienstliche oder betriebliche Erfordernisse einer Teil-
nahme nicht entgegenstehen. Bei Mitgliedschaft in mehre-
ren Mitarbeitervertretungen kann der Anspruch nur einmal 
geltend gemacht werden. Teilzeitbeschäftigten Mitglie-
dern der Mitarbeitervertretung, deren Teilnahme an 
Schulungsveranstaltungen außerhalb ihrer persönlichen 
Arbeitszeit liegt, steht ein Anspruch auf Freizeitausgleich 
pro Schulungstag zu, jedoch höchstens bis zur Arbeitszeit 
eines vollbeschäftigten Mitglieds der Mitarbeitervertre-
tung. 

(1 a) Abs. 1 gilt auch für das mit der höchsten Stimmenzahl 
gewählte Ersatzmitglied (§ 11 Abs. 6 Satz 2), wenn wegen 

 1. ständiger Heranziehung, 
 2. häufiger Vertretung eines Mitglieds der Mitarbeiter-

vertretung für längere Zeit oder 
 3. absehbaren Nachrückens in das Amt als Mitglied der 

Mitarbeitervertretung in kurzer Frist 

 die Teilnahme an Schulungsveranstaltungen erforderlich 
ist. 

(2) Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für ihre Tä-
tigkeit und für Schulungsmaßnahmen, die Kenntnisse für 
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diese Tätigkeit vermitteln, Arbeitsbefreiung, soweit dies 
zur ordnungsgemäßen Durchführung der Aufgaben erfor-
derlich ist. Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 17 
Kosten der Mitarbeitervertretung7 

(1) Der Dienstgeber trägt die durch die Tätigkeit der Mit-
arbeitervertretung entstehenden und für die Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Kosten einschließlich der 
Reisekosten im Rahmen der für den Dienstgeber beste-
henden Bestimmungen. Zu den erforderlichen Kosten ge-
hören auch  

– die Kosten für die Teilnahme an Schulungsveranstal-
tungen im Sinne des § 16; 

– die Kosten, die durch die Beziehung sachkundiger 
Personen entstehen, soweit diese zur ordnungsgemä-
ßen Erfüllung der Aufgaben notwendig ist und der 
Dienstgeber der Kostenübernahme vorher zugestimmt 
hat; die Zustimmung darf nicht missbräuchlich ver-
weigert werden; 

– die Kosten der Beauftragung eines Bevollmächtigten 
in Verfahren vor der Einigungsstelle, soweit der Vor-
sitzende der Einigungsstelle feststellt, dass die Be-
vollmächtigung zur Wahrung der Rechte des Bevoll-
mächtigenden notwendig ist;  

– die Kosten der Beauftragung eines Bevollmächtigten 
in Verfahren vor den kirchlichen Gerichten für Ar-
beitssachen, soweit die Bevollmächtigung zur Wah-
rung der Rechte des Bevollmächtigenden notwendig 
ist. 

                                                 
7 Abs. 3 ist Muster für eine diözesane Fassung. 
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(2) Der Dienstgeber stellt unter Berücksichtigung der bei ihm 
vorhandenen Gegebenheiten die sachlichen und personel-
len Hilfen zur Verfügung. 

(3) Abs. 1 und 2 gelten entsprechend für gemeinsame Mitar-
beitervertretungen (§ 1 b) und erweiterte Gesamtmitar-
beitervertretungen (§ 24 Abs. 2), mit der Maßgabe, dass 
die Kosten von den beteiligten Dienstgebern entsprechend 
dem Verhältnis der Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im Zeitpunkt der Bildung getragen werden. Die be-
teiligten Dienstgeber haften als Gesamtschuldner. 

§ 18 
Schutz der Mitglieder der  

Mitarbeitervertretung 

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung dürfen in der 
Ausübung ihres Amtes nicht behindert und aufgrund ihrer 
Tätigkeit weder benachteiligt noch begünstigt werden.  

(1 a) Das Arbeitsentgelt von Mitgliedern der Mitarbeitervertre-
tung darf einschließlich eines Zeitraums von einem Jahr 
nach Beendigung der Mitgliedschaft nicht geringer be-
messen werden als das Arbeitsentgelt vergleichbarer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter mit einrichtungsüblicher 
Entwicklung. 

(1 b) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung dürfen von Maß-
nahmen der beruflichen Bildung innerhalb und außerhalb 
der Einrichtung nicht ausgeschlossen werden. 

(2) Mitglieder der Mitarbeitervertretung können gegen ihren 
Willen in eine andere Einrichtung nur versetzt oder abge-
ordnet werden, wenn dies auch unter Berücksichtigung 
dieser Mitgliedschaft aus wichtigen dienstlichen Gründen 
unvermeidbar ist und die Mitarbeitervertretung gemäß 
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§ 33 zugestimmt hat. Dies gilt auch im Falle einer Zuwei-
sung oder Personalgestellung an einen anderen Rechtsträ-
ger. 

(3) Erleidet eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter, die oder 
der Anspruch auf Unfallfürsorge nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen hat, anlässlich der Wahrnehmung von Rech-
ten oder in Erfüllung von Pflichten nach dieser Ordnung 
einen Unfall, der im Sinne der beamtenrechtlichen Unfall-
fürsorgevorschriften ein Dienstunfall wäre, so sind diese 
Vorschriften entsprechend anzuwenden.  

(4) Beantragt eine in einem Berufsausbildungsverhältnis ste-
hende Mitarbeiterin oder ein in einem Berufsausbildungs-
verhältnis stehender Mitarbeiter, die oder der Mitglied der 
Mitarbeitervertretung oder Sprecherin oder Sprecher der 
Jugendlichen und der Auszubildenden ist, spätestens einen 
Monat vor Beendigung des Ausbildungsverhältnisses für 
den Fall des erfolgreichen Abschlusses ihrer oder seiner 
Ausbildung schriftlich die Weiterbeschäftigung, so bedarf 
die Ablehnung des Antrags durch den Dienstgeber der Zu-
stimmung der Mitarbeitervertretung gemäß § 33, wenn der 
Dienstgeber gleichzeitig andere Auszubildende weiterbe-
schäftigt. Die Zustimmung kann nur verweigert werden, 
wenn der durch Tatsachen begründete Verdacht besteht, 
dass die Ablehnung der Weiterbeschäftigung wegen der 
Tätigkeit als Mitarbeitervertreterin oder Mitarbeiterver-
treter erfolgt. Verweigert die Mitarbeitervertretung die 
vom Dienstgeber beantragte Zustimmung, so kann dieser 
gemäß § 33 Abs. 4 das Kirchliche Arbeitsgericht anrufen.  
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§ 19 
Kündigungsschutz 

(1) Einem Mitglied der Mitarbeitervertretung kann nur gekün-
digt werden, wenn ein Grund für eine außerordentliche 
Kündigung vorliegt. Abweichend von Satz 1 kann in den 
Fällen des Artikels 5 Abs. 3 bis 5 der Grundordnung des 
kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsver-
hältnisse auch eine ordentliche Kündigung ausgesprochen 
werden. Die Sätze 1 und 2 gelten ebenfalls innerhalb eines 
Jahres nach Beendigung der Amtszeit, es sei denn die 
Mitgliedschaft ist nach § 13 c Nrn. 2, 4 erloschen. 

(2) Nach Ablauf der Probezeit darf einem Mitglied des Wahl-
ausschusses vom Zeitpunkt seiner Bestellung an, einer 
Wahlbewerberin oder einem Wahlbewerber vom Zeit-
punkt der Aufstellung des Wahlvorschlages an, jeweils bis 
sechs Monate nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses nur 
gekündigt werden, wenn ein Grund für eine außerordent-
liche Kündigung vorliegt. Für die ordentliche Kündigung 
gilt Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 

(3) Die ordentliche Kündigung eines Mitglieds der Mitarbei-
tervertretung, eines Mitglieds des Wahlausschusses oder 
einer Wahlbewerberin oder eines Wahlbewerbers ist auch 
zulässig, wenn eine Einrichtung geschlossen wird, frü-
hestens jedoch zum Zeitpunkt der Schließung der Ein-
richtung, es sei denn, dass die Kündigung zu einem frühe-
ren Zeitpunkt durch zwingende betriebliche Erfordernisse 
bedingt ist. Wird nur ein Teil der Einrichtung geschlossen, 
so sind die in Satz 1 genannten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in einen anderen Teil der Einrichtung zu über-
nehmen. Ist dies aus betrieblichen Gründen nicht möglich, 
gilt Satz 1.  
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§ 20 
Schweigepflicht 

Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder der Mitarbeitervertre-
tung haben über dienstliche Angelegenheiten oder Tatsachen, 
die ihnen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur Mitarbeitervertre-
tung bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren. Dies 
gilt auch für die Zeit nach Ausscheiden aus der Mitarbeiterver-
tretung. Die Schweigepflicht besteht nicht für solche dienst-
lichen Angelegenheiten oder Tatsachen, die offenkundig sind 
oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Die 
Schweigepflicht gilt ferner nicht gegenüber Mitgliedern der 
Mitarbeitervertretung sowie gegenüber der Gesamtmitarbeiter-
vertretung. Eine Verletzung der Schweigepflicht stellt in der 
Regel eine grobe Pflichtverletzung im Sinne des § 13 c Nr. 4 
dar. 

III. Die Mitarbeiterversammlung 

§ 21 
Einberufung der Mitarbeiterversammlung 

(1) Die Mitarbeiterversammlung (§ 4) ist nicht öffentlich. Sie 
wird von der oder dem Vorsitzenden der Mitarbeiterver-
tretung einberufen und geleitet. Die Einladung hat unter 
Angabe der Tagesordnung mindestens eine Woche vor 
dem Termin durch Aushang oder in sonst geeigneter 
Weise, die den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die 
Möglichkeit der Kenntnisnahme gibt, zu erfolgen.  

(2) Die Mitarbeiterversammlung hat mindestens einmal im 
Jahr stattzufinden. Auf ihr hat die oder der Vorsitzende 
der Mitarbeitervertretung einen Tätigkeitsbericht zu er-
statten.  
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(3) Auf Verlangen von einem Drittel der wahlberechtigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hat die oder der Vorsit-
zende der Mitarbeitervertretung die Mitarbeiterversamm-
lung unter Angabe der Tagesordnung innerhalb von zwei 
Wochen einzuberufen. Das gleiche gilt, wenn der Dienst-
geber aus besonderem Grund die Einberufung verlangt. In 
diesem Fall ist in der Tagesordnung der Grund anzugeben. 
An dieser Versammlung nimmt der Dienstgeber teil.  

(4) Jährlich findet eine Mitarbeiterversammlung während der 
Arbeitszeit statt, sofern nicht dienstliche Gründe eine an-
dere Regelung erfordern. Die Zeit der Teilnahme an dieser 
Mitarbeiterversammlung und die zusätzliche Wegezeit 
sind wie Arbeitszeit zu vergüten, auch wenn die Mitar-
beiterversammlung außerhalb der Arbeitszeit stattfindet. 
Notwendige Fahrtkosten für jährlich höchstens zwei Mit-
arbeiterversammlungen sowie für die auf Verlangen des 
Dienstgebers einberufene Mitarbeiterversammlung (Abs. 3) 
werden von dem Dienstgeber nach den bei ihm geltenden 
Regelungen erstattet.  

§ 22 
Aufgaben und Verfahren der Mitarbeiterversammlung 

(1) Die Mitarbeiterversammlung befasst sich mit allen An-
gelegenheiten, die zur Zuständigkeit der Mitarbeiter-
vertretung gehören. In diesem Rahmen ist die Mitarbeiter-
vertretung der Mitarbeiterversammlung berichtspflichtig. 
Sie kann der Mitarbeitervertretung Anträge unterbreiten 
und zu den Beschlüssen der Mitarbeitervertretung Stel-
lung nehmen.  

(2) Spricht mindestens die Hälfte der wahlberechtigten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in einer Mitarbeiterversamm-
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lung der Mitarbeitervertretung das Misstrauen aus, so fin-
det eine Neuwahl statt (§ 13 Abs. 3 Nr. 5).  

(3) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitarbeiterversamm-
lung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlüsse bedürfen der 
einfachen Mehrheit aller anwesenden Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Anträge der Mitarbeiterversammlung gel-
ten bei Stimmengleichheit als abgelehnt.  

(4) Anträge und Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzu-
halten und von der oder dem Vorsitzenden und der 
Schriftführerin oder dem Schriftführer der Mitarbeiter-
vertretung zu unterzeichnen. Der Niederschrift soll eine 
Anwesenheitsliste beigefügt werden. Bei Teilversamm-
lungen (§ 4 Satz 2) und im Falle des Abs. 2 ist eine Anwe-
senheitsliste beizufügen.  

III a. Sonderregelungen für gemeinsame Mitarbeiter-
vertretungen8 

§ 22 a 
Sonderregelungen für gemeinsame 
Mitarbeitervertretungen nach § 1 b 

(1) Die dem Dienstgeber gegenüber der Mitarbeitervertretung 
nach dieser Ordnung obliegenden Pflichten obliegen bei 
der gemeinsamen Mitarbeitervertretung den betroffenen 
Dienstgebern gemeinschaftlich. Dies gilt auch für die Ein-
berufung der Mitarbeiterversammlung zur Vorbereitung 
der Wahl einer gemeinsamen Mitarbeitervertretung (§ 10) 
sowie die Führung des gemeinsamen Gesprächs nach § 39 
Abs. 1 Satz 1. Die Informationspflicht des Dienstgebers 

                                                 
8 Muster für eine diözesane Fassung. 
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nach § 27 Abs. 1, § 27 a und die Verpflichtungen aus den 
Beteiligungsrechten nach §§ 29 bis 37 sind auf die jeweils 
eigenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschränkt. Die 
betroffenen Dienstgeber können sich gegenseitig ermäch-
tigen, die Aufgaben füreinander wahrzunehmen. 

(2) Die §§ 7 Absätze 1 und 2, 8 Abs. 1 und 13 c Ziffer 4 fin-
den mit der Maßgabe Anwendung, dass der Wechsel einer 
Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters zu einem kirchlichen 
Dienstgeber innerhalb des Zuständigkeitsbereichs der 
Mitarbeitervertretung nicht den Verlust des Wahlrechts, 
der Wählbarkeit oder der Mitgliedschaft in der Mitarbei-
tervertretung zur Folge hat. 

(3) Für die Wahl der gemeinsamen Mitarbeitervertretung gel-
ten die §§ 9 bis 11 c, soweit das Wahlverfahren nicht 
durch besondere diözesane Verordnung geregelt wird. 

(4) Die Mitarbeiterversammlung ist die Versammlung aller 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrichtungen, für 
die eine gemeinsame Mitarbeitervertretung gemäß § 1 b 
gebildet ist. 

IV. Besondere Formen der Vertretung von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

§ 23 
Sondervertretung9 

(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die von ihrem Dienstge-
ber einer Einrichtung eines anderen kirchlichen oder 

                                                 
 Wie in der in § 13 c umgestellten Zählung muss es heißen: § 13 c 

Ziffer 3 erste Alternative. 
9 Muster für eine diözesane Fassung. 
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nichtkirchlichen Rechtsträgers zugeordnet worden sind, 
bilden eine Sondervertretung.  

(2) Die Sondervertretung wirkt mit bei Maßnahmen, die vom 
Dienstgeber getroffen werden. Bei Zuordnung zu einem 
kirchlichen Rechtsträger ist im Übrigen die Mitarbeiter-
vertretung der Einrichtung zuständig.  

(3) Das Nähere, einschließlich der Einzelheiten des Wahlver-
fahrens, wird in Sonderbestimmungen geregelt. 

§ 24 
Gesamtmitarbeitervertretung und erweiterte  

Gesamtmitarbeitervertretung10 

(1) Bestehen bei einem Dienstgeber (§ 2) mehrere Mitarbei-
tervertretungen, so kann im Einvernehmen zwischen 
Dienstgeber und allen Mitarbeitervertretungen eine Ge-
samtmitarbeitervertretung gebildet werden. 

(2) Die Mitarbeitervertretungen oder, soweit vorhanden, die 
Gesamtmitarbeitervertretungen mehrerer Einrichtungen 
mehrerer Rechtsträger können durch eine gemeinsame 
Dienstvereinbarung mit allen betroffenen Dienstgebern 
die Bildung einer erweiterten Gesamtmitarbeitervertretung 
vereinbaren, soweit dies der wirksamen und zweckmäßi-
gen Interessenvertretung der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter dient. Diese tritt an die Stelle bestehender Gesamt-
mitarbeitervertretungen. 

(3) Jede Mitarbeitervertretung entsendet in die Gesamtmitar-
beitervertretung oder erweiterte Gesamtmitarbeitervertre-
tung ein Mitglied. Außerdem wählen die Sprecherinnen 
oder Sprecher der Jugendlichen und Auszubildenden und 

                                                 
10 Muster für eine diözesane Fassung. 
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die Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der beteiligten Mitarbeitervertre-
tungen aus ihrer Mitte je eine Vertreterin oder einen Ver-
treter und je eine Ersatzvertreterin oder einen Ersatzver-
treter in die Gesamtmitarbeitervertretung oder erweiterte 
Gesamtmitarbeitervertretung. Durch Dienstvereinbarung 
kann die Mitgliederzahl und Zusammensetzung abwei-
chend geregelt werden. 

(4) Die Gesamtmitarbeitervertretung oder erweiterte Gesamt-
mitarbeitervertretung wirkt bei den Angelegenheiten im 
Sinne der §§ 26 bis 38 mit, die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter aus dem Zuständigkeitsbereich mehrerer Mitar-
beitervertretungen betreffen. In allen übrigen Angelegen-
heiten wirkt die Mitarbeitervertretung der Einrichtung mit, 
unabhängig davon, wer für den Dienstgeber handelt. 

(5) Soll eine einmal eingerichtete Gesamtmitarbeitervertre-
tung oder erweiterte Gesamtmitarbeitervertretung aufge-
löst werden, so bedarf es dafür der Zustimmung aller be-
troffenen Mitarbeitervertretungen und Dienstgeber. Für 
die Gesamtmitarbeitervertretung kann anlässlich des Ein-
vernehmens nach Abs. 1 und für die erweiterte Gesamt-
mitarbeitervertretung kann durch die zugrundeliegende 
Dienstvereinbarung eine abweichende Regelung getroffen 
werden. 

(6) Für die Gesamtmitarbeitervertretung und erweiterte Ge-
samtmitarbeitervertretung gelten im Übrigen die Bestim-
mungen dieser Ordnung sinngemäß mit Ausnahme des 
§ 15 Abs. 3. 
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§ 25 
Arbeitsgemeinschaften der Mitarbeitervertretungen11 

(1) Die Mitarbeitervertretungen im Anwendungsbereich die-
ser Ordnung bilden die „Diözesane Arbeitsgemeinschaft 
der Mitarbeitervertretungen im (Erz-)Bistum ...“. 

(2) Zweck der Arbeitsgemeinschaft ist  

1. gegenseitige Information und Erfahrungsaustausch mit 
den vertretenen Mitarbeitervertretungen,  

2. Beratung der Mitarbeitervertretungen in Angelegen-
heiten des Mitarbeitervertretungsrechts, 

3. Beratung der Mitarbeitervertretungen im Falle des 
§ 38 Abs. 2, 

4. Förderung der Anwendung der Mitarbeitervertretungs-
ordnung, 

5. Sorge um die Schulung der Mitarbeitervertreterinnen 
und Mitarbeitervertreter, 

6. Erarbeitung von Vorschlägen zur Fortentwicklung der 
Mitarbeitervertretungsordnung, 

7. Abgabe von Stellungnahmen zu Vorhaben der Bis-
tums-/Regional-KODA und der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverbandes jeweils 
nach Aufforderung durch die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden der Kommission, 

8. Erstellung von Beisitzerlisten nach § 44 Abs. 2 Satz 1, 
9. Mitwirkung an der Wahl zu einer nach Art. 7 GrO zu 

bildenden Kommission zur Ordnung des Arbeitsver-
tragsrechts, soweit eine Ordnung dies vorsieht, 

10. Mitwirkung bei der Besetzung der Kirchlichen 
Arbeitsgerichte nach Maßgabe der Vorschriften der 
KAGO.  

                                                 
11 Absätze 1 bis 4 sind Muster für eine diözesane Fassung. 
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(3) Organe der Arbeitsgemeinschaft sind 

 – die Mitgliederversammlung, 
 – der Vorstand. 

Zusammensetzung der Mitgliederversammlung und Wahl 
des Vorstandes werden in Sonderbestimmungen geregelt.  

(4) Das (Erz-)Bistum trägt im Rahmen der der Arbeitsge-
meinschaft im (Erz-)Bistumshaushalt zur Wahrnehmung 
der Aufgaben zur Verfügung gestellten Mittel die notwen-
digen Kosten einschließlich der Reisekosten entsprechend 
der für das (Erz-)Bistum geltenden Reisekostenregelung. 
Für die Teilnahme an der Mitgliederversammlung und für 
die Tätigkeit des Vorstandes besteht Anspruch auf Ar-
beitsbefreiung, soweit dies zur ordnungsgemäßen Durch-
führung der Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft erforder-
lich ist und kein unabwendbares dienstliches oder betrieb-
liches Interesse entgegensteht. § 15 Abs. 4 gilt entspre-
chend. Regelungen zur Erstattung der Kosten der Freistel-
lung werden in Sonderbestimmungen geregelt. Den Mit-
gliedern des Vorstandes ist im zeitlichen Umfang des An-
spruchs nach § 16 Abs. 1 Satz 1 Arbeitsbefreiung unter 
Fortzahlung der Bezüge für die Teilnahme an solchen 
Schulungsveranstaltungen zu gewähren, welche die für 
die Arbeit in der Arbeitsgemeinschaft erforderlichen 
Kenntnisse vermitteln. 

(5) Die Arbeitsgemeinschaft kann sich mit Arbeitsgemein-
schaften anderer (Erz-)Diözesen zu einer Bundesarbeits-
gemeinschaft der Mitarbeitervertretungen zur Wahrung 
folgender Aufgaben zusammenschließen: 

1. Förderung des Informations- und Erfahrungsaustau-
sches unter ihren Mitgliedern,  

2. Erarbeitung von Vorschlägen zur Anwendung des 
Mitarbeitervertretungsrechts, 
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3. Erarbeitung von Vorschlägen zur Entwicklung der 
Rahmenordnung für eine Mitarbeitervertretungsord-
nung, 

4. Kontaktpflege mit der Kommission für Personalwesen 
des Verbandes der Diözesen Deutschlands, 

5.  Abgabe von Stellungnahmen zu Vorhaben der Zentral-
KODA nach Aufforderung durch die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden der Kommission, 

6. Mitwirkung bei der Besetzung des Kirchlichen Ar-
beitsgerichtshofes nach Maßgabe der Vorschriften der 
KAGO.  

Das Nähere bestimmt die Vollversammlung des Verban-
des der Diözesen Deutschlands. 

V. Zusammenarbeit zwischen Dienstgeber und 
Mitarbeitervertretung 

§ 26 
Allgemeine Aufgaben der Mitarbeitervertretung 

(1) Der Dienst in der Kirche verpflichtet Dienstgeber und 
Mitarbeitervertretung in besonderer Weise, vertrauensvoll 
zusammenzuarbeiten und sich bei der Erfüllung der Auf-
gaben gegenseitig zu unterstützen. Dienstgeber und Mit-
arbeitervertretung haben darauf zu achten, dass alle Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter nach Recht und Billigkeit 
behandelt werden. In ihrer Mitverantwortung für die Auf-
gabe der Einrichtung soll auch die Mitarbeitervertretung 
bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern das Verständnis 
für den Auftrag der Kirche stärken und für eine gute Zu-
sammenarbeit innerhalb der Dienstgemeinschaft eintreten. 

(2) Der Mitarbeitervertretung sind auf Verlangen die zur 
Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Unterlagen 
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vorzulegen. Personalakten dürfen nur mit schriftlicher Zu-
stimmung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters einge-
sehen werden.  

(3) Die Mitarbeitervertretung hat folgende allgemeine Aufga-
ben: 

1. Maßnahmen, die der Einrichtung und den Mitarbeiter-
innen und Mitarbeitern dienen, anzuregen, 

2. Anregungen und Beschwerden von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern entgegenzunehmen und, falls sie be-
rechtigt erscheinen, vorzutragen und auf ihre Erledi-
gung hinzuwirken, 

3. die Eingliederung und berufliche Entwicklung schwer-
behinderter und anderer schutzbedürftiger, insbeson-
dere älterer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu för-
dern,  

4. die Eingliederung ausländischer Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in die Einrichtung und das Verständnis 
zwischen ihnen und den anderen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern zu fördern, 

5. Maßnahmen zur beruflichen Förderung schwerbehin-
derter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anzuregen,  

6. mit den Sprecherinnen oder Sprechern der Jugendli-
chen und der Auszubildenden zur Förderung der Be-
lange der jugendlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und der Auszubildenden zusammenzuarbeiten,  

7. sich für die Durchführung der Vorschriften über den 
Arbeitsschutz, die Unfallverhütung und die Gesund-
heitsförderung in der Einrichtung einzusetzen, 

8. auf frauen- und familienfreundliche Arbeitsbedingun-
gen hinzuwirken, 

9. die Mitglieder der Mitarbeiterseite in den Kommissio-
nen zur Behandlung von Beschwerden gegen Leis-
tungsbeurteilungen und zur Kontrolle des Systems der 
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Leistungsfeststellung und -bezahlung zu benennen, 
soweit dies in einer kirchlichen Arbeitsvertragsord-
nung vorgesehen ist. 

(3 a) Auf Verlangen der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters ist 
ein Mitglied der Mitarbeitervertretung hinzuzuziehen bei 
einem Gespräch mit dem Dienstgeber über 

1. personen-, verhaltens- oder betriebsbedingte Schwie-
rigkeiten, die zur Gefährdung des Dienst- oder Ar-
beitsverhältnisses führen können oder 

2. den Abschluss eines Änderungs- oder Aufhebungsver-
trages. 

(4)  Die Mitarbeitervertretung wirkt an der Wahl zu einer nach 
Art. 7 GrO zu bildenden Kommission zur Ordnung des 
Arbeitsvertragsrechts mit, soweit eine Ordnung dies vor-
sieht. 

§ 27  
Information 

(1) Dienstgeber und Mitarbeitervertretung informieren sich 
gegenseitig über die Angelegenheiten, welche die Dienst-
gemeinschaft betreffen. Auf Wunsch findet eine Ausspra-
che statt.  

(2) Der Dienstgeber informiert die Mitarbeitervertretung 
insbesondere über  

– Stellenausschreibungen, 
– Änderungen und Ergänzungen des Stellenplans, 
– Behandlung der von der Mitarbeitervertretung vorgetra-

genen Anregungen und Beschwerden, 
– Bewerbungen von schwerbehinderten Menschen und 

Vermittlungsvorschläge nach § 81 Abs. 1 Satz 4 SGB 
IX, 
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– Einrichtung von Langzeitkonten und deren Inhalt, 
– den für ihren Zuständigkeitsbereich maßgeblichen 

Inhalt des Verzeichnisses gemäß § 80 Abs. 1 SGB IX 
sowie der Anzeige gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 SGB IX. 

§ 27 a 
Information in wirtschaftlichen Angelegenheiten 

(1) Der Dienstgeber einer Einrichtung, in der in der Regel 
mehr als 50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ständig be-
schäftigt sind und deren Betrieb überwiegend durch Zu-
wendungen der öffentlichen Hand, aus Leistungs- und 
Vergütungsvereinbarungen mit Kostenträgern oder Zah-
lungen sonstiger nichtkirchlicher Dritter finanziert wird, 
hat die Mitarbeitervertretung über die wirtschaftlichen 
Angelegenheiten der Einrichtung rechtzeitig, mindestens 
aber einmal im Kalenderjahr unter Vorlage der erforder-
lichen Unterlagen schriftlich zu unterrichten, sowie die 
sich daraus ergebenden Auswirkungen auf die Personal-
planung darzustellen. Die Mitarbeitervertretung kann An-
regungen geben. Besteht eine Gesamtmitarbeitervertre-
tung oder erweiterte Gesamtmitarbeitervertretung, so ist 
diese anstelle der Mitarbeitervertretung zu informieren. 

(2) Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten im Sinne dieser 
Vorschrift gehören insbesondere 

1. der allgemeine Rahmen der wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Lage der Einrichtung; 

2. Rationalisierungsvorhaben; 
3. die Änderung der Organisation oder des Zwecks einer 

Einrichtung sowie 
4. sonstige Veränderungen und Vorhaben, welche die 

Interessen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Einrichtung wesentlich berühren können. 
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(3) Als erforderliche Unterlagen im Sinne des Abs. 1 sind 
diejenigen Unterlagen vorzulegen, die ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Einrichtung 
vermitteln. Sofern für die Einrichtung nach den Vor-
schriften des Handels- oder Steuerrechts Rechnungs-, 
Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten bestehen, 
sind dies der Jahresabschluss nach den jeweils maßgeb-
lichen Gliederungsvorschriften sowie der Anhang und, 
sofern zu erstellen, der Lagebericht; für Einrichtungen ei-
ner Körperschaft des öffentlichen Rechts sind dies der auf 
die Einrichtung bezogene Teil des Verwaltungshaushalts 
und der Jahresrechnung. 

(4) Die Mitarbeitervertretung oder an ihrer Stelle die Gesamt-
mitarbeitervertretung oder erweiterte Gesamtmitarbeiter-
vertretung können die Bildung eines Ausschusses zur 
Wahrnehmung der Informationsrechte nach Abs. 1 be-
schließen. Soweit es zur ordnungsgemäßen Erfüllung der 
Aufgaben der Mitarbeitervertretung oder des Ausschusses 
erforderlich ist, hat der Dienstgeber sachkundige Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen; er 
hat hierbei die Vorschläge des Ausschusses oder der Mit-
arbeitervertretung zu berücksichtigen, soweit einrich-
tungsbedingte Notwendigkeiten nicht entgegenstehen. Für 
diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gilt § 20 entspre-
chend. 

(5) In Einrichtungen im Sinne des Abs. 1 mit in der Regel 
nicht mehr als 50 ständig beschäftigten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern hat der Dienstgeber mindestens einmal 
in jedem Kalenderjahr in einer Mitarbeiterversammlung 
über das Personal- und Sozialwesen der Einrichtung und 
über die wirtschaftliche Lage und Entwicklung der Ein-
richtung zu berichten. 
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(6) Die Informationspflicht besteht nicht, soweit dadurch 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse gefährdet werden. 

§ 27 b  
Einrichtungsspezifische Regelungen 

Die Mitarbeitervertretung kann Anträge auf abweichende Ges-
taltung der Arbeitsentgelte und sonstigen Arbeitsbedingungen 
gegenüber einer nach Art. 7 GrO gebildeten Kommission zur 
Ordnung des Arbeitsvertragsrechts stellen, soweit die für die 
Kommission geltende Ordnung dies vorsieht. 

§ 28 
Formen der Beteiligung, Dienstvereinbarung 

(1) Die Beteiligung der Mitarbeitervertretung an Entschei-
dungen des Dienstgebers vollzieht sich im Rahmen der 
Zuständigkeit der Einrichtung nach den §§ 29 bis 37. 

 Formen der Beteiligung sind: 
– Anhörung und Mitberatung, 
– Vorschlagsrecht, 
– Zustimmung, 
– Antragsrecht. 

(2) Dienstvereinbarungen sind im Rahmen des § 38 zulässig. 

§ 28 a 
Aufgaben und Beteiligung der Mitarbeitervertretung  

zum Schutz schwerbehinderter Menschen 

(1) Die Mitarbeitervertretung fördert die Eingliederung 
schwerbehinderter Menschen. Sie achtet darauf, dass die 
dem Dienstgeber nach §§ 71, 72, 81, 83 und 84 SGB IX 
obliegenden Verpflichtungen erfüllt werden und wirkt auf 
die Wahl einer Vertrauensperson der schwerbehinderten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hin. 
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(2) Der Dienstgeber trifft mit der Vertrauensperson der 
schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und 
der Mitarbeitervertretung in Zusammenarbeit mit dem Be-
auftragten des Dienstgebers gemäß § 98 SGB IX eine ver-
bindliche Integrationsvereinbarung. Auf Verlangen der 
Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter wird unter Beteiligung der Mitarbeiter-
vertretung hierüber verhandelt. Ist eine Vertrauensperson 
der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
nicht vorhanden, so steht das Recht, die Aufnahme von 
Verhandlungen zu verlangen, der Mitarbeitervertretung 
zu. Der Dienstgeber oder die Vertrauensperson der 
schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kön-
nen das Integrationsamt einladen, sich an den Verhand-
lungen über die Integrationsvereinbarung zu beteiligen. 
Der Agentur für Arbeit und dem Integrationsamt, die für 
den Sitz des Dienstgebers zuständig sind, wird die Ver-
einbarung übermittelt. Der Inhalt der Integrationsverein-
barung richtet sich nach § 83 Abs. 2 SGB IX. 

(3) Treten ernsthafte Schwierigkeiten in einem Beschäfti-
gungsverhältnis einer schwerbehinderten Mitarbeiterin 
oder eines schwerbehinderten Mitarbeiters auf, die dieses 
Beschäftigungsverhältnis gefährden können, sind zunächst 
unter möglichst frühzeitiger Einschaltung des Beauftrag-
ten des Dienstgebers nach § 98 SGB IX, der Vertrauens-
person der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter und der Mitarbeitervertretung sowie des Integrati-
onsamtes alle Möglichkeiten und alle zur Verfügung ste-
henden Hilfen zu erörtern, mit denen die Schwierigkeiten 
beseitigt werden können und das Beschäftigungsverhältnis 
möglichst dauerhaft fortgesetzt werden kann. 
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§ 29 
Anhörung und Mitberatung 

(1) Das Recht der Anhörung und der Mitberatung ist bei fol-
genden Angelegenheiten gegeben: 

1. Maßnahmen innerbetrieblicher Information und Zu-
sammenarbeit,  

2. Änderung von Beginn und Ende der täglichen Arbeits-
zeit einschließlich der Pausen sowie der Verteilung 
der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage für Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter für pastorale Dienste 
oder religiöse Unterweisung, die zu ihrer Tätigkeit der 
ausdrücklichen bischöflichen Sendung oder Beauftra-
gung bedürfen, sowie für Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im liturgischen Dienst, 

3. Regelung der Ordnung in der Einrichtung (Haus- und 
Heimordnungen), 

4. Festlegung von Richtlinien zur Durchführung des Stel-
lenplans, 

5. Verpflichtung zur Teilnahme oder Auswahl der Teil-
nehmerinnen oder Teilnehmer an beruflichen Fort- 
und Weiterbildungsmaßnahmen, 

6. Durchführung beruflicher Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen, die die Einrichtung für ihre Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter anbietet, 

7. Einführung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darle-
hen und entsprechenden sozialen Zuwendungen sowie 
deren Einstellung, 

8. Fassung von Musterdienst- und Musterarbeitsverträ-
gen, 

9. Regelung zur Erstattung dienstlicher Auslagen, 
10. Abordnung von mehr als drei Monaten, Versetzung an 

eine andere Einrichtung, Zuweisung oder Personalge-
stellung an einen anderen Rechtsträger von Mitarbeite-
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rinnen und Mitarbeitern für pastorale Dienste oder re-
ligiöse Unterweisung, die zu ihrer Tätigkeit der aus-
drücklichen bischöflichen Sendung oder Beauftragung 
bedürfen, 

11. vorzeitige Versetzung in den Ruhestand, wenn die 
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter die Mitwirkung be-
antragt, 

12. Entlassung aus einem Probe- oder Widerrufsverhältnis 
in Anwendung beamtenrechtlicher Bestimmungen, 
wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter die Mit-
wirkung beantragt,  

13. Überlassung von Wohnungen, die für Mitarbeiterinnen 
oder Mitarbeiter vorgesehen sind, 

14. grundlegende Änderungen von Arbeitsmethoden, 
15. Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und zur 

Erleichterung des Arbeitsablaufes, 
16. Festlegung von Grundsätzen für die Gestaltung von 

Arbeitsplätzen, 
17. Schließung, Einschränkung, Verlegung oder Zusam-

menlegung von Einrichtungen oder wesentlichen Tei-
len von ihnen, 

18. Bestellung zur Mitarbeiterin oder zum Mitarbeiter in 
leitender Stellung gemäß § 3 Abs. 2 Nrn. 3 und 4, 

19. Zurückweisung von Bewerbungen schwerbehinderter 
Menschen um einen freien Arbeitsplatz, soweit die 
Beschäftigungspflicht des § 71 Abs. 1 SGB IX noch 
nicht erfüllt ist, 

20. Regelung einer Einrichtung nach § 1 a Abs. 2. 

(2) In den in Abs. 1 genannten Fällen wird die Mitarbeiter-
vertretung zu der vom Dienstgeber beabsichtigten Maß-
nahme oder Entscheidung angehört. Diese ist der Mitar-
beitervertretung rechtzeitig mitzuteilen. 
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(3) Erhebt die Mitarbeitervertretung binnen einer Frist von 
einer Woche keine Einwendungen, so gilt die vorbereitete 
Maßnahme oder Entscheidung als nicht beanstandet. Auf 
Antrag der Mitarbeitervertretung kann der Dienstgeber 
eine Fristverlängerung um eine weitere Woche bewilli-
gen. Erhebt die Mitarbeitervertretung Einwendungen, so 
werden die Einwendungen in einer gemeinsamen Sitzung 
von Dienstgeber und Mitarbeitervertretung mit dem Ziel 
der Verständigung beraten.  

(4) Hält die Mitarbeitervertretung auch danach ihre Einwen-
dungen aufrecht und will der Dienstgeber den Einwen-
dungen nicht Rechnung tragen, so teilt er dies der Mitar-
beitervertretung schriftlich mit.  

(5) Der Dienstgeber kann bei Maßnahmen oder Entscheidun-
gen, die der Anhörung und Mitberatung der Mitarbeiter-
vertretung bedürfen und der Natur der Sache nach keinen 
Aufschub dulden, bis zur endgültigen Entscheidung vor-
läufige Regelungen treffen. Die Mitarbeitervertretung ist 
über die getroffene Regelung unverzüglich zu verständi-
gen.  

§ 30 
Anhörung und Mitberatung bei ordentlicher Kündigung 

(1) Der Mitarbeitervertretung ist vor jeder ordentlichen 
Kündigung durch den Dienstgeber schriftlich die Absicht 
der Kündigung mitzuteilen. Bestand das Arbeitsverhältnis 
im Zeitpunkt der beabsichtigten Kündigung bereits min-
destens sechs Monate, so hat er auch die Gründe der 
Kündigung darzulegen. 

(2) Will die Mitarbeitervertretung gegen die Kündigung Ein-
wendungen geltend machen, so hat sie diese unter Angabe 
der Gründe dem Dienstgeber spätestens innerhalb einer 
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Woche schriftlich mitzuteilen. Erhebt die Mitarbeiterver-
tretung innerhalb der Frist keine Einwendungen, so gilt 
die beabsichtigte Kündigung als nicht beanstandet. Erhebt 
die Mitarbeitervertretung Einwendungen und hält der 
Dienstgeber an der Kündigungsabsicht fest, so werden die 
Einwendungen in einer gemeinsamen Sitzung von 
Dienstgeber und Mitarbeitervertretung mit dem Ziel einer 
Verständigung beraten. Der Dienstgeber setzt den Termin 
der gemeinsamen Sitzung fest und lädt hierzu ein.  

(3) Als Einwendung kann insbesondere geltend gemacht wer-
den, dass nach Ansicht der Mitarbeitervertretung  

1. die Kündigung gegen ein Gesetz, eine Rechtsverord-
nung, kircheneigene Ordnung oder sonstiges geltendes 
Recht verstößt, 

2. der Dienstgeber bei der Auswahl der zu kündigenden 
Mitarbeiterin oder des zu kündigenden Mitarbeiters 
soziale Gesichtspunkte nicht oder nicht ausreichend 
berücksichtigt hat, 

3. die zu kündigende Mitarbeiterin oder der zu kündi-
gende Mitarbeiter an einem anderen Arbeitsplatz in 
einer Einrichtung desselben Dienstgebers weiter be-
schäftigt werden kann,  

4. die Weiterbeschäftigung der Mitarbeiterin oder des 
Mitarbeiters nach zumutbaren Umschulungs- oder 
Fortbildungsmaßnahmen möglich ist oder  

5. eine Weiterbeschäftigung der Mitarbeiterin oder des 
Mitarbeiters unter geänderten Vertragsbedingungen 
möglich ist und die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter 
sein Einverständnis hiermit erklärt hat.  

 Diese Einwendungen bedürfen der Schriftform und der 
Angabe der konkreten, auf den Einzelfall bezogenen 
Gründe.  
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(4) Kündigt der Dienstgeber, obwohl die Mitarbeitervertre-
tung Einwendungen gemäß Abs. 3 Nrn. 1 bis 5 erhoben 
hat, so hat er der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter mit 
der Kündigung eine Abschrift der Einwendungen der 
Mitarbeitervertretung zuzuleiten.  

(5) Eine ohne Einhaltung des Verfahrens nach den Absätzen 
1 und 2 ausgesprochene Kündigung ist unwirksam.  

§ 30 a 
Anhörung und Mitberatung bei Massenentlassungen 

Beabsichtigt der Dienstgeber, nach § 17 Abs. 1 des Kündi-
gungsschutzgesetzes anzeigepflichtige Entlassungen vorzuneh-
men, hat er der Mitarbeitervertretung rechtzeitig die zweck-
dienlichen Auskünfte zu erteilen und sie schriftlich insbeson-
dere zu unterrichten über 

1. die Gründe für die geplanten Entlassungen, 
2. die Zahl und die Berufsgruppen der zu entlassenden Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter, 
3. die Zahl und die Berufsgruppen der in der Regel beschäftig-

ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
4. den Zeitraum, in dem die Entlassungen vorgenommen wer-

den sollen, 
5. die vorgesehenen Kriterien für die Auswahl der zu ent-

lassenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
6. die für die Berechnung etwaiger Abfindungen vorgesehenen 

Kriterien. 

Dienstgeber und Mitarbeitervertretung haben insbesondere die 
Möglichkeiten zu beraten, Entlassungen zu vermeiden oder 
einzuschränken und ihre Folgen zu mildern. 
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§ 31 
Anhörung und Mitberatung bei außerordentlicher 

Kündigung 

(1) Der Mitarbeitervertretung sind vor einer außerordent-
lichen Kündigung durch den Dienstgeber schriftlich die 
Absicht der Kündigung und die Gründe hierfür mitzutei-
len.  

(2) Will die Mitarbeitervertretung gegen die Kündigung Ein-
wendungen geltend machen, so hat sie diese unter Angabe 
der Gründe dem Dienstgeber spätestens innerhalb von 
drei Tagen schriftlich mitzuteilen. Diese Frist kann vom 
Dienstgeber auf 48 Stunden verkürzt werden. Erhebt die 
Mitarbeitervertretung innerhalb der Frist keine Einwen-
dungen, so gilt die beabsichtigte Kündigung als nicht be-
anstandet. Erhebt die Mitarbeitervertretung Einwendun-
gen, so entscheidet der Dienstgeber über den Ausspruch 
der außerordentlichen Kündigung. 

(3) Eine ohne Einhaltung des Verfahrens nach den Absätzen 
1 und 2 ausgesprochene Kündigung ist unwirksam.  

§ 32 
Vorschlagsrecht 

(1) Die Mitarbeitervertretung hat in folgenden Angelegenhei-
ten ein Vorschlagsrecht: 

1. Maßnahmen innerbetrieblicher Information und Zu-
sammenarbeit,  

2. Änderung von Beginn und Ende der täglichen Arbeits-
zeit einschließlich der Pausen sowie der Verteilung 
der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage für Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter für pastorale Dienste 
oder religiöse Unterweisung, die zu ihrer Tätigkeit der 
ausdrücklichen bischöflichen Sendung oder Beauftra-
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gung bedürfen, sowie für Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im liturgischen Dienst,  

3. Regelung der Ordnung in der Einrichtung (Haus- und 
Heimordnungen), 

4. Durchführung beruflicher Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen, die die Einrichtung für ihre Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter anbietet,  

5. Regelung zur Erstattung dienstlicher Auslagen,  
6. Einführung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darle-

hen und entsprechenden sozialen Zuwendungen und 
deren Einstellung,  

7. Überlassung von Wohnungen, die für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter vorgesehen sind,  

8. grundlegende Änderungen von Arbeitsmethoden, 
9. Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und zur 

Erleichterung des Arbeitsablaufes,  
10. Festlegung von Grundsätzen für die Gestaltung von 

Arbeitsplätzen,  
11. Regelungen gemäß § 6 Abs. 3, 
12. Sicherung der Beschäftigung, insbesondere eine fle-

xible Gestaltung der Arbeitszeit, die Förderung von 
Teilzeitarbeit und Altersteilzeit, neue Formen der Ar-
beitsorganisation, Änderungen der Arbeitsverfahren 
und Arbeitsabläufe, die Qualifizierung der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, Alternativen zur Ausgliede-
rung von Arbeit oder ihrer Vergabe an andere Unter-
nehmen. 

(2) Will der Dienstgeber einem Vorschlag der Mitarbeiterver-
tretung im Sinne des Abs. 1 nicht entsprechen, so ist die 
Angelegenheit in einer gemeinsamen Sitzung von Dienst-
geber und Mitarbeitervertretung mit dem Ziel der Eini-
gung zu beraten. Kommt es nicht zu einer Einigung, so 
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teilt der Dienstgeber die Ablehnung des Vorschlags der 
Mitarbeitervertretung schriftlich mit.  

§ 33 
Zustimmung 

(1) In den Angelegenheiten der §§ 34 bis 36 sowie des § 18 
Absätze 2 und 4 kann der Dienstgeber die von ihm beab-
sichtigte Maßnahme oder Entscheidung nur mit Zustim-
mung der Mitarbeitervertretung treffen.  

(2) Der Dienstgeber unterrichtet die Mitarbeitervertretung 
von der beabsichtigten Maßnahme oder Entscheidung und 
beantragt ihre Zustimmung. Die Zustimmung gilt als er-
teilt, wenn die Mitarbeitervertretung nicht binnen einer 
Woche nach Eingang des Antrags bei ihr Einwendungen 
erhebt. Auf Antrag der Mitarbeitervertretung kann der 
Dienstgeber die Frist um eine weitere Woche verlängern. 
Wenn Entscheidungen nach Ansicht des Dienstgebers eil-
bedürftig sind, so kann er die Frist auf drei Tage, bei An-
stellungen und Einstellungen auch bis zu 24 Stunden un-
ter Angabe der Gründe verkürzen.  

(3) Erhebt die Mitarbeitervertretung Einwendungen, so haben 
Dienstgeber und Mitarbeitervertretung mit dem Ziel der 
Einigung zu verhandeln, falls nicht der Dienstgeber von 
der beabsichtigten Maßnahme oder Entscheidung Abstand 
nimmt. Der Dienstgeber setzt den Termin für die Ver-
handlung fest und lädt dazu ein. Die Mitarbeitervertretung 
erklärt innerhalb von drei Tagen nach Abschluss der Ver-
handlung, ob sie die Zustimmung erteilt oder verweigert. 
Äußert sie sich innerhalb dieser Frist nicht, gilt die Zu-
stimmung als erteilt.  

(4) Hat die Mitarbeitervertretung die Zustimmung verweigert, 
so kann der Dienstgeber in den Fällen der § 34 und § 35 
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das Kirchliche Arbeitsgericht, in den Fällen des § 36 die 
Einigungsstelle anrufen.  

(5) Der Dienstgeber kann in Angelegenheiten der §§ 34 bis 
36, die der Natur der Sache nach keinen Aufschub dulden, 
bis zur endgültigen Entscheidung vorläufige Regelungen 
treffen. Er hat unverzüglich der Mitarbeitervertretung die 
vorläufige Regelung mitzuteilen und zu begründen und 
das Verfahren nach den Absätzen 2 bis 4 einzuleiten oder 
fortzusetzen.  

§ 34 
Zustimmung bei Einstellung und Anstellung 

(1) Die Einstellung und Anstellung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern bedürfen der Zustimmung der Mitarbeiter-
vertretung. Dasselbe gilt für die Beschäftigung von Perso-
nen, die dem Dienstgeber zur Arbeitsleistung überlassen 
werden im Sinne des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
(§ 3 Abs. 1 Satz 2). Der Zustimmung der Mitarbeiterver-
tretung bedarf es nicht im Falle von 

1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für pastorale 
Dienste oder religiöse Unterweisung, die zu ihrer Tä-
tigkeit der ausdrücklichen bischöflichen Sendung oder 
Beauftragung bedürfen, 

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, deren Tätigkeit ge-
ringfügig im Sinne von § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV ist. 

(2) Die Mitarbeitervertretung kann die Zustimmung nur ver-
weigern, wenn  

1. die Maßnahme gegen ein Gesetz, eine Rechtsverord-
nung, kircheneigene Ordnungen oder sonstiges gelten-
des Recht verstößt,  

2. durch bestimmte Tatsachen der Verdacht begründet 
wird, dass die Bewerberin oder der Bewerber durch 
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ihr oder sein Verhalten den Arbeitsfrieden in der Ein-
richtung in einer Weise stören wird, die insgesamt für 
die Einrichtung unzuträglich ist oder  

3. der Dienstgeber eine Person, die ihm zur Arbeitsleis-
tung überlassen wird im Sinne des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes, länger als sechs Monate be-
schäftigen will. Mehrere Beschäftigungen einer Leih-
arbeitnehmerin oder eines Leiharbeitnehmers bei dem-
selben Dienstgeber werden zusammengerechnet. 

(3) Bei Einstellungs- oder Anstellungsverfahren ist die Mitar-
beitervertretung für ihre Mitwirkung über die Person der 
oder des Einzustellenden zu unterrichten. Der Mitarbei-
tervertretung sind auf Verlangen ein Verzeichnis der ein-
gegangenen einrichtungsinternen Bewerbungen sowie der 
Bewerbungen von Schwerbehinderten zu überlassen und 
Einsicht in die Bewerbungsunterlagen der oder des Einzu-
stellenden zu gewähren. Anstelle der Überlassung eines 
Verzeichnisses können auch die erforderlichen Bewer-
bungsunterlagen zur Einsichtnahme vorgelegt werden.  

§ 35 
Zustimmung bei sonstigen persönlichen  

Angelegenheiten 

(1) Die Entscheidung des Dienstgebers bedarf in folgenden 
persönlichen Angelegenheiten von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Zustimmung der Mitarbeitervertretung: 
1. Eingruppierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern,  
2. Höhergruppierung oder Beförderung von Mitarbeiter-

innen und Mitarbeitern, 
3. Rückgruppierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern, 
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4. nicht nur vorübergehende Übertragung einer höher 
oder niedriger zu bewertenden Tätigkeit, 

5. Abordnung von mehr als drei Monaten, Versetzung an 
eine andere Einrichtung, Zuweisung oder Personalge-
stellung an einen anderen Rechtsträger, es sei denn, 
dass es sich um Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter für 
pastorale Dienste oder religiöse Unterweisung handelt, 
die zu ihrer Tätigkeit der ausdrücklichen bischöflichen 
Sendung oder Beauftragung bedürfen, 

6. Versagen und Widerruf der Genehmigung einer 
Nebentätigkeit sowie Untersagung einer Nebentätig-
keit,  

7. Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus,  
8. Hinausschiebung des Eintritts in den Ruhestand wegen 

Erreichens der Altersgrenze,  
9. Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der 

Wohnung beschränken mit Ausnahme der Dienstwoh-
nung, die die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter kraft 
Amtes beziehen muss, 

10. Auswahl der Ärztin oder des Arztes zur Beurteilung 
der Leistungsfähigkeit der Mitarbeiterin oder des Mit-
arbeiters, sofern nicht die Betriebsärztin/der Betriebs-
arzt beauftragt werden soll, soweit eine kirchliche Ar-
beitsvertragsordnung dies vorsieht.12 

(2) Die Mitarbeitervertretung kann die Zustimmung nur ver-
weigern, wenn 

1. die Maßnahme gegen ein Gesetz, eine Rechtsverord-
nung, kircheneigene Ordnungen, eine Dienstvereinba-
rung oder sonstiges geltendes Recht verstößt,  

2. der durch bestimmte Tatsachen begründete Verdacht 
besteht, dass durch die Maßnahme die Mitarbeiterin 

                                                 
12 Abs. 1 Nr. 10 ist ein Muster für eine diözesane Fassung. 
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oder der Mitarbeiter ohne sachliche Gründe bevorzugt 
oder benachteiligt werden soll. 

§ 36 
Zustimmung bei Angelegenheiten der Dienststelle 

(1) Die Entscheidung bei folgenden Angelegenheiten der 
Dienststelle bedarf der Zustimmung der Mitarbeiterver-
tretung, soweit nicht eine kirchliche Arbeitsvertragsord-
nung oder sonstige Rechtsnorm Anwendung findet: 

1. Änderung von Beginn und Ende der täglichen Arbeits-
zeit einschließlich der Pausen sowie der Verteilung 
der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage,  

2. Festlegung der Richtlinien zum Urlaubsplan und zur 
Urlaubsregelung,  

3. Planung und Durchführung von Veranstaltungen für 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,  

4. Errichtung, Verwaltung und Auflösung sozialer Ein-
richtungen, 

5. Inhalt von Personalfragebogen für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter,  

6. Beurteilungsrichtlinien für Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter,  

7. Richtlinien für die Gewährung von Unterstützungen, 
Vorschüssen, Darlehen und entsprechenden sozialen 
Zuwendungen,  

8. Durchführung der Ausbildung, soweit nicht durch 
Rechtsnormen oder durch Ausbildungsvertrag gere-
gelt,  

9. Einführung und Anwendung technischer Einrichtun-
gen, die dazu bestimmt sind, das Verhalten oder die 
Leistung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
überwachen, 
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10. Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeits-
unfällen und sonstigen Gesundheitsschädigungen, 

11. Maßnahmen zum Ausgleich und zur Milderung von 
wesentlichen wirtschaftlichen Nachteilen für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter wegen Schließung, Ein-
schränkung, Verlegung oder Zusammenlegung von 
Einrichtungen oder wesentlichen Teilen von ihnen, 

12. Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschafts-
dienstes, soweit eine kirchliche Arbeitsvertragsord-
nung dies vorsieht.  

(2) Abs. 1 Nr. 1 findet keine Anwendung auf Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter für pastorale Dienste oder religiöse 
Unterweisung, die zu ihrer Tätigkeit der ausdrücklichen 
bischöflichen Sendung oder Beauftragung bedürfen, sowie 
auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im liturgischen 
Dienst. 

(3) Muss für eine Einrichtung oder für einen Teil der Einrich-
tung die tägliche Arbeitszeit gemäß Abs. 1 Nr. 1 nach Er-
fordernissen, die die Einrichtung nicht voraussehen kann, 
unregelmäßig oder kurzfristig festgesetzt werden, ist die 
Beteiligung der Mitarbeitervertretung auf die Grundsätze 
für die Aufstellung der Dienstpläne, insbesondere für die 
Anordnung von Arbeitsbereitschaft, Mehrarbeit und Über-
stunden beschränkt.  

§ 37  
Antragsrecht 

(1) Die Mitarbeitervertretung hat in folgenden Angelegenhei-
ten ein Antragsrecht, soweit nicht eine kirchliche Arbeits-
vertragsordnung oder sonstige Rechtsnorm Anwendung 
findet: 
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1. Änderung von Beginn und Ende der täglichen Arbeits-
zeit einschließlich der Pausen sowie der Verteilung 
der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage,  

2. Festlegung der Richtlinien zum Urlaubsplan und zur 
Urlaubsregelung,  

3. Planung und Durchführung von Veranstaltungen für 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,  

4. Errichtung, Verwaltung und Auflösung sozialer Ein-
richtungen, 

5. Inhalt von Personalfragebogen für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter,  

6. Beurteilungsrichtlinien für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter,  

7. Richtlinien für die Gewährung von Unterstützungen, 
Vorschüssen, Darlehen und entsprechenden sozialen 
Zuwendungen,  

8. Durchführung der Ausbildung, soweit nicht durch 
Rechtsnormen oder durch Ausbildungsvertrag gere-
gelt,  

9. Einführung und Anwendung technischer Einrichtun-
gen, die dazu bestimmt sind, das Verhalten oder die 
Leistung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
überwachen, 

10. Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeits-
unfällen und sonstigen Gesundheitsschädigungen, 

11. Maßnahmen zum Ausgleich und zur Milderung von 
wesentlichen wirtschaftlichen Nachteilen für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter wegen Schließung, Ein-
schränkung, Verlegung oder Zusammenlegung von 
Einrichtungen oder wesentlichen Teilen von ihnen, 

12. Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschafts-
dienstes, soweit eine kirchliche Arbeitsvertragsord-
nung dies vorsieht. 
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(2) § 36 Absätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

(3) Will der Dienstgeber einem Antrag der Mitarbeitervertre-
tung im Sinne des Abs. 1 nicht entsprechen, so teilt er ihr 
dies schriftlich mit. Die Angelegenheit ist danach in einer 
gemeinsamen Sitzung von Dienstgeber und Mitarbeiter-
vertretung zu beraten. Kommt es nicht zu einer Einigung, 
so kann die Mitarbeitervertretung die Einigungsstelle an-
rufen. 

§ 38 
Dienstvereinbarungen 

(1) Dienstvereinbarungen sind in folgenden Angelegenheiten 
zulässig: 

1. Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die 
in Rechtsnormen, insbesondere in kirchlichen Arbeits-
vertragsordnungen, geregelt sind oder üblicherweise 
geregelt werden, wenn eine Rechtsnorm den Ab-
schluss ergänzender Dienstvereinbarungen ausdrück-
lich zulässt,  

2. Änderung von Beginn und Ende der täglichen Arbeits-
zeit einschließlich der Pausen sowie der Verteilung 
der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage; § 36 
Abs. 2 gilt entsprechend, 

3. Festlegung der Richtlinien zum Urlaubsplan und zur 
Urlaubsregelung,  

4. Planung und Durchführung von Veranstaltungen für 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,  

5. Errichtung, Verwaltung und Auflösung sozialer Ein-
richtungen, 

6. Inhalt von Personalfragebogen für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter,  
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7. Beurteilungsrichtlinien für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter,  

8. Richtlinien für die Gewährung von Unterstützungen, 
Vorschüssen, Darlehen und entsprechenden sozialen 
Zuwendungen,  

9. Durchführung der Ausbildung, soweit nicht durch 
Rechtsnormen oder durch Ausbildungsvertrag gere-
gelt,  

10. Durchführung der Qualifizierung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter,  

11. Einführung und Anwendung technischer Einrichtun-
gen, die dazu bestimmt sind, das Verhalten oder die 
Leistung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
überwachen, 

12. Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeits-
unfällen und sonstigen Gesundheitsschädigungen, 

13. Maßnahmen zum Ausgleich und zur Milderung von 
wesentlichen wirtschaftlichen Nachteilen für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter wegen Schließung, Ein-
schränkung, Verlegung oder Zusammenlegung von 
Einrichtungen oder wesentlichen Teilen von ihnen, 

14. Festsetzungen nach § 1 b und § 24 Absätze 2 und 3, 
15. Verlängerungen des Übergangsmandats nach § 13 d 

Abs. 1 Satz 4. 

(2) Zur Verhandlung und zum Abschluss von Dienstvereinba-
rungen im Sinne des Abs. 1 Nr. 1 kann die Mitarbeiterver-
tretung Vertreter der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeitervertretungen oder Vertreter einer in der Ein-
richtung vertretenen Koalition im Sinne des Art. 6 GrO 
beratend hinzuziehen. Die Aufnahme von Verhandlungen 
ist der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft oder einer in der 
Einrichtung vertretenen Koalition durch die Mitarbeiter-
vertretung anzuzeigen. 



 113 

(3) Dienstvereinbarungen dürfen Rechtsnormen, insbeson-
dere kirchlichen Arbeitsvertragsordnungen, nicht wider-
sprechen. Bestehende Dienstvereinbarungen werden mit 
dem Inkrafttreten einer Rechtsnorm gemäß Satz 1 un-
wirksam. 

(3 a) Dienstvereinbarungen gelten unmittelbar und zwingend. 
Werden Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern durch die 
Dienstvereinbarung Rechte eingeräumt, so ist ein Ver-
zicht auf sie nur mit Zustimmung der Mitarbeitervertre-
tung zulässig. 

(4) Dienstvereinbarungen werden durch Dienstgeber und Mit-
arbeitervertretung gemeinsam beschlossen, sind schrift-
lich niederzulegen, von beiden Seiten zu unterzeichnen 
und in geeigneter Weise bekannt zu machen. Dienstver-
einbarungen können von beiden Seiten mit einer Frist von 
drei Monaten zum Monatsende schriftlich gekündigt wer-
den. 

(5) Im Falle der Kündigung wirkt die Dienstvereinbarung in 
den Angelegenheiten des Abs. 1 Nr. 2 bis 13 nach. In 
Dienstvereinbarungen nach Absatz 1 Nr. 1 kann festgelegt 
werden, ob und in welchem Umfang darin begründete 
Rechte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Außer-
krafttreten der Dienstvereinbarung fortgelten sollen. Eine 
darüber hinausgehende Nachwirkung ist ausgeschlossen. 

§ 39 
Gemeinsame Sitzungen und Gespräche 

(1) Dienstgeber und Mitarbeitervertretung kommen mindes-
tens einmal jährlich zu einer gemeinsamen Sitzung zu-
sammen. Eine gemeinsame Sitzung findet ferner dann 
statt, wenn Dienstgeber oder Mitarbeitervertretung dies 
aus besonderem Grund wünschen. Zur gemeinsamen Sit-
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zung lädt der Dienstgeber unter Angabe des Grundes und 
nach vorheriger einvernehmlicher Terminabstimmung mit 
der Mitarbeitervertretung ein. Die Tagesordnung und das 
Besprechungsergebnis sind in einer Niederschrift festzu-
halten, die vom Dienstgeber und von der oder dem Vor-
sitzenden der Mitarbeitervertretung zu unterzeichnen ist. 
Dienstgeber und Mitarbeitervertretung erhalten eine Aus-
fertigung der Niederschrift.  

(2) Außer zu den gemeinsamen Sitzungen sollen Dienstgeber 
und Mitarbeitervertretung regelmäßig zu Gesprächen über 
allgemeine Fragen des Dienstbetriebs und der Dienstge-
meinschaft sowie zum Austausch von Anregungen und 
Erfahrungen zusammentreffen.  

VI. Einigungsstelle 

§ 40 
Bildung der Einigungsstelle – Aufgaben 

(1) Für den Bereich der (Erz-)Diözese wird beim (Erz-)Bi-
schöflichen Ordinariat/Generalvikariat in … eine ständige 
Einigungsstelle gebildet.13 

(2) Für die Einigungsstelle wird eine Geschäftsstelle einge-
richtet.  

(3) Die Einigungsstelle wirkt in den Fällen des § 45 (Rege-
lungsstreitigkeiten) auf eine Einigung zwischen Dienstge-
ber und Mitarbeitervertretung hin. Kommt eine Einigung 
nicht zustande, ersetzt der Spruch der Einigungsstelle die 
erforderliche Zustimmung der Mitarbeitervertretung (§ 45 
Abs. 1) oder tritt an die Stelle einer Einigung zwischen 

                                                 
13 Die Bildung einer gemeinsamen Einigungsstelle durch mehrere (Erz-) 

Diözesen wird nicht ausformuliert, ist jedoch möglich. 
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Dienstgeber und Mitarbeitervertretung (§ 45 Absätze 2 
und 3).  

§ 41 
Zusammensetzung – Besetzung 

(1) Die Einigungsstelle besteht aus  

a) der oder dem Vorsitzenden und der oder dem stellver-
tretenden Vorsitzenden,  

b) jeweils ...14 Beisitzerinnen oder Beisitzer aus den Krei-
sen der Dienstgeber und der Mitarbeiter, die auf ge-
trennten Listen geführt werden (Listen-Beisitzerinnen 
und Listen-Beisitzer),  

c) Beisitzerinnen oder Beisitzer, die jeweils für die 
Durchführung des Verfahrens von der Antragstellerin 
oder dem Antragsteller und von der Antragsgegnerin 
oder dem Antragsgegner zu benennen sind (Ad-hoc-
Beisitzerinnen und Ad-hoc-Beisitzer). 

(2) Die Einigungsstelle tritt zusammen und entscheidet in der 
Besetzung mit der oder dem Vorsitzenden, je einer Beisit-
zerin oder einem Beisitzer aus den beiden Beisitzerlisten 
und je einer oder einem von der Antragstellerin oder dem 
Antragsteller und der Antragsgegnerin oder dem Antrags-
gegner benannten Ad-hoc-Beisitzerinnen und Ad-hoc-
Beisitzer. Die Teilnahme der Listen-Beisitzerinnen und 
Listen-Beisitzer an der mündlichen Verhandlung be-
stimmt sich nach der alphabetischen Reihenfolge in der 
jeweiligen Beisitzer-Liste. Bei Verhinderung einer Listen-
Beisitzerin oder eines Listen-Beisitzers tritt an dessen 

                                                 
14 Die Zahl der Beisitzerinnen und Beisitzer bleibt der Festlegung durch 

die (Erz-)Diözesen vorbehalten; es müssen jedoch mindestens jeweils 
zwei Personen benannt werden. 
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Stelle die Beisitzerin oder der Beisitzer, welche oder wel-
cher der Reihenfolge nach an nächster Stelle steht.  

(3) Ist die oder der Vorsitzende an der Ausübung ihres oder 
seines Amtes gehindert, tritt an ihre oder seine Stelle die 
oder der stellvertretende Vorsitzende. 

§ 42 
Rechtsstellung der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder der Einigungsstelle sind unabhängig und 
nur an Gesetz und Recht gebunden. Sie dürfen in der 
Übernahme oder Ausübung ihres Amtes weder be-
schränkt, benachteiligt noch bevorzugt werden. Sie unter-
liegen der Schweigepflicht auch nach dem Ausscheiden 
aus dem Amt.  

(2) Die Tätigkeit der Mitglieder der Einigungsstelle ist ehren-
amtlich. Die Mitglieder erhalten Auslagenersatz gemäß 
den in der (Erz-)Diözese ... jeweils geltenden reisekosten-
rechtlichen Vorschriften. Der oder dem Vorsitzenden und 
der oder dem stellvertretenden Vorsitzenden kann eine 
Aufwandsentschädigung gewährt werden.  

(3) Die Beisitzerinnen und Beisitzer werden für die Teil-
nahme an Sitzungen der Einigungsstelle im notwendigen 
Umfang von ihrer dienstlichen Tätigkeit freigestellt.  

(4) Auf die von der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mit-
arbeitervertretungen bestellten Beisitzerinnen und Beisit-
zer finden § 18 und § 19 entsprechende Anwendung.  

§ 43 
Berufungsvorsaussetzungen 

(1) Die Mitglieder der Einigungsstelle müssen der katho-
lischen Kirche angehören, dürfen in der Ausübung der 
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allen Kirchenmitgliedern zustehenden Rechte nicht be-
hindert sein und müssen die Gewähr dafür bieten, jeder-
zeit für das kirchliche Gemeinwohl einzutreten. Wer als 
Vorsitzende/r oder beisitzende/r Richter/in eines kirchli-
chen Gerichts für Arbeitssachen tätig ist, darf nicht 
gleichzeitig der Einigungsstelle angehören.  

(2) Die oder der Vorsitzende und die oder der stellvertretende 
Vorsitzende sollen im Arbeitsrecht oder Personalwesen 
erfahrene Personen sein und dürfen innerhalb des Gel-
tungsbereichs dieser Ordnung keinen kirchlichen Beruf 
ausüben.  

(3) Zur Listen-Beisitzerin oder zum Listen-Beisitzer aus den 
Kreisen der Dienstgeber und zur oder zum vom Dienstge-
ber benannten Ad-hoc-Beisitzerin oder Ad-hoc-Beisitzer 
kann bestellt werden, wer gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 
nicht als Mitarbeiterin oder Mitarbeiter gilt. Zur Listen-
Beisitzerin oder zum Listen-Beisitzer aus den Kreisen der 
Mitarbeiter und zur oder zum von der Mitarbeitervertre-
tung benannten Ad-hoc-Beisitzerin oder Ad-hoc-Beisitzer 
kann bestellt werden, wer gemäß § 8 die Voraussetzungen 
für die Wählbarkeit in die Mitarbeitervertretung erfüllt 
und im Dienst eines kirchlichen Anstellungsträgers im 
Geltungsbereich dieser Ordnung steht.  

(4) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Personalwesen 
tätig sind oder mit der Rechtsberatung der Mitarbeiter-
vertretung betraut sind, können nicht zur Listen-Beisitze-
rin oder zum Listen-Beisitzer bestellt werden.  

(5) Die Amtszeit der Mitglieder der Einigungsstelle beträgt 
fünf Jahre.  



 118 

§ 44 
Berufung der Mitglieder 

(1) Die oder der Vorsitzende und die oder der stellvertretende 
Vorsitzende werden aufgrund eines Vorschlags der Lis-
ten-Beisitzerinnen und Listen-Beisitzer vom Diözesan-
bischof ernannt. Die Abgabe eines Vorschlags bedarf 
einer Zweidrittelmehrheit der Listen-Beisitzerinnen und 
Listen-Beisitzer. Kommt ein Vorschlag innerhalb einer 
vom Diözesanbischof gesetzten Frist nicht zustande, er-
nennt der Diözesanbischof die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden und die stellvertretende Vorsitzende oder den 
stellvertretenden Vorsitzenden nach vorheriger Anhörung 
des Domkapitels als Konsultorenkollegium und/oder des 
Diözesanvermögensverwaltungsrates15 und des Vorstan-
des/der Vorstände der diözesanen Arbeitsgemeinschaf-
t(en) der Mitarbeitervertretungen. Sind zum Ende der 
Amtszeit die oder der neue Vorsitzende und die oder der 
stellvertretende Vorsitzende noch nicht ernannt, führen 
die oder der bisherige Vorsitzende und deren Stellvertrete-
rin oder Stellvertreter die Geschäfte bis zur Ernennung der 
Nachfolgerinnen und Nachfolger weiter.  

(2) Die Bestellung der Listen-Beisitzerinnen und Listen-
Beisitzer erfolgt aufgrund von jeweils vom Generalvikar 
sowie dem Vorstand/den Vorständen der diözesanen Ar-
beitsgemeinschaft(en) der Mitarbeitervertretungen zu er-
stellenden Beisitzer-Listen, in denen die Namen in alpha-
betischer Reihenfolge geführt werden.16  

                                                 
15 Das Nähere regelt das diözesane Recht. 
16 Die Festlegung der Zahl der Beisitzer bleibt der Regelung durch 

diözesanes Recht überlassen. 
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Bei der Aufstellung der Liste der Beisitzerinnen und Bei-
sitzer aus den Kreisen der Dienstgeber werden Personen 
aus Einrichtungen der Caritas, die vom zuständigen Diö-
zesan-Caritasverband benannt werden, angemessen be-
rücksichtigt. 

(3) Das Amt eines Mitglieds der Einigungsstelle endet vor 
Ablauf der Amtszeit 

(a) mit dem Rücktritt,  
(b) mit der Feststellung des Wegfalls der Berufungsvor-

aussetzungen durch den Diözesanbischof.  

(4) Bei vorzeitigem Ausscheiden des Vorsitzenden oder des 
stellvertretenden Vorsitzenden ernennt der Diözesan-
bischof die Nachfolgerin oder den Nachfolger für die 
Dauer der verbleibenden Amtszeit. Bei vorzeitigem Aus-
scheiden einer Listen-Beisitzerin oder eines Listen-Beisit-
zers haben der Generalvikar bzw. der Vorstand der diöze-
sanen Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen 
die Beisitzer-Liste für die Dauer der verbleibenden Amts-
zeit zu ergänzen.  

§ 45 
Zuständigkeit 

(1) Auf Antrag des Dienstgebers findet das Verfahren vor der 
Einigungsstelle in folgenden Fällen statt: 

1. bei Streitigkeiten über Änderung von Beginn und 
Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pau-
sen sowie der Verteilung der Arbeitszeit auf die ein-
zelnen Wochentage (§ 36 Abs. 1 Nr. 1),  

2. bei Streitigkeiten über Festlegung der Richtlinien zum 
Urlaubsplan und zur Urlaubsregelung (§ 36 Abs. 1 
Nr. 2),  
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3. bei Streitigkeiten über Planung und Durchführung von 
Veranstaltungen für die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter (§ 36 Abs. 1 Nr. 3), 

4. bei Streitigkeiten über Errichtung, Verwaltung und 
Auflösung sozialer Einrichtungen (§ 36 Abs. 1 Nr. 4), 

5. bei Streitigkeiten über Inhalt von Personalfragebogen 
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (§ 36 Abs. 1 
Nr. 5), 

6. bei Streitigkeiten über Beurteilungsrichtlinien für 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (§ 36 Abs. 1 Nr. 6), 

7. bei Streitigkeiten über Richtlinien für die Gewährung 
von Unterstützungen, Vorschüssen, Darlehen und ent-
sprechenden sozialen Zuwendungen (§ 36 Abs. 1 
Nr. 7),  

8. bei Streitigkeiten über die Durchführung der Ausbil-
dung, soweit nicht durch Rechtsvorschriften oder 
durch Ausbildungsvertrag geregelt (§ 36 Abs. 1 Nr. 8),  

9. bei Streitigkeiten über Einführung und Anwendung 
technischer Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, 
das Verhalten oder die Leistung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu überwachen (§ 36 Abs. 1 Nr. 9),  

10. bei Streitigkeiten über Maßnahmen zur Verhütung von 
Dienst- und Arbeitsunfällen und sonstigen Gesund-
heitsschädigungen (§ 36 Abs. 1 Nr. 10), 

11. bei Streitigkeiten über Maßnahmen zum Ausgleich 
und zur Milderung von wesentlichen wirtschaftlichen 
Nachteilen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
wegen Schließung, Einschränkung, Verlegung oder 
Zusammenlegung von Einrichtungen oder wesent-
lichen Teilen von ihnen (§ 36 Abs. 1 Nr. 11), 

12. bei Streitigkeiten über die Zuweisung zu den einzelnen 
Stufen des Bereitschaftsdienstes (§ 36 Abs. 1 Nr. 12). 
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(2) Darüber hinaus findet auf Antrag des Dienstgebers das 
Verfahren vor der Einigungsstelle statt bei Streitigkeiten 
über die Versetzung, Abordnung, Zuweisung oder Per-
sonalgestellung eines Mitglieds der Mitarbeitervertretung 
(§ 18 Abs. 2). 

(3) Auf Antrag der Mitarbeitervertretung findet das Verfah-
ren vor der Einigungsstelle in folgenden Fällen statt:  

1. bei Streitigkeiten über die Freistellung eines Mitglieds 
der Mitarbeitervertretung (§ 15 Abs. 5),  

2. bei Streitigkeiten im Falle der Ablehnung von Anträ-
gen der Mitarbeitervertretung (§ 37 Abs. 3).  

§ 46 
Verfahren 

(1) Der Antrag ist schriftlich in doppelter Ausfertigung über 
die Geschäftsstelle an den Vorsitzenden zu richten. Er soll 
die Antragstellerin oder den Antragsteller, die Antrags-
gegnerin oder den Antragsgegner und den Streitgegens-
tand bezeichnen und eine Begründung enthalten. Die oder 
der Vorsitzende bereitet die Verhandlung der Einigungs-
stelle vor, übersendet den Antrag an die Antragsgegnerin 
oder den Antragsgegner und bestimmt eine Frist zur 
schriftlichen Erwiderung. Die Antragserwiderung über-
mittelt er an die Antragstellerin oder den Antragsteller 
und bestimmt einen Termin, bis zu dem abschließend 
schriftsätzlich vorzutragen ist.  

(2) Sieht die oder der Vorsitzende nach Eingang der Antrags-
erwiderung aufgrund der Aktenlage eine Möglichkeit der 
Einigung, unterbreitet sie oder er schriftlich einen be-
gründeten Einigungsvorschlag. Erfolgt eine Einigung, be-
urkundet die oder der Vorsitzende diese und übersendet 
den Beteiligten eine Abschrift.  
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(3) Erfolgt keine Einigung, bestimmt die oder der Vorsit-
zende einen Termin zur mündlichen Verhandlung vor der 
Einigungsstelle. Sie oder er kann der Antragstellerin oder 
dem Antragsteller und der Antragsgegnerin oder dem 
Antragsgegner eine Frist zur Äußerung setzen. Die oder 
der Vorsitzende veranlasst unter Einhaltung einer ange-
messenen Ladungsfrist die Ladung der Beteiligten und die 
Benennung der Ad-hoc-Beisitzerinnen und Ad-hoc-Bei-
sitzer durch die Beteiligten. 

(4) Die Verhandlung vor der Einigungsstelle ist nicht öffent-
lich. Die oder der Vorsitzende leitet die Verhandlung. Sie 
oder er führt in den Sach- und Streitgegenstand ein. Die 
Einigungsstelle erörtert mit den Beteiligten das gesamte 
Streitverhältnis und gibt ihnen Gelegenheit zur Stellung-
nahme. Im Falle der Nichteinigung stellen die Beteiligten 
die wechselseitigen Anträge. Über die mündliche Ver-
handlung ist ein Protokoll zu fertigen.  

§ 47  
Einigungsspruch 

(1) Kommt eine Einigung in der mündlichen Verhandlung 
zustande, wird dies beurkundet und den Beteiligten eine 
Abschrift der Urkunden übersandt.  

(2) Kommt eine Einigung der Beteiligten nicht zustande, so 
entscheidet die Einigungsstelle durch Spruch. Der Spruch 
der Einigungsstelle ergeht unter angemessener Berück-
sichtigung der Belange der Einrichtung des Dienstgebers 
sowie der betroffenen Mitarbeiter nach billigem Ermes-
sen. Der Spruch ist schriftlich abzufassen.  

(3) Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die nicht zustande 
gekommene Einigung zwischen Dienstgeber und Mitar-
beitervertretung bzw. Gesamtmitarbeitervertretung. Der 
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Spruch bindet die Beteiligten. Der Dienstgeber kann 
durch den Spruch nur insoweit gebunden werden, als für 
die Maßnahmen finanzielle Deckung in seinen Haus-
halts-, Wirtschafts- und Finanzierungsplänen ausgewiesen 
ist.  

(4) Rechtliche Mängel des Spruchs oder des Verfahrens der 
Einigungsstelle können durch den Dienstgeber oder die 
Mitarbeitervertretung beim Kirchlichen Arbeitsgericht 
geltend gemacht werden; die Überschreitung der Grenzen 
des Ermessens kann nur binnen einer Frist von zwei 
Wochen nach Zugang des Spruchs beim Kirchlichen Ar-
beitsgericht geltend gemacht werden. Beruft sich der 
Dienstgeber im Fall des Abs. 3 Satz 3 auf die fehlende 
finanzielle Deckung, können dieser Einwand sowie recht-
liche Mängel des Spruchs oder des Verfahrens vor der 
Einigungsstelle nur innerhalb einer Frist von vier Wochen 
nach Zugang des Spruchs geltend gemacht werden.  

(5) Das Verfahren vor der Einigungsstelle ist kostenfrei. Die 
durch das Tätigwerden der Einigungsstelle entstehenden 
Kosten trägt die (Erz-)Diözese. Jeder Verfahrensbeteiligte 
trägt seine Auslagen selbst; der Mitarbeitervertretung 
werden gemäß § 17 Abs. 1 die notwendigen Auslagen er-
stattet.  
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VII.  Sprecherinnern und Sprecher der Jugendlichen 
und der Auszubildenden, Vertrauensperson der 
schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, Vertrauensmann der 
Zivildienstleistenden 

§ 48 
Wahl und Anzahl der Sprecherinnen und Sprecher der 

Jugendlichen und der Auszubildenden 

In Einrichtungen mit in der Regel mindestens fünf Mitarbeite-
rinnen oder Mitarbeitern, die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben (Jugendliche) oder die zu ihrer Berufsausbil-
dung beschäftigt sind und das 25. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben (Auszubildende), werden von diesen Sprecherinnen 
und Sprecher der Jugendlichen und der Auszubildenden ge-
wählt. Als Sprecherinnen und Sprecher können Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter vom vollendeten 16. Lebensjahr bis zum 
vollendeten 26. Lebensjahr gewählt werden. 

Es werden gewählt, 

– eine Sprecherin oder ein Sprecher bei fünf bis zehn Jugend-
lichen und Auszubildenden sowie 

– drei Sprecherinnen oder Sprecher bei mehr als zehn Jugend-
lichen und Auszubildenden. 

§ 49 
Versammlung der Jugendlichen und Auszubildenden 

(1) Die Sprecherinnen und Sprecher der Jugendlichen und 
Auszubildenden können vor oder nach einer Mitarbeiter-
versammlung im Einvernehmen mit der Mitarbeitervertre-
tung eine Versammlung der Jugendlichen und Auszu-
bildenden einberufen. Im Einvernehmen mit der Mitarbei-
tervertretung und dem Dienstgeber kann die Versamm-
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lung der Jugendlichen und Auszubildenden auch zu einem 
anderen Zeitpunkt einberufen werden. Der Dienstgeber ist 
zu diesen Versammlungen unter Mitteilung der Tagesord-
nung einzuladen. Er ist berechtigt, in der Versammlung zu 
sprechen. § 2 Abs. 2 Satz 2 findet Anwendung. An den 
Versammlungen kann die oder der Vorsitzende der Mitar-
beitervertretung oder ein beauftragtes Mitglied der Mitar-
beitervertretung teilnehmen. Die Versammlung der Ju-
gendlichen und Auszubildenden befasst sich mit Angele-
genheiten, die zur Zuständigkeit der Mitarbeitervertretung 
gehören, soweit sie Jugendliche und Auszubildende be-
treffen.  

(2) § 21 Abs. 4 gilt entsprechend.  

§ 50 
Amtszeit der Sprecherinnen und Sprecher  

der Jugendlichen und Auszubildenden 

Die Amtszeit der Sprecherinnen und Sprecher der Jugendlichen 
und der Auszubildenden beträgt zwei Jahre. Die Sprecherinnen 
und Sprecher der Jugendlichen und der Auszubildenden bleiben 
im Amt, auch wenn sie während der Amtszeit das 26. Lebens-
jahr vollendet haben.  

§ 51 
Mitwirkung der Sprecherinnen und Sprecher  

der Jugendlichen und Auszubildenden 

(1) Die Sprecherinnen und Sprecher der Jugendlichen und der 
Auszubildenden nehmen an den Sitzungen der Mitarbei-
tervertretung teil. Sie haben, soweit Angelegenheiten der 
Jugendlichen und Auszubildenden beraten werden,  

1. das Recht, vor und während der Sitzungen der Mitar-
beitervertretung Anträge zu stellen. Auf ihren Antrag 
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hat die oder der Vorsitzende der Mitarbeitervertretung 
eine Sitzung in angemessener Frist einzuberufen und 
den Gegenstand, dessen Beratung beantragt wird, auf 
die Tagesordnung zu setzen, 

2. Stimmrecht,  
3. das Recht, zu Besprechungen mit dem Dienstgeber 

eine Sprecherin oder einen Sprecher der Jugendlichen 
und Auszubildenden zu entsenden.  

(2) Für eine Sprecherin oder einen Sprecher der Jugendlichen 
und der Auszubildenden gelten im Übrigen die anwend-
baren Bestimmungen der §§ 7 bis 20 sinngemäß. Die 
gleichzeitige Kandidatur für das Amt einer Sprecherin 
oder eines Sprechers der Jugendlichen und Auszubilden-
den und das Amt der Mitarbeitervertreterin oder des Mit-
arbeitervertreters ist ausgeschlossen.  

§ 52 
Mitwirkung der Vertrauensperson der  

schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

(1) Die entsprechend den Vorschriften des Sozialgesetzbu-
ches IX gewählte Vertrauensperson der schwerbehinder-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nimmt an den Sit-
zungen der Mitarbeitervertretung teil. Die Vertrauensper-
son hat, soweit Angelegenheiten der schwerbehinderten 
Menschen beraten werden, 

1. das Recht, vor und während der Sitzungen der Mitar-
beitervertretung Anträge zu stellen. Auf ihren Antrag 
hat die oder der Vorsitzende der Mitarbeitervertretung 
eine Sitzung in angemessener Frist einzuberufen und 
den Gegenstand, dessen Beratung beantragt wird, auf 
die Tagesordnung zu setzen, 

2. Stimmrecht, 
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3. das Recht, an Besprechungen bei dem Dienstgeber 
teilzunehmen. 

(2) Der Dienstgeber hat die Vertrauensperson der schwerbe-
hinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in allen Ange-
legenheiten, die einen einzelnen oder die schwerbehin-
derten Menschen als Gruppe berühren, unverzüglich und 
umfassend zu unterrichten und vor einer Entscheidung 
anzuhören; er hat ihr die getroffene Entscheidung unver-
züglich mitzuteilen. Ist dies bei einem Beschluss der Mit-
arbeitervertretung nicht geschehen oder erachtet die Ver-
trauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter einen Beschluss der Mitarbeitervertretung 
als eine erhebliche Beeinträchtigung wichtiger Interessen 
schwerbehinderter Menschen, wird auf ihren Antrag der 
Beschluss für die Dauer von einer Woche vom Zeitpunkt 
der Beschlussfassung ausgesetzt. Durch die Aussetzung 
wird eine Frist nicht verlängert. 

(3) Die Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter hat das Recht, mindestens einmal 
im Jahr eine Versammlung der schwerbehinderten Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen in der Dienststelle durchzu-
führen. Die für die Mitarbeiterversammlung geltenden 
Vorschriften des § 21 und § 22 gelten entsprechend. 

(4) Die Räume und der Geschäftsbedarf, die der Dienstgeber 
der Mitarbeitervertretung für deren Sitzungen, Sprech-
stunden und laufenden Geschäftsbedarf zur Verfügung 
stellt, stehen für die gleichen Zwecke auch der Vertrau-
ensperson der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zur Verfügung, soweit hierfür nicht eigene 
Räume und sachliche Mittel zur Verfügung gestellt wer-
den. 



 128 

(5) Für die Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter gelten die §§ 15 bis 20 ent-
sprechend. Weitergehende persönliche Rechte und Pflich-
ten, die sich aus den Bestimmungen des SGB IX ergeben, 
bleiben hiervon unberührt. 

§ 53 
Rechte des Vertrauensmannes  

der Zivildienstleistenden 

(1) Der Vertrauensmann der Zivildienstleistenden kann an 
den Sitzungen der Mitarbeitervertretung beratend teil-
nehmen, wenn Angelegenheiten behandelt werden, die 
auch die Zivildienstleistenden betreffen.  

(2) Ist ein Vertrauensmann nicht gewählt, so können sich die 
Zivildienstleistenden an die Mitarbeitervertretung wen-
den. Sie hat auf die Berücksichtigung der Anliegen, falls 
sie berechtigt erscheinen, beim Dienstgeber hinzuwirken.  

VIII. Schulen, Hochschulen 

§ 54 

(1) Die Ordnung gilt auch für die Schulen und Hochschulen 
im Anwendungsbereich des § 1.17 

(2) Bei Hochschulen finden die für die Einstellung und An-
stellung sowie die Eingruppierung geltenden Vorschriften 
keine Anwendung, soweit es sich um hauptberuflich Leh-
rende handelt, die in einem förmlichen Berufungsverfah-
ren berufen werden.  

                                                 
17 Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Schulen, die im Dienste eines 

Bundeslandes stehen, können Sonderregelungen getroffen werden. 
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Lehrbeauftragte an Hochschulen sind keine Mitarbeiterinnen 
oder Mitarbeiter im Sinne dieser Ordnung. 

IX. Schlussbestimmungen 

§ 55 

Durch anderweitige Regelungen oder Vereinbarung kann das 
Mitarbeitervertretungsrecht nicht abweichend von dieser Ord-
nung geregelt werden.  

§ 56 

(1) Vorstehende Ordnung gilt ab ........................... 

(2) Beim Inkrafttreten bestehende Mitarbeitervertretungen 
bleiben für die Dauer ihrer Amtszeit bestehen. Sie führen 
ihre Tätigkeit weiter nach Maßgabe der Bestimmungen in 
den Abschnitten III, IV, V und VI. 
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G. Kirchliche Arbeitsgerichtsordnung 
(KAGO)  

in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung der 
Deutschen Bischofskonferenz vom 25. Februar 2010 

Präambel 

Die Deutsche Bischofskonferenz erlässt aufgrund eines beson-
deren Mandats des Apostolischen Stuhles gemäß c. 455 § 1 CIC 
in Wahrnehmung der der Kirche durch das Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland garantierten Freiheit, ihre Angele-
genheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle gel-
tenden Gesetzes zu ordnen, 

– zur Sicherung der Glaubwürdigkeit der Einrichtungen, wel-
che die Kirche unterhält und anerkennt, um ihren Auftrag in 
der Gesellschaft wirksam wahrnehmen zu können, 

– zur Herstellung und Gewährleistung eines wirksamen ge-
richtlichen Rechtsschutzes auf den Gebieten der kirchlichen 
Ordnungen für das Zustandekommen von arbeitsvertrags-
rechtlichen Regelungen und das Mitarbeitervertretungs-
recht, wie dies in Artikel 10 Abs. 2 der „Grundordnung des 
kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhält-
nisse“ (GrO) vorgesehen ist,  

– zur Sicherstellung einer einheitlichen Auslegung und An-
wendung der in den deutschen (Erz-)Bistümern überein-
stimmend geltenden arbeitsrechtlichen Grundlagen 

die folgende Ordnung: 
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Erster Teil 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Kirchliche Gerichte für Arbeitssachen  

Die Gerichtsbarkeit in kirchlichen Arbeitssachen (§ 2) wird in 
erster Instanz durch Kirchliche Arbeitsgerichte und in zweiter 
Instanz durch den Kirchlichen Arbeitsgerichtshof ausgeübt. 

§ 2 
Sachliche Zuständigkeit 

(1)  Die kirchlichen Gerichte für Arbeitssachen sind zuständig 
für Rechtsstreitigkeiten aus dem Recht der nach Art. 7 
GrO gebildeten Kommissionen zur Ordnung des Arbeits-
vertragsrechts.  

(2)  Die kirchlichen Gerichte für Arbeitssachen sind ferner 
zuständig für Rechtsstreitigkeiten aus dem Mitarbeiter-
vertretungsrecht sowie dem Recht der Mitwirkung in 
Caritas-Werkstätten für Menschen mit Behinderungen 
einschließlich des Wahlverfahrensrechts und des Verfah-
rens vor der Einigungsstelle. 

(3)  Die Zuständigkeit der kirchlichen Gerichte für Arbeitssa-
chen ist nicht gegeben für Streitigkeiten aus dem Arbeits-
verhältnis. 

(4) Ein besonderes Verfahren zur Überprüfung der Rechtmä-
ßigkeit von kirchlichen Rechtsnormen (Normenkontroll-
verfahren) findet nicht statt. 
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§ 3 
Örtliche Zuständigkeit 

(1)  Das Gericht, in dessen Dienstbezirk eine beteiligungsfä-
hige Person (§ 8) ihren Sitz hat, ist für alle gegen sie zu 
erhebenden Klagen zuständig. Ist der Beklagte eine natür-
liche Person, bestimmt sich der Gerichtsstand nach dem 
dienstlichen Einsatzort des Beklagten. 

(2)  In Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Absatz 1 ist das Gericht 
ausschließlich zuständig, in dessen Dienstbezirk die Ge-
schäftsstelle der Kommission ihren Sitz hat. Sind mehrere 
Kommissionen am Verfahren beteiligt, ist das für die be-
klagte Kommission errichtete Gericht ausschließlich zu-
ständig. 

(3)  In Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 2, an denen ein 
mehrdiözesaner oder überdiözesaner Rechtsträger beteiligt 
ist, ist das Gericht ausschließlich zuständig, in dessen 
Dienstbezirk sich der Sitz der Hauptniederlassung des 
Rechtsträgers eines Verfahrensbeteiligten befindet, soweit 
nicht durch Gesetz eine hiervon abweichende Regelung 
der örtlichen Zuständigkeit getroffen wird. 

§ 4 
Besetzung der Gerichte 

Die kirchlichen Gerichte für Arbeitssachen sind mit Personen, 
welche die Befähigung zum Richteramt nach staatlichem oder 
kirchlichem Recht besitzen, und mit ehrenamtlichen Richtern 
(beisitzenden Richtern) aus den Kreisen der Dienstgeber und 
Mitarbeiter, welche nach Maßgabe dieser Ordnung stimmbe-
rechtigt an der Entscheidungsfindung mitwirken, besetzt. 
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§ 5 
Aufbringung der Mittel 

Die Kosten des Kirchlichen Arbeitsgerichts trägt das 
(Erz-)Bistum, für das es errichtet ist. Im Falle der Errichtung 
eines gemeinsamen kirchlichen Arbeitsgerichts durch mehrere 
Diözesanbischöfe (§ 14 Abs. 2) tragen die beteiligten (Erz-) 
Bistümer die Kosten nach einem zwischen ihnen vereinbarten 
Verteilungsmaßstab. Die Kosten des Kirchlichen Arbeitsge-
richtshofs trägt der Verband der Diözesen Deutschlands. 

§ 6 
Gang des Verfahrens 

(1)  Im ersten Rechtszug ist das Kirchliche Arbeitsgericht zu-
ständig. 

(2)  Gegen das Urteil des Kirchlichen Arbeitsgerichts findet 
die Revision an dem Kirchlichen Arbeitsgerichtshof nach 
Maßgabe des § 47 statt. 

§ 7 
Verfahrensgrundsätze 

(1)  Das Gericht entscheidet, soweit diese Ordnung nichts 
anderes bestimmt, auf Grund mündlicher Verhandlung 
durch Urteil. Mit Einverständnis der Beteiligten kann das 
Gericht ohne mündliche Verhandlung entscheiden. 

(2)  Die Verhandlung einschließlich der Beweisaufnahme ist 
öffentlich. Das Gericht kann die Öffentlichkeit für die 
Verhandlung oder für einen Teil der Verhandlung aus 
wichtigem Grund ausschließen, insbesondere wenn durch 
die Öffentlichkeit eine erhebliche Beeinträchtigung kirch-
licher Belange oder schutzwürdiger Interessen eines Be-
teiligten zu besorgen ist oder wenn Dienstgeheimnisse 
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zum Gegenstand der Verhandlung oder der Beweisauf-
nahme gemacht werden. Die Entscheidung wird auch im 
Fall des Satzes 2 öffentlich verkündet. 

(3)  Das Gericht erforscht den Sachverhalt von Amts wegen. 
Die am Verfahren Beteiligten haben an der Aufklärung 
des Sachverhalts mitzuwirken. Zur Aufklärung des Sach-
verhalts können Urkunden eingesehen, Auskünfte einge-
holt, Zeugen, Sachverständige und Beteiligte vernommen 
und ein Augenschein eingenommen werden. 

(4)  Alle mit einem befristeten Rechtsmittel anfechtbaren Ent-
scheidungen enthalten die Belehrung über das Rechtsmit-
tel. Soweit ein Rechtsmittel nicht gegeben ist, ist eine ent-
sprechende Belehrung zu erteilen. Die Frist für ein 
Rechtsmittel beginnt nur, wenn der Beteiligte über das 
Rechtsmittel und das Gericht, bei dem das Rechtsmittel 
einzulegen ist, die Anschrift des Gerichts und die einzu-
haltende Frist und Form schriftlich belehrt worden ist. Ist 
die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so ist die 
Einlegung des Rechtsmittels nur innerhalb eines Jahres 
seit Zustellung der Entscheidung zulässig. 

(5)  Das Gericht soll in jeder Lage des Verfahrens auf eine 
gütliche Beilegung des Rechtsstreits hinwirken. 

§ 8 
Verfahrensbeteiligte 

(1)  In Rechtsstreitigkeiten gemäß § 2 Abs. 1 können beteiligt 
sein: 

a)  in allen Angelegenheiten die Hälfte der Mitglieder der 
nach Art. 7 GrO gebildeten Kommission oder die 
Mehrheit der Mitglieder der Dienstgeber- bzw. Mitar-
beiterseite der Kommission,  
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b) in Angelegenheiten, welche die eigene Rechtsstellung 
als Kommissionsmitglied betreffen, das einzelne Mit-
glied der Kommission und der Dienstgeber, 

c) in Angelegenheiten des Wahlverfahrensrechts darüber 
hinaus der Dienstgeber, der einzelne Mitarbeiter und 
die Wahlorgane und Koalitionen nach Art. 6 GrO, 

d)  in Angelegenheiten, welche die Rechtsstellung als 
Koalition nach Art. 6 GrO betreffen, die anerkannte 
Koalition.  

(2) In Rechtsstreitigkeiten gemäß § 2 Abs. 2 können beteiligt 
sein: 

a) in Angelegenheiten der Mitarbeitervertretungsordnung 
einschließlich des Verfahrens vor der Einigungsstelle 
die Mitarbeitervertretung und der Dienstgeber, 

b)  in Angelegenheiten des Wahlverfahrensrechts und des 
Rechts der Mitarbeiterversammlung die Mitarbeiter-
vertretung, der Dienstgeber und der einzelne Mitar-
beiter und die Wahlorgane, 

c)  in Angelegenheiten aus dem Recht der Arbeitsgemein-
schaften für Mitarbeitervertretungen die Organe der 
Arbeitsgemeinschaft, der Dienstgeber und die (Erz-) 
Bistümer bzw. Diözesan-Caritasverbände,  

d)  in Angelegenheiten aus dem Recht der Mitwirkung in 
Caritas-Werkstätten für Menschen mit Behinderungen 
der Werkstattrat und der Rechtsträger der Werkstatt, 

e) in Angelegenheiten, welche die eigene Rechtsstellung 
als Mitglied einer Mitarbeitervertretung, als Spreche-
rin oder Sprecher der Jugendlichen und Auszubilden-
den, als Vertrauensperson der Schwerbehinderten, als 
Vertrauensmann der Zivildienstleistenden oder als 
Mitglied einer Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeiter-
vertretungen betreffen, die jeweils betroffene Person, 
die Mitarbeitervertretung und der Dienstgeber. 
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§ 9 
Beiladung 

(1)  Das Gericht kann, solange das Verfahren noch nicht 
rechtskräftig abgeschlossen oder in höherer Instanz an-
hängig ist, von Amts wegen oder auf Antrag andere, deren 
rechtliche Interessen durch die Entscheidung berührt wer-
den, beiladen. 

(2)  Sind an dem streitigen Rechtsverhältnis Dritte derart 
beteiligt, dass die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur 
einheitlich ergehen kann, so sind sie beizuladen (notwen-
dige Beiladung). Dies gilt auch für einen Dritten, der auf-
grund Rechtsvorschrift verpflichtet ist, einer Partei oder 
einem Beigeladenen die Kosten des rechtshängig ge-
machten Anspruchs zu ersetzen (Kostenträger). 

(3)  Der Beiladungsbeschluss ist allen Beteiligten zuzustellen. 
Dabei sollen der Stand der Sache und der Grund der Bei-
ladung angegeben werden. Die Beiladung ist unanfecht-
bar. 

(4)  Der Beigeladene kann innerhalb der Anträge eines Betei-
ligten selbständig Angriffs- und Verteidigungsmittel gel-
tend machen und alle Verfahrenshandlungen wirksam 
vornehmen. Abweichende Sachanträge kann er nur stel-
len, wenn eine notwendige Beiladung vorliegt. 

§ 10 
Klagebefugnis 

Die Klage ist nur zulässig, wenn der Kläger geltend macht, in 
eigenen Rechten verletzt zu sein, oder wenn er eine Verletzung 
von Rechten eines Organs, dem er angehört, geltend macht. 
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§ 11 
Prozessvertretung 

Die Beteiligten können vor den kirchlichen Gerichten für Ar-
beitssachen den Rechtsstreit selbst führen oder sich von einer 
sach- und rechtskundigen Person vertreten lassen. 

§ 12 
Kosten (Gebühren und Auslagen) 

(1)  Im Verfahren vor den kirchlichen Gerichten für Arbeitssa-
chen werden Gebühren nicht erhoben. Im Übrigen ent-
scheidet das Gericht durch Urteil, ob Auslagen aufgrund 
materiell-rechtlicher Vorschriften erstattet werden und 
wer diese zu tragen hat. 

(2)  Der Vorsitzende kann auf Antrag eines Beteiligten auch 
vor Verkündung des Urteils durch selbständig anfechtba-
ren Beschluss (§ 55) entscheiden, ob Auslagen gemäß 
Abs. 1 Satz 2 erstattet werden. 

(3)  Zeugen und Sachverständige werden in Anwendung des 
staatlichen Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen entschädigt. 

§ 13 
Rechts- und Amtshilfe 

(1)  Die kirchlichen Gerichte für Arbeitssachen leisten einan-
der Rechtshilfe. Die Vorschriften des staatlichen Ge-
richtsverfassungsgesetzes über Rechtshilfe finden entspre-
chende Anwendung. 

(2)  Alle kirchlichen Dienststellen und Einrichtungen leisten 
den kirchlichen Gerichten für Arbeitssachen auf Anforde-
rung Amtshilfe. 
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Zweiter Teil 

Aufbau der kirchlichen Gerichte für Arbeitssachen 

1. Abschnitt 

Kirchliche Arbeitsgerichte erster Instanz 

§ 14 
Errichtung 

(1)  Für jedes (Erz-)Bistum wird ein Kirchliches Arbeitsge-
richt als Gericht erster Instanz errichtet. Das Nähere wird 
im Errichtungsdekret des zuständigen Diözesanbischofs 
geregelt. 

(2)  Für mehrere (Erz-)Bistum kann aufgrund Vereinbarung 
der Diözesanbischöfe ein gemeinsames Kirchliches Ar-
beitsgericht als Gericht erster Instanz errichtet werden. 
Dem gemeinsamen Kirchlichen Arbeitsgericht können 
alle nach dieser Ordnung wahrzunehmenden Zuständig-
keiten oder nur die Zuständigkeiten nach § 2 Abs. 1 oder 
§ 2 Abs. 2 übertragen werden. Das Nähere wird im ge-
meinsamen Errichtungsdekret der Diözesanbischöfe gere-
gelt. 

§ 15 
Gerichtssitz/Dienstaufsicht/Geschäftsstelle 

(1) Der Sitz des Gerichts wird durch diözesanes Recht be-
stimmt. 
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(2)  Die Dienstaufsicht über die Mitglieder des Kirchlichen 
Arbeitsgerichts übt der Diözesanbischof des (Erz-) 
Bistums, in dem sich der Sitz des Gerichts befindet, aus.  

(3)  Die Geschäftsstelle des Kirchlichen Arbeitsgerichts wird 
beim Erz-/Bischöflichen Diözesangericht (Offizialat/Kon-
sistorium) eingerichtet. 

§ 16 
Zusammensetzung/Besetzung 

(1)  Das Kirchliche Arbeitsgericht besteht aus dem Vorsitzen-
den, dem stellvertretenden Vorsitzenden, sechs beisitzen-
den Richtern aus den Kreisen der Dienstgeber und sechs 
beisitzenden Richtern aus den Kreisen der Mitarbeiter.  

(2)  Das Kirchliche Arbeitsgericht entscheidet in der Beset-
zung mit dem Vorsitzenden oder dem stellvertretenden 
Vorsitzenden, einem beisitzenden Richter aus den Kreisen 
der Dienstgeber und einem beisitzenden Richter aus den 
Kreisen der Mitarbeiter. 

(3) Die Verteilung der Verfahren zwischen dem Vorsitzenden 
und dem stellvertretenden Vorsitzenden erfolgt anhand ei-
nes Geschäftsverteilungsplans, der spätestens am Ende 
des laufenden Jahres für das folgende Jahr vom Vorsit-
zenden nach Anhörung des stellvertretenden Vorsitzenden 
schriftlich festzulegen ist.  

(4)  Ist der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende 
an der Ausübung seines Amtes gehindert, tritt an seine 
Stelle der stellvertretende Vorsitzende oder der Vorsit-
zende. 

                                                 
 Die Einzelheiten bleiben der Regelung durch diözesanes Recht über-

lassen. 
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§ 17 
Rechtsstellung der Richter 

(1)  Die Richter sind von Weisungen unabhängig und nur an 
Gesetz und Recht gebunden. Sie dürfen in der Übernahme 
oder Ausübung ihres Amtes weder beschränkt, noch we-
gen der Übernahme oder Ausübung ihres Amtes benach-
teiligt oder bevorzugt werden. Sie unterliegen der 
Schweigepflicht auch nach dem Ausscheiden aus dem 
Amt. 

(2)  Dem Vorsitzenden und dem stellvertretenden Vorsitzen-
den kann eine Aufwandsentschädigung oder eine Vergü-
tung gewährt werden. 

(3)  Die Tätigkeit der beisitzenden Richter ist ehrenamtlich. 
Sie erhalten Auslagenersatz gemäß den am Sitz des Ge-
richts geltenden reisekostenrechtlichen Vorschriften. 

(4)  Die beisitzenden Richter werden für die Teilnahme an 
Verhandlungen im notwendigen Umfang von ihrer dienst-
lichen Tätigkeit freigestellt. Auf die beisitzenden Richter 
der Mitarbeiterseite finden der § 18 und § 19 der Mitar-
beitervertretungsordnung entsprechend Anwendung. 

§ 18 
Ernennungsvoraussetzungen/Beendigung  

des Richteramtes 

(1)  Zum Richter kann ernannt werden, wer katholisch ist und 
nicht in der Ausübung der allen Kirchenmitgliedern zu-
stehenden Rechte behindert ist sowie die Gewähr dafür 
bietet, dass er jederzeit für das kirchliche Gemeinwohl 
eintritt. 
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(2)  Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende 

a)  müssen die Befähigung zum Richteramt nach dem 
Deutschen Richtergesetz oder nach kanonischem 
Recht besitzen,  

b)  dürfen keinen anderen kirchlichen Dienst als den eines 
Richters oder eines Hochschullehrers beruflich aus-
üben und keinem Leitungsorgan einer kirchlichen 
Körperschaft oder eines anderen Trägers einer kirchli-
chen Einrichtung angehören, 

c) sollen Erfahrung auf dem Gebiet des kanonischen 
Rechts und Berufserfahrung im Arbeitsrecht oder Per-
sonalwesen haben. 

(3)  Die beisitzenden Richter der Dienstgeberseite müssen die 
Voraussetzungen für die Mitgliedschaft in einer Kommis-
sion nach Art. 7 GrO erfüllen. Die beisitzenden Richter 
der Mitarbeiterseite müssen die Voraussetzungen für die 
Wählbarkeit in die Mitarbeitervertretung erfüllen und im 
Dienst eines kirchlichen Anstellungsträgers im Geltungs-
bereich dieser Ordnung stehen. 

(4)  Das Amt eines Richters endet vor Ablauf der Amtszeit 

a)  mit dem Rücktritt; 
b)  mit der Feststellung des Wegfalls der Ernennungsvor-

aussetzungen oder der Feststellung eines schweren 
Dienstvergehens. Diese Feststellungen trifft der Diö-

                                                 
 Der Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen Richtergesetz 

steht die Befähigung zum Dienst als Berufsrichter nach Anlage I 
Kapitel III Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 8 des Einigungsvertrages 
gleich. 
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zesanbischof oder ein von ihm bestimmtes kirchliches 
Gericht nach Maßgabe des diözesanen Rechts. 
Endet das Amt eines Richters vor Ablauf seiner regu-
lären Amtszeit, wird für die Dauer der Amtszeit, die 
dem ausgeschiedenen Richter verblieben wäre, ein 
Nachfolger ernannt.  

(5)  Das Amt des Richters an einem Kirchlichen Arbeitsge-
richt endet auch mit Beginn seiner Amtszeit beim Kirch-
lichen Arbeitsgerichtshof. Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 
Niemand darf gleichzeitig beisitzender Richter der 
Dienstgeberseite und der Mitarbeiterseite sein oder als 
beisitzender Richter bei mehr als einem kirchlichen Ge-
richt für Arbeitssachen ernannt werden. 

(6)  Sind zum Ende der Amtszeit neue Richter noch nicht er-
nannt, führen die bisherigen Richter die Geschäfte bis zur 
Ernennung der Nachfolger weiter. 

§ 19 
Ernennung des Vorsitzenden 

Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende des 
Kirchlichen Arbeitsgerichts werden vom Diözesanbischof für 
die Dauer von fünf Jahren ernannt. Der Diözesanbischof gibt 
dem Domkapitel als Konsultorenkollegium und/oder dem Diö-
zesanvermögensverwaltungsrat, dem Diözesancaritasverband, 
sowie der/den diözesanen Arbeitsgemeinschaft(en) für Mitar-
beitervertretungen und der Mitarbeiterseite der Bistums/Regio-

                                                 
 Das Nähere regeln die jeweiligen in der (Erz-)Diözese geltenden dis-

ziplinarrechtlichen Bestimmungen oder für anwendbar erklärte Bestim-
mungen des staatlichen Rechts, hilfsweise die cc. 192 bis 195 CIC; auf 
das jeweils anwendbare Recht wird an dieser Stelle verwiesen. 

 Das Nähere regelt das diözesane Recht. 
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nal-KODA zuvor Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Wieder-
ernennung ist zulässig. 

§ 20 
Ernennung/Mitwirkung der beisitzenden Richter 

(1)  Die sechs beisitzenden Richter aus den Kreisen der 
Dienstgeber werden auf Vorschlag des Domkapitels als 
Konsultorenkollegium und/oder des Diözesanvermögens-
verwaltungsrats vom Diözesanbischof ernannt. Drei 
beisitzende Richter aus den Kreisen der Mitarbeiter wer-
den auf Vorschlag des Vorstands/der Vorstände der diöze-
sanen Arbeitsgemeinschaft(en) für Mitarbeitervertretun-
gen und drei beisitzende Richter auf Vorschlag der Mitar-
beitervertreter in der Bistums-/Regional-KODA vom Diö-
zesanbischof ernannt. Die Ernennung erfolgt für die Dauer 
von fünf Jahren. Bei der Abgabe der Vorschläge durch die 
vorschlagsberechtigten Gremien werden Vertreter aus 
Einrichtungen der Caritas, die jeweils von der Dienstge-
berseite und der Mitarbeiterseite der zuständigen Regio-
nal-Kommission der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
Deutschen Caritasverbandes nominiert werden, angemes-
sen berücksichtigt. Die Wiederernennung ist zulässig.  

(2)  Die beisitzenden Richter wirken in alphabetischer Reihen-
folge an der mündlichen Verhandlung mit. Zieht sich ein 
Verfahren über mehrere Verhandlungstage hin, findet ein 
Wechsel bei den beisitzenden Richtern grundsätzlich nicht 
statt. Bei Verhinderung eines beisitzenden Richters tritt an 
dessen Stelle derjenige, der in der Reihenfolge an nächster 
Stelle steht. 

                                                 
 Das Nähere regelt das diözesane Recht. 
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(3)  Bei unvorhergesehener Verhinderung kann der Vorsit-
zende abweichend von Abs. 2 aus der Beisitzerliste einen 
beisitzenden Richter heranziehen, der am Gerichtssitz 
oder in der Nähe wohnt oder seinen Dienstsitz hat. 

2. Abschnitt 

Kirchlicher Arbeitsgerichtshof 

§ 21 
Errichtung 

Für die (Erz-)Bistümer im Bereich der Deutschen Bischofskon-
ferenz wird als Kirchliches Arbeitsgericht zweiter Instanz der 
Kirchliche Arbeitsgerichtshof mit Sitz in Bonn errichtet. 

§ 22 
Zusammensetzung/Besetzung 

(1)  Der Kirchliche Arbeitsgerichtshof besteht aus dem Präsi-
denten und dem Vizepräsidenten (§ 18 Abs. 2 Buchstabe 
a), einem Mitglied mit der Befähigung zum staatlichen 
Richteramt (§ 5 DRiG) und dessen Stellvertreter, einem 
Mitglied mit der Befähigung zum kirchlichen Richteramt 
(c. 1421 § 3 CIC) und dessen Stellvertreter, sechs beisit-
zenden Richtern aus den Kreisen der Dienstgeber und 
sechs beisitzenden Richtern aus den Kreisen der Mitar-
beiter. 

(2)  Der Kirchliche Arbeitsgerichtshof entscheidet in der 
Besetzung mit dem Präsidenten oder dem Vizepräsiden-
ten, den beiden Mitgliedern mit der Befähigung zum 
Richteramt, einem beisitzenden Richter aus den Kreisen 
der Dienstgeber und einem beisitzenden Richter aus den 
Kreisen der Mitarbeiter. 
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(3)  Die Verteilung der Verfahren zwischen dem Präsidenten 
und dem Vizepräsidenten erfolgt anhand eines Geschäfts-
verteilungsplans, der spätestens am Ende des laufenden 
Jahres für das folgende Jahr vom Präsidenten nach Anhö-
rung des Vizepräsidenten schriftlich festzulegen ist (vgl. 
§ 16 Abs. 3).  

(4) Sind der Präsident bzw. Vizepräsident oder ein Mitglied 
mit der Befähigung zum Richteramt an der Ausübung ih-
res Amtes gehindert, treten an deren Stelle der Vizepräsi-
dent bzw. Präsident bzw. die jeweiligen Stellvertreter. 

§ 23 
Dienstaufsicht/Verwaltung 

(1)  Die Dienstaufsicht über die Mitglieder des Kirchlichen 
Arbeitsgerichtshofs übt der Vorsitzende der Deutschen 
Bischofskonferenz aus. 

(2)  Die Geschäftsstelle des Kirchlichen Arbeitsgerichtshofs 
wird beim Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 
eingerichtet. 

§ 24 
Rechtsstellung der Richter/Ernennungsvoraussetzungen/ 

Beendigung des Richteramtes 

(1)  § 17 gilt entsprechend. 

(2)  § 18 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass auch für die 
weiteren Mitglieder mit der Befähigung zum Richteramt 
sowie deren Stellvertreter die Voraussetzungen für die Er-
nennung nach § 18 Abs. 2 Buchstaben b) und c) entspre-
chend Anwendung finden und dass die Feststellungen 
nach § 18 Abs. 4 durch den Vorsitzenden der Deutschen 
Bischofskonferenz oder durch ein von ihm bestimmtes 



 146 

Gericht auf der Grundlage der entsprechenden Vorschrif-
ten des (Erz-)Bistums, in dem der Kirchliche Arbeitsge-
richtshof seinen Sitz hat, zu treffen sind. 

§ 25 
Ernennung des Präsidenten und der weiteren  

Mitglieder mit der Befähigung zum Richteramt 

Der Präsident und die weiteren Mitglieder mit der Befähigung 
zum Richteramt werden auf Vorschlag des Ständigen Rates der 
Deutschen Bischofskonferenz vom Vorsitzenden der Deutschen 
Bischofskonferenz für die Dauer von fünf Jahren ernannt. Der 
Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz gibt dem Ver-
waltungsrat des Verbandes der Diözesen Deutschlands, dem 
Deutschen Caritasverband, der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeitervertretungen, der Mitarbeiterseite der Zentral-KODA 
und der Deutschen Ordensobernkonferenz zuvor Gelegenheit 
zur Stellungnahme. Die Wiederernennung ist zulässig. 

§ 26 
Ernennung/Mitwirkung der beisitzenden Richter  
aus den Kreisen der Dienstgeber und Mitarbeiter 

(1)  Die beisitzenden Richter aus den Kreisen der Dienstgeber 
werden auf Vorschlag des Verwaltungsrates des Verban-
des der Diözesen Deutschlands, die beisitzenden Richter 
aus den Kreisen der Mitarbeiter werden auf Vorschlag des 
Vorstandes der Bundesarbeitsgemeinschaft der Mitarbei-
tervertretungen und auf Vorschlag der Mitarbeiterseite der 
Zentral-KODA vom Vorsitzenden der Deutschen Bi-
schofskonferenz für die Dauer von fünf Jahren ernannt. 
Bei der Abgabe des Vorschlages für die beisitzenden 
Richter aus den Kreisen der Dienstgeber werden Vertreter 
aus Einrichtungen der Caritas bzw. der Orden, die von der 
Dienstgeberseite der Bundeskommission der Arbeits-
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rechtlichen Kommission bzw. der Deutschen Ordens-
obernkonferenz nominiert werden, angemessen berück-
sichtigt. Bei der Abgabe des Vorschlags für die beisitzen-
den Richter aus den Kreisen der Mitarbeiter werden Ver-
treter der Caritas, die von der Mitarbeiterseite der Bun-
deskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission no-
miniert werden, angemessen berücksichtigt. Die Wieder-
ernennung ist zulässig. 

(2)  § 20 Absätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

Dritter Teil 

Verfahren vor den kirchlichen Gerichten für 
Arbeitssachen 

1. Abschnitt 

Verfahren im ersten Rechtszug 

1. Unterabschnitt 

Allgemeine Verfahrensvorschriften 

§ 27 
Anwendbares Recht 

Auf das Verfahren vor den kirchlichen Arbeitsgerichten im 
ersten Rechtszug finden die Vorschriften des staatlichen Ar-
beitsgerichtsgesetzes über das Urteilsverfahren in ihrer jeweili-
gen Fassung Anwendung, soweit diese Ordnung nichts anderes 
bestimmt. 
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§ 28 
Klageschrift 

Das Verfahren wird durch Erhebung der Klage eingeleitet; die 
Klage ist bei Gericht schriftlich einzureichen oder bei seiner 
Geschäftsstelle mündlich zur Niederschrift anzubringen. Die 
Klage muss den Kläger, den Beklagten, den Streitgegenstand 
mit einem bestimmten Antrag und die Gründe für die Klage 
bezeichnen. Zur Begründung dienende Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben werden. 

§ 29 
Klagerücknahme 

Die Klage kann jederzeit in derselben Form zurückgenommen 
werden. In diesem Fall ist das Verfahren durch Beschluss des 
Vorsitzenden einzustellen. Von der Einstellung des Verfahrens 
ist den Beteiligten Kenntnis zu geben, soweit ihnen die Klage 
vom Gericht mitgeteilt worden ist. 

§ 30 
Klageänderung 

Eine Änderung der Klage ist zuzulassen, wenn die übrigen Be-
teiligten zustimmen oder das Gericht die Änderung für sach-
dienlich hält. Die Zustimmung der Beteiligten zu der Änderung 
der Klage gilt als erteilt, wenn die Beteiligten sich, ohne zu wi-
dersprechen, in einem Schriftsatz oder in der mündlichen Ver-
handlung auf die geänderte Klage eingelassen haben. Die Ent-
scheidung, dass eine Änderung der Klage nicht vorliegt oder 
zugelassen wird, ist unanfechtbar. 
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§ 31 
Zustellung der Klage/Klageerwiderung 

Der Vorsitzende stellt dem Beklagten die Klageschrift zu mit 
der Aufforderung, auf die Klage innerhalb einer von ihm be-
stimmten Frist schriftlich zu erwidern. 

§ 32 
Ladung zur mündlichen Verhandlung 

Der Vorsitzende bestimmt nach Eingang der Klageerwiderung, 
spätestens nach Fristablauf, einen Termin zur mündlichen Ver-
handlung. Er lädt dazu die Beteiligten mit einer Frist von min-
destens zwei Wochen ein. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass 
auch in Abwesenheit einer Partei verhandelt und entschieden 
werden kann.  

§ 33 
Vorbereitung der mündlichen Verhandlung 

(1)  Der Vorsitzende hat die streitige Verhandlung so vorzube-
reiten, dass sie möglichst in einem Termin zu Ende ge-
führt werden kann. Zu diesem Zweck soll er, soweit es 
sachdienlich erscheint, insbesondere  

1.  den Parteien die Ergänzung oder Erläuterung ihrer 
vorbereitenden Schriftsätze sowie die Vorlegung von 
Urkunden und von anderen zur Niederlegung bei Ge-
richt geeigneten Gegenständen aufgeben, insbesondere 
eine Frist zur Erklärung über bestimmte klärungsbe-
dürftige Punkte setzen;  

2.  kirchliche Behörden und Dienststellen oder Träger ei-
nes kirchlichen Amtes um Mitteilung von Urkunden 
oder um Erteilung von Auskünften ersuchen; 

3.  das persönliche Erscheinen der Parteien anordnen; 
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4.  Zeugen, auf die sich eine Partei bezogen hat, und 
Sachverständige zur mündlichen Verhandlung laden 
sowie eine Anordnung nach § 378 der Zivilprozess-
ordnung treffen.  

Von diesen Maßnahmen sind die Parteien zu benachrichtigen.  

(2)  Angriffs- und Verteidigungsmittel, die erst nach Ablauf 
einer nach Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 gesetzten Frist vorgebracht 
werden, sind nur zuzulassen, wenn nach der freien Über-
zeugung des Gerichts ihre Zulassung die Erledigung des 
Rechtsstreits nicht verzögern würde oder wenn die Partei 
die Verspätung genügend entschuldigt. Die Parteien sind 
über die Folgen der Versäumung der nach Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 gesetzten Frist zu belehren. 

§ 34 
Alleinentscheidung durch den Vorsitzenden 

(1)  Der Vorsitzende entscheidet allein 

1.  bei Zurücknahme der Klage; 
2.  bei Verzicht auf den geltend gemachten Anspruch; 
3. bei Anerkenntnis des geltend gemachten Anspruchs. 

(2)  Der Vorsitzende kann in den Fällen des Abs. 1 eine Ent-
scheidung ohne mündliche Verhandlung treffen. 

(3)  Der Vorsitzende entscheidet ferner allein, wenn eine das 
Verfahren beendende Entscheidung ergehen kann und die 
Parteien übereinstimmend eine Entscheidung durch den 
Vorsitzenden beantragen; der Antrag ist in die Nieder-
schrift aufzunehmen. 

(4) Der Vorsitzende kann vor der streitigen Verhandlung 
einen Beweisbeschluss erlassen, soweit er anordnet 

1.  eine Beweisaufnahme durch den ersuchten Richter; 
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2.  eine schriftliche Beantwortung der Beweisfrage nach 
§ 377 Abs. 3 der Zivilprozessordnung; 

3.  die Einholung amtlicher Auskünfte; 
4.  eine Parteivernehmung. 

Anordnungen nach den Nrn. 1 bis 3 können vor der strei-
tigen Verhandlung ausgeführt werden. 

§ 35 
Ablehnung von Gerichtspersonen 

Für die Ausschließung und die Ablehnung von Gerichtsperso-
nen gelten die §§ 41 bis 49 der Zivilprozessordnung entspre-
chend mit der Maßgabe, dass die Entscheidung über die Aus-
schließung oder die Ablehnung eines beisitzenden Richters aus 
den Kreisen der Dienstgeber und der Mitarbeiter der Vorsit-
zende trifft. Ist der Vorsitzende betroffen, entscheidet der Ar-
beitsgerichtshof ohne mündliche Verhandlung und ohne Hinzu-
ziehung der beisitzenden Richter aus den Kreisen der Dienstge-
ber und der Mitarbeiter. 

§ 36 
Zustellungen und Fristen 

(1)  Anordnungen und Entscheidungen, durch die eine Frist in 
Lauf gesetzt wird, sind gegen Empfangsbescheinigung 
oder durch Übergabeeinschreiben mit Rückschein zuzu-
stellen. 

(2)  Der Lauf einer Frist beginnt mit der Zustellung. 

§ 37 
Wiedereinsetzung in versäumte Fristen 

(1)  Ist jemand ohne eigenes Verschulden gehindert, eine Aus-
schlussfrist einzuhalten, ist ihm auf Antrag Wiedereinset-
zung in versäumte Fristen zu gewähren. 
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(2)  Der Antrag muss die Angabe der die Wiedereinsetzung 
rechtfertigenden Tatsachen und der Mittel zu ihrer Glaub-
haftmachung enthalten.  

(3)  Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall 
des Hindernisses zu stellen. In derselben Frist ist die ver-
säumte Rechtshandlung nachzuholen. 

(4)  Über den Antrag entscheidet die Stelle, die über die ver-
säumte Rechtshandlung zu befinden hat. 

2. Unterabschnitt 

Mündliche Verhandlung 

§ 38 
Gang der mündlichen Verhandlung 

(1)  Der Vorsitzende eröffnet und leitet die Verhandlung. 
Nach Aufruf der Sache trägt er den bisherigen Streitstand 
vor. Hierauf erhalten die Beteiligten das Wort, um ihr Be-
gehren zu nennen und zu begründen. 

(2)  Der Vorsitzende erörtert die Sache mit den Beteiligten 
sachlich und rechtlich. Dabei soll er ihre Einigung för-
dern. 

(3)  Die beisitzenden Richter haben das Recht, Fragen zu stel-
len. 

§ 39 
Anhörung Dritter 

In dem Verfahren können der Dienstgeber, die Dienstnehmer 
und die Stellen gehört werden, die nach den in § 2 Absätze 1 
und 2 genannten Ordnungen im einzelnen Fall betroffen sind, 
ohne am Verfahren im Sinne der § 8 und § 9 beteiligt zu sein. 
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§ 40 
Beweisaufnahme 

(1)  Das Gericht erhebt Beweis in der mündlichen Verhand-
lung. Es kann insbesondere Zeugen, Sachverständige und 
Beteiligte vernehmen und Urkunden heranziehen. 

(2)  Das Gericht kann schon vor der mündlichen Verhandlung 
durch eines seiner Mitglieder Beweis erheben lassen oder 
ein anderes Gericht um die Beweisaufnahme ersuchen. 
Die Beteiligten werden von allen Beweisterminen benach-
richtigt und können der Beweisaufnahme beiwohnen. 

§ 41 
Vergleich, Erledigung des Verfahrens 

(1)  Die Beteiligten können, um das Verfahren ganz oder zum 
Teil zu erledigen, zur Niederschrift des Gerichts oder des 
Vorsitzenden einen Vergleich schließen, soweit sie über 
den Gegenstand des Vergleichs verfügen können oder das 
Verfahren für erledigt erklären. 

(2)  Haben die Beteiligten das Verfahren für erledigt erklärt, 
so ist es vom Vorsitzenden des Arbeitsgerichts einzustel-
len. § 30 Satz 3 ist entsprechend anzuwenden.  

(3)  Hat der Kläger das Verfahren für erledigt erklärt, so sind 
die übrigen Beteiligten binnen einer von dem Vorsitzen-
den zu bestimmenden Frist von mindestens zwei Wochen 
aufzufordern, mitzuteilen, ob sie der Erledigung zustim-
men. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sich der Be-
teiligte innerhalb der vom Vorsitzenden bestimmten Frist 
nicht äußert.  
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§ 42 
Beratung und Abstimmung 

(1)  An der Beratung und Abstimmung nehmen ausschließlich 
der Vorsitzende und die beisitzenden Richter teil.  

(2)  Das Gericht entscheidet mit der Mehrheit der Stimmen. 
Die Stimmabgabe kann nicht verweigert werden. Der 
Vorsitzende stimmt zuletzt ab. 

(3)  Über den Hergang der Beratung und Abstimmung ist Still-
schweigen zu bewahren. 

§ 43 
Urteil 

(1)  Das Gericht entscheidet nach seiner freien, aus dem Ge-
samtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung. 
Das Urteil ist schriftlich abzufassen. In dem Urteil sind 
die Gründe tatsächlicher und rechtlicher Art anzugeben, 
die für die richterliche Überzeugung leitend gewesen sind. 
Das Urteil ist von allen mitwirkenden Richtern zu unter-
schreiben. 

(2)  Das Urteil darf nur auf Tatsachen und Beweisergebnisse 
gestützt werden, zu denen sich die Beteiligten äußern 
konnten. 
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3. Unterabschnitt 

Besondere Verfahrensarten 

§ 44 
Auflösung der Mitarbeitervertretung/Verlust der 

Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung 

Sieht das materielle Recht die Möglichkeit einer Klage auf 
Auflösung der Mitarbeitervertretung, auf Amtsenthebung eines 
einzelnen Mitglieds einer Mitarbeitervertretung oder auf Fest-
stellung des Verlusts der Mitgliedschaft in der Mitarbeiterver-
tretung vor, ist die Erhebung der Klage innerhalb einer Frist von 
vier Wochen von dem Tag an zulässig, an dem der Kläger vom 
Sachverhalt Kenntnis erlangt hat. Eine Klage nach Satz 1 kann 
nur von mindestens der Hälfte der Mitglieder der Mitarbeiter-
vertretung oder vom Dienstgeber erhoben werden. 

§ 44 a 
Verlust der Mitgliedschaft in einer Kommission  

nach Art. 7 GrO 

§ 44 Satz 1 gilt entsprechend für Klagen auf Amtsenthebung 
oder Feststellung des Verlustes der Mitgliedschaft in einer 
Kommission nach Art. 7 GrO. Eine Klage nach Satz 1 kann nur 
von der Hälfte der Mitglieder der Kommission oder der Mehr-
heit der Mitglieder einer Seite der Kommission erhoben wer-
den. 

§ 44 b 
Wahlprüfungsklage 

Eine Klage auf Feststellung der Ungültigkeit einer Wahl einer 
Mitarbeitervertretung, eines Mitglieds einer Mitarbeitervertre-
tung, einer Kommission nach Art. 7 GrO oder eines Mitarbei-
tervertreters in einer Kommission nach Art. 7 GrO ist nur in-
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nerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Bekanntgabe der 
Entscheidung zulässig. 

§ 45 
Organstreitverfahren über Zuständigkeit einer  

nach Art. 7 GrO gebildeten Kommission 

In Verfahren über den Streitgegenstand, welche Kommission 
für den Beschluss über eine arbeitsvertragsrechtliche Angele-
genheit zuständig ist, sind nur Kommissionen im Sinne von § 2 
Abs. 1 beteiligungsfähig. Die Beschlussfassung über die Anru-
fung des Kirchlichen Arbeitsgerichts bedarf mindestens einer 
Drei-Viertel-Mehrheit der Gesamtzahl der Mitglieder der 
Kommission. 

2. Abschnitt 

Verfahren im zweiten Rechtszug 

§ 46 
Anwendbares Recht 

Auf das Verfahren vor dem kirchlichen Arbeitsgerichtshof im 
zweiten Rechtszug finden die Vorschriften über das Verfahren 
im ersten Rechtszug (§§ 27 bis 43) Anwendung, soweit die 
Vorschriften dieses Abschnitts (§§ 47 bis 51) nichts anderes 
bestimmen. 

§ 47 
Revision 

(1)  Gegen das Urteil des Kirchlichen Arbeitsgerichts findet 
die Revision an dem Kirchlichen Arbeitsgerichtshof statt, 
wenn sie in dem Urteil des Kirchlichen Arbeitsgerichts 
oder in dem Beschluss des Kirchlichen Arbeitsgerichts-
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hofs nach § 48 Abs. 5 Satz 1 zugelassen worden ist. Die 
Nichtzulassung der Revision ist schriftlich zu begründen. 

(2)  Die Revision ist zuzulassen, wenn 

a)  die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 
b)  das Urteil von einer Entscheidung des Kirchlichen Ar-

beitsgerichtshofs oder, solange eine Entscheidung des 
Kirchlichen Arbeitsgerichtshofs in der Rechtsfrage 
nicht ergangen ist, von einer Entscheidung eines ande-
ren Kirchlichen Arbeitsgerichts abweicht und die Ent-
scheidung auf dieser Abweichung beruht oder  

c)  ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem 
die Entscheidung beruhen kann. 

(3)  Der Kirchliche Arbeitsgerichtshof ist an die Zulassung der 
Revision durch das Kirchliche Arbeitsgericht gebunden. 

(4)  Gegen Beschlüsse, durch die über die Anordnung, 
Abänderung oder Aufhebung einer einstweiligen Verfü-
gung entschieden wird, ist die Revision nicht zulässig. 

§ 48 
Nichtzulassungsbeschwerde 

(1)  Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde 
angefochten werden. 

(2)  Die Beschwerde ist beim Kirchlichen Arbeitsgerichtshof 
innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen 
Urteils schriftlich einzulegen. Die Frist ist auch gewahrt, 
wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem Gericht, 
dessen Urteil angefochten wird, eingelegt wird. Die Be-
schwerde muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

(3)  Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach der 
Zustellung des vollständigen Urteils zu begründen. Die 
Begründung ist beim Kirchlichen Arbeitsgerichtshof ein-
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zureichen. In der Begründung muss die grundsätzliche 
Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die Entschei-
dung, von welcher das Urteil abweicht, oder der Verfah-
rensmangel bezeichnet werden. 

(4)  Die Einlegung der Beschwerde hemmt die Rechtskraft des 
Urteils. 

(5)  Über die Beschwerde entscheidet der Kirchliche Arbeits-
gerichtshof ohne Hinzuziehung der beisitzenden Richter 
durch Beschluss, der ohne mündliche Verhandlung erge-
hen kann. Der Beschluss soll kurz begründet werden; von 
einer Begründung kann abgesehen werden, wenn sie nicht 
geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen beizutra-
gen, unter denen eine Revision zugelassen ist. Mit der 
Ablehnung der Beschwerde durch den Kirchlichen Ar-
beitsgerichtshof wird das Urteil rechtskräftig. 

§ 49 
Revisionsgründe 

(1)  Die Revision kann nur darauf gestützt werden, dass das 
Urteil des Kirchlichen Arbeitsgerichts auf der Verletzung 
einer Rechtsnorm beruht. 

(2)  Ein Urteil ist stets als auf der Verletzung einer Rechts-
norm beruhend anzusehen, wenn 

a)  das erkennende Gericht nicht vorschriftsmäßig besetzt 
war, 

b)  bei der Entscheidung ein Richter mitgewirkt hat, der 
von der Ausübung des Richteramtes kraft Gesetzes 
ausgeschlossen oder wegen Besorgnis der Befangen-
heit mit Erfolg abgelehnt war, 

c) einem Beteiligten das rechtliche Gehör versagt war, 
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d)  das Urteil auf eine mündliche Verhandlung ergangen 
ist, bei der die Vorschriften über die Öffentlichkeit des 
Verfahrens verletzt worden sind, oder  

e)  die Entscheidung nicht mit Gründen versehen ist. 

§ 50 
Einlegung der Revision 

(1)  Die Revision ist beim Kirchlichen Arbeitsgerichtshof 
innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen 
Urteils oder des Beschlusses über die Zulassung der Revi-
sion nach § 48 Abs. 5 Satz 1 schriftlich einzulegen. Die 
Frist ist auch gewahrt, wenn die Revision innerhalb der 
Frist bei dem Gericht, dessen Urteil angefochten wird, 
eingelegt wird. Die Revision muss das angefochtene Ur-
teil bezeichnen. 

(2)  Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustel-
lung des vollständigen Urteils oder des Beschlusses über 
die Zulassung der Revision nach § 48 Abs. 5 Satz 1 zu 
begründen. Die Begründung ist beim Kirchlichen Arbeits-
gerichtshof einzureichen. Die Begründungsfrist kann auf 
einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag vom Präsidenten 
einmalig um einen weiteren Monat verlängert werden. Die 
Begründung muss einen bestimmten Antrag enthalten, die 
verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel ge-
rügt werden, die Tatsachen angeben, die den Mangel er-
geben. 

§ 51 
Revisionsentscheidung 

(1)  Der Kirchliche Arbeitsgerichtshof prüft, ob die Revision 
statthaft und ob sie in der gesetzlichen Form und Frist 
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eingelegt und begründet worden ist. Mangelt es an einem 
dieser Erfordernisse, so ist die Revision unzulässig. 

(2) Ist die Revision unzulässig, so verwirft sie der Kirchliche 
Arbeitsgerichtshof ohne Mitwirkung der beisitzenden 
Richter durch Beschluss, der ohne mündliche Verhand-
lung ergehen kann. 

(3)  Ist die Revision unbegründet, so weist der Kirchliche Ar-
beitsgerichtshof durch Urteil die Revision zurück. 

(4)  Ist die Revision begründet, so kann der Kirchliche 
Arbeitsgerichtshof  

a)  in der Sache selbst entscheiden, 
b)  das angefochtene Urteil aufheben und die Sache zur 

anderweitigen Verhandlung und Entscheidung zu-
rückverweisen. 

(5)  Ergeben die Entscheidungsgründe zwar eine Verletzung 
des bestehenden Rechts, stellt sich die Entscheidung selbst 
aber aus anderen Gründen als richtig dar, so ist die Revi-
sion zurückzuweisen. 

(6)  Das Kirchliche Arbeitsgericht, an das die Sache zur ander-
weitigen Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen 
ist, hat seiner Entscheidung die rechtliche Beurteilung des 
Kirchlichen Arbeitsgerichtshofs zugrunde zu legen. 

3. Abschnitt 

Vorläufiger Rechtsschutz 

§ 52 
Einstweilige Verfügung 

(1)  Auf Antrag kann, auch schon vor der Erhebung der Klage, 
eine einstweilige Verfügung in Bezug auf den Streitge-
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genstand getroffen werden, wenn die Gefahr besteht, dass 
in dem Zeitraum bis zur rechtskräftigen Beendigung des 
Verfahrens die Verwirklichung eines Rechts des Klägers 
vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte, oder 
wenn die Regelung eines vorläufigen Zustands in einem 
streitigen Rechtsverhältnis erforderlich ist, um wesentli-
che Nachteile abzuwenden. 

(2)  Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Achten Bu-
ches der Zivilprozessordnung über die einstweilige Verfü-
gung (§§ 935 bis 943) entsprechend mit der Maßgabe, 
dass die Entscheidungen ohne mündliche Verhandlung 
und ohne Hinzuziehung der beisitzenden Richter ergehen 
und erforderliche Zustellungen von Amts wegen erfolgen. 

4. Abschnitt 

Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 

§ 53 
Vollstreckungsmaßnahmen 

(1)  Ist ein Beteiligter rechtskräftig zu einer Leistung 
verpflichtet worden, hat er dem Gericht, das die Streitig-
keit verhandelt und entschieden hat, innerhalb eines Mo-
nats nach Eintritt der Rechtskraft zu berichten, dass die 
auferlegten Verpflichtungen erfüllt sind. 

(2)  Berichtet der Beteiligte nicht innerhalb eines Monats, for-
dert der Vorsitzende des Gerichts ihn auf, die Verpflich-
tungen unverzüglich zu erfüllen. Bleibt die Aufforderung 
erfolglos, ersucht das Gericht den kirchlichen Vorgesetz-
ten des verpflichteten Beteiligten um Vollstreckungshilfe. 
Dieser berichtet dem Gericht über die von ihm getroffenen 
Maßnahmen. 
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(3)  Bleiben auch die nach Abs. 2 getroffenen Maßnahmen 
erfolglos, kann das Gericht auf Antrag gegen den säumi-
gen Beteiligten eine Geldbuße bis zu 2.500,00 EUR ver-
hängen und anordnen, dass die Entscheidung des Gerichts 
unter Nennung der Verfahrensbeteiligten im Amtsblatt des 
für den säumigen Beteiligten zuständigen (Erz-)Bistums 
zu veröffentlichen ist. 

§ 54 
Vollstreckung von Willenserklärungen 

Ist ein Beteiligter zur Abgabe einer Willenserklärung verurteilt, 
so gilt die Erklärung als abgegeben, sobald das Urteil Rechts-
kraft erlangt hat. 

5. Abschnitt 

Beschwerdeverfahren 

§ 55 
Verfahrensbeschwerde 

Hinsichtlich der Beschwerde gegen Entscheidungen des Kirch-
lichen Arbeitsgerichts oder seines Vorsitzenden gilt § 78 Satz 1 
des Arbeitsgerichtsgesetzes entsprechend mit der Maßgabe, 
dass über die Beschwerde der Präsident des Arbeitsgerichtshofs 
durch Beschluss ohne mündliche Verhandlung entscheidet. 
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Vierter Teil 

Schlussvorschriften 

§ 56 
Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am 1. Juli 2010 in Kraft. 

Für die Deutsche Bischofskonferenz 

 
 
 
 
Erzbischof Dr. Robert Zollitsch 
Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz 
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